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Blick in die Geschichte 
Historische Katastrophen im Spiegel der Zeit 

So entstand das "Tal der zehntausend Rauchsäulen" 
Heute: Am 6. Juni 1912 explodiert der Mount Katmai 

Schlagartig verandert ein ge­
walt iger Vulkanausbruch ein 
riesiges Gebiet Im Südwesten 
Alaskas : Schon Tage vorher 
hatten schwere Erdstoße das 
Land erschuttert, dann explo­
dierte am 6. Juni t 912 der Vul­
kan Mount Katmai mIt unvor­
stellbarer Kraft. Tagelang wer­
den gewaltige Mengen von glu­
hendem Staub aus dem Krater 
geschleudert und gehen auf ei­
ner Fläche von mehr als 
100000 Quadratkilometern 
nieder. Die vielen Kubikkilome­
ter vulkanischer Asche verdun­
keln den ganzen Süden Alas­
kas, und noch Jahre danach 
liegen die Temperaturen deut­
lich niedriger. 

Obwohl dies eine der verhee­
rendsten Eruptionen war, die 
man in der Neuzeit registrierte, 
ist der genaue Hergang nicht 
bekannt, denn In der men ­
schenleeren Region am Rande 
der Arkt is gab es damals nur 
wenige Augenzeugen Die 
meisten der Eskimos und Ale­
uten, die hier seit Jahrtau­
senden lebten und in den Flüs­
sen und Seen fischten , hatten 
sich schon fruher aus dem Ge­
biet zuruckgezogen . Trotz des 
enormen Ausbruchs, der einen 
ganzen Landstrich verwustete, 
Sind keine Todesfalle bekannt -

geworden. Einer der wenigen, 
die die Katastrophe miter lebt 
haben, berichtete später: "Die 
ganze Spitze des Katmai ISt In 

die Luft geflogen! " 

Heute nimmt man an , daß ein 
neuer Vulkan entstand , der No­
varupta, der durch unterirdi ­
sche Verbindungen das Mag­
ma abzog, so daß der Gipfel 
des Mount Katmal explod ierte 
und in sich zusammenstLirzte. 

Am schlimmsten waren die 
Verheerungen im Tal des Ukak­
Rlver. Aus einer Öffnung des 
neuen Vu lkans ergaB sich ein 
Strom gluhender Lava durch 
das Tal, alles Leben auf seinem 
Weg auslöschend . Die Baume 
an den Hängen wurden von der 
Hitzewelle erfaßt und gingen in 
Flammen auf. Mehr als 90 Qua­
dratkilometer grünes, blühen­
des Land wurden unler einer 
bis zu 100 Meter dicken 
Schicht Bimsstein und Lava be­
graben. Nichts Lebendes blieb 
mehr In dem 20 Kilometer lan­
gen Tal 

Erst Jahre spater wagten sich 
wieder Menschen in dieses 
Land Robert Griggs von der 
National Geographie Society 
begann unter großen Schwie­
rigkeiten und Gefahren mit der 
Ertorschung der verwüsteten 

Region . Eine der spektakular­
sten Entdeckungen war das Tal 
des Ukak-River, das Griggs 
"Valley of T enthousend Smo­
kes " nannte: Aus ungezahlten 
Spalten und Rissen sahen die 
Forscher "Zehntausende von 
Rauchsäulen " aufsteigen, ver­
ursacht durch das in der heißen 
Asche verdampfende Wasser 

Inzwischen ist die Asche abge­
kühlt , und die " Fumarolen " ha­
ben aufgehört zu rauchen . 
Staubfahnen wehen über die 
tote Landschaft. Immer noch 
liegt das Tal öde und st ill am 
Beginn der Aleutenkette, nur 
mit dem Buschflugzeug oder 
mit dem Boot zu erreichen, in 
einem Nationalpark, etwa drei­
mal so groß wie das Saarland 
und - menschenleer. Braun­
baren sind hier zahlreicher als 
Besucher. 

Ein einziger "Trail " führt seit 
1964 ein kurzes Stück Ins 
Land , ein etwas breiterer 
Schotterweg. Wir fahren vom 
Naknek-Lake, wo unser kleines 
Flugzeug gewassert ist, eine 
Strecke von 35 Kilometern 
durch die Einöde zum" Valley ". 

Mehrmals muß unser Gelande­
wagen kle ine Flüsse durchque­
ren. Jedesmal prüft der Fahrer 
erst mit einer Stange, ob die 

Bis zu hundert Meter 
dick ist die Schicht 
8US Bims und Lava im 
Tal des Ukak-River, in 
die sich der Fluß wie­
der tief eingegraben 
hat. Oie Person auf 
dem Bild Im Vorder­
grund ermöglicht ei­
nen Größenvergleich. 

Wassertiefe an der Furt ein 
Durchqueren erlaubt. 

Und dann liegt das "Tal der 
zehntausend Rauchsaulen" 
unter uns. Der Anblick ist auch 
heule noch atemberaubend. 
Man vergißt hier die Zeit. Hier 
gilt nur die Natur, und der 
Mensch verschwindet zu eI­
nem Nichts. Und doch hat von 
hier aus der Mensch den groß­
ten Sprung unseres Jahrhun­
derts getan : Am Fuß des Kat­
mai und Novarupta haben die 
Astronauten des ersten Mond­
fluges das Gehen Im tiefen 
Staub geübt. 

Wie eine Mondlandschaft, so 
erscheint es auch heute noch. 
In den vergangenen sieben 
Jahrzehnten haben Sich die 
Flüsse Knife-Creek, Lethe und 
Ukak tief in den Bimsstein und 
die Vulkanasche eingegraben , 
bis zu hundert Meter tief. Der 
Mensch erscheint dagegen wie 
ein Zwerg. Der Ukak-River 
braust nach der Schnee­
schmelze durch einen ganz 
schmalen , tiefen Canyon mit 
Urgewalt hindurch. Die Brücke, 
die man darüber gebaut hatte, 
ist längst weggerissen. Um auf 
die andere Seite zu gelangen, 
mussen wir einen kleinen Holz· 
steg heranschleppen. 

Aber ganz tot ist das TaIInzwi­
schen schon nicht mehr. Uber­
all beginnt das Leben, das ver­
wüstete Land wieder zu er­
obern. Erst überziehen Flech­
ten und Moose den Boden, 
dann folgen Gräser, Blaubee­
ren, Weiden und Erlen . Heute, 
nach 70 Jahren, leben dort 
schon wieder zahlreiche Tiere. 
Bär und Luchs streifen durch 
das einst tote Tal, auf der Suche 
nach Beute. Wir sehen ein paar 
Elche und die Fahrte von einem 
Wolf. Das Leben erobert Sich 
das von der ungebandlgten Na­
tur zerstorte Land mit einer Za­
higkeit zuruck, die erstaunen 
macht . 

Dieter Meyer-Paysan 
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@ 
Umschau 

Grußwort des Bundesmini· 
sters des Innern an die ehren· 
amtlichen Helferinnen und 
Helfer des Zivilschutzes zum 
Weihnachtsfest und zum 
Jahreswechsel 

Liebe Helferinnen und Helfer 
im Zivil- und Katastrophenschutzl 

Zum Jahreswechsel wünsche ich Ihnen 
und Ihren Familien ein gesegnetes 
Weihnachtsfest und ein gesundes, 
glückliches Neues Jahr. Sie haben auch 
in diesem Jahr treu und uneigennützig 
dem Gemeinwohl gedient. Ihre Bereit­
scha~, jederzeit Menschen in Not zu 
helfen, Mitbürger vor Gefahren zu 
schützen, Leid und Unglück zu mildern, 
verdient hohes Lob. 

Herzlichen Dank und Anerkennung auch 
allen, die abseits des aktuellen Gesche­
hens der humanitären Arbeit freiwillig 
und ehrenamtlich Aufgaben im Zivil­
schutz wahrnehmen, die nicht so stark 
in das Bewußtsein der Öffentlichkeit 
dringen. Sie verdienen gleichwohl oder 
gerade deshalb als Beispiel aktiven Bür­
gersinns hervorgehoben zu werden . Ich 
meine die Helferinnen und Helfer im 
Warndienst und im Selbstschutz. 

Sie, die Mitarbeiter des Zivil- und 
Selbstschutzes, zeigen ihre enge Ver­
bundenheit zu unserem Staat durch vor­
bildlichen persönlichen Einsatz und ei­
gene materiel le Opfer. Ihre der demo­
kratischen Gemeinscha~ verpfl ichtete 
Gesinnung sollte andere anspornen, 
Ihrem Beispiel zu folgen. Dann werden 
wir gemeinsam die vor uns liegenden 
Schwierigkeiten überwinden. 

Ich bin sicher, daß sich die partner­
scha~liche Zusammenarbeit zwischen 
Staat und den am Gemeinwohl orientier­
ten gesellschaftlichen Gruppen weiter 
festigen wird. Möge Ihrem gemeinnützi­
gen Wirken auch im nächsten Jahr der 
verdiente Erfolg beschieden seinl 

Katastrophenschutzschule 
des Bundes: Schulleiter 
Dr. Lorenz verabschiedet 

Im Rahmen einer kleinen Feier in der 
Katastrophenschutzschule in Bad Neuen­
ahr-Ahrweiler wurde Ud. Regierungs-
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direktor Dr. Hermann Lorenz in den Ru­
hestand verabschiedet. Dr. Paul Wilhelm 
Kolb, Präsident des Bundesamtes für Zi­
vilschutz, würdigte die Tatigkeit des bis­
herigen Schu lleiters und händigte ihm 
das vom Bundespräsidenten verl iehene 
Bundesverdienstkreuz am Bande aus. 

Hermann Lorenz trat am t . April 1965 in 
den Dienst des Bundesamtes für Zivil­
schutz, nachdem er zunächst im Stabs­
offiziersrang beim Aufbau der Bundes­
marine mitgewirkt hatte. 

Von Beginn an widmete sich Dr. Lorenz 
seinem Aufgabengebiet mit viel Engage­
ment. Am 1. März 1976 übernahm er 
die Leitung der Katastrophenschutz­
schule des Bundes (KSB) in Bad Neuen­
ahr-Ahrweiler. Gestützt auf seine be­
rufliche Erfahrung ist es ihm in der Fol­
gezeit gelungen, diese Schule auftrags­
gemäß zur Katastrophenschutz-Füh­
rungsschule des Bundes umzugestalten. 

Mit Nachdruck setzte sich Lorenz durch 
außerdienstliche Uberzeugungsarbeit für 
die vom Bund verfolgte Konzeption zur 

Hilfen gegen den Schulweg·Tod 

Schulkinder sind donnerstags am stärk­
sten gefährdet, denn an diesem Tag er­
eignen sich die meisten Schulweg-Un­
fä lle. Die gefahrlichsten Stellen sind jene 
Punkte, bei denen die Kinder über die 
Straße müssen, Zebrastreifen oder Am­
peln aber feh len . Dies sind zwei wichti­
ge Ergebnisse einer ADAC-Analyse der 
Schulweg-Unfalle 1981 in Bayern. Un­
tersucht wurden 875 Unfälle, bei denen 
16 getötete und 981 verletzte Kinder 
registriert werden mußten. 307 Unfälle 
passierten werktags zwischen sieben 
und acht Uhr, 358 zwischen zwölf und 
14 Uhr. 

strukturel len Verbesserung der Katastro­
phenschutzausbildung ein. Besonders 
engagierte er sich für die internationale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Zivilschutzes. So ist es u.a. auf seine 
Beratung zurückzuführen , daß wichtige 
Elemente des deutschen Konzeptes 
Eingang in die Führungsstruktur des nie­
derländischen ZiVilschutzes gefunden 
haben. 

Hermann Lorenz hat es verstanden, die 
Katastrophenschutzschule des Bundes 
zu einem Ort der Begegnung und Infor­
mation für Zivilschutzfachleute aus dem 
In- und Ausland zu machen. Der Leistungs­
stand der Schule beeindruckt allgemein. 

Nachfolger von Dr. Lorenz im Amt des 
Schulleiters wurde Regierungsdirektor 
Ferdinand Ständer (siehe Bericht in 
Zivilschutz-Magazin II / ß2, Seite 2). 

Unser Bild : Der Prasident des Bundes­
amtes für Zivilschutz, Dr. Paul Wilhelm 
Kolb, mit dem bisherigen Leiter der 
KSB, Dr. Lorenz (links), und dem Nach­
folger in diesem Amt, Ferdinand Ständer 
(rechts) . (Foto : Hilberath) 

Obwohl in den letzten Jahren die Unfall­
zahlen kontinuierlich rückläu fig sind, ist 
es nach Ansicht des ADAC dringend 
geboten, vor allem gegen die Kinder­
Unfälle mehr als bisher zu tun . Deshalb 
hat der ADAC In den letzten Jahren Ver­
kehrserz iehungs-Spezialisten ausgebil­
det, die meist in Kindergärten oder 
Schulen Eltern- Informations-Abende 
veranstalten . Dort wird den Erwachse­
nen anhan.d des Konzeptes "Kind und 
Verkehr" gezeigt, wie sie die Kinder 
bestmöglich auf den Straßenverkehr 
vorbereiten können . Bisher haben über 
500000 Väter und Mütter an diesen 



Abenden teilgenommen. 
Die vom ADAC ausgebildeten Speziali­
sten sind hauptsächlich Lehrer, Fahrleh­
rer, Erzieher und Polizeibeamte, die zu­
nächst das nötige Grundlagenwissen 
vermitteln: Wie lernen Kinder und wie 
und warum verhalten sie sich in be­
stimmten Situationen so und nicht an­
ders? Wichtig auch ist, den Erwachse­
nen beizubringen, daß zunächst bei ih­
nen die Kinder-Verkehrserziehung be­
ginnen muß. Sie sind in ihren unter­
schiedlichen Rollen als Eltern, als Auto­
fahrer oder als Fußgänger Vorbilder für 
die Kinder. 
Eltern, die mehr über" Kind und Ver­
kehr" wissen wollen, sollten zunächst 
beim Kindergarten einen solchen Infor­
mations-Abend anregen und dessen 
Leiterin bitten, sich an die ADAC-Ver­
kehrsabteilungen zu wenden. Die Infor­
mations-Abende sind für die Beteiligten 
kostenlos. 

Stuttgart: Übung in 
Chirurgischer Klinik 

Eine nicht angekündigte Übung, die auf 
Wunsch von Chefarzt Prof. Dr. Kratt 
stattfand, sollte für die Chirurgische Kli­
nik des Stuttgarter Marienhospitals Er­
fahrungswerte über die Aufnahmekapa­
zität und den Zeitbedarf zur Alarmierung 
von Ärzten und Pflegepersonal erbrin­
gen. Der Malteser-Hilfsdienst Stuttgart 
erhielt deshalb den Auftrag, 50 Übungs­
patienten zur Klinik zu bringen. Die 
Übungspatienten wurden in der Be­
triebsstelle des Amtes für Zivilschutz mit 
Verletzten-Anhängerkarten ausgestattet, 
auf denen die jeweiligen Verletzungsar­
ten vermerkt waren. 40 Schwer- und 10 
Leichtverletzte wurden mit Krankentrans­
portfahrzeugen des Katastrophenschut­
zes und des Malteser-Hilfsdienstes in 
das Marienhospital gefahren. 

Bei der Alarmauslösung um 19.10 Uhr 
befanden sich fünf Ärzte in der Chir­
urgischen Klinik im Dienst. Nach ca. 40 
Minuten standen insgesamt 36 Ärzte 
und ca. 100 Schwestern und Schwe­
sternhelferinnen einsatzbereit zur Vertü­
gung. Das ankommende Krankenhaus­
personal wurde registriert. 

Die Aufnahme der Verletzten verlief oh­
ne sichtbare Verzögerungen. Im Ein­
gangsbereich war ein Triage-Arzt statio­
niert, der die Verteilung der Verletzten 
nach der Verletzungsart auf die ver­
schiedenen Stationen steuerte. Die 
"Verletzten" wurden in die verschiede­
nen OP-Räume, Röntgenstation, Inten­
siv-Station und anderen Pflegestationen 
"echt" eingeliefert und "behandelt". 

Es war äußerst eindrucksvoll, mit wei­
chem Engagement Ärzte, Pflegepersonal 
und Schwesternschülerinnen sich an 

dieser Übung beteiligten. Insgesamt 
standen sechs OP-Teams zur Verfü­
gung, die nach Auskunft von Prof. Dr. 
Kraft in der Lage gewesen wären, im 
Laufe der Nacht ca. 100 Verletzte zu 
versorgen. 
Insgesamt nahmen 80 Helfer des MHD 
unter Leitung des Diözesanbeauftragten 

Graf Schönburg, 35 Beobachter von 
auswärtigen MHD-Gliederungen, 36 
Ärzte und 100 Schwestern und Schwe­
sternhelferinnen des Krankenhauses an 
der Übung teil. Prof. Dr. Kratt dankte 
nach Abschluß - gegen 21.00 Uhr -
den Beteiligten für ihren imponierenden 
Einsatz. 

Schweres Tanklastzug·Unglück in Bad Reichenhall 

Ein umgestürzter und in Brand geratener 
Tanklastzug hat am Dienstag, 23. No­
vember 1982, fast zu einer Katastrophe 
geführt: Das Fahrzeug geriet auf dem 
Gelände einer Tankstelle in Sekunden­
schnelle in Brand; das Feuer griff auf 
umstehende Gebäude über, so daß eine 
Evaku ierung angrenzender Straßenzüge 
erwogen werden mußte. 

Der Fahrer des Tanklastzuges kam in 
dem Flammenmeer ums Leben, sieben 
Bewohner eines Hauses erlitten teilwei­
se schwere Verletzungen, als sie aus 
den Fenstern auf die Straße sprangen. 
Die Feuerwehr konnte den Brand erst 
nach mehreren Stunden unter Kontrolle 
bekommen. 

(Foto: dpa) 

Dr. Roland Frömel neuer Abteilungsleiter in Stuttgart 

Als Nachfolger des in den Ruhestand 
getretenen Ministerialdirigenten Dr. Rolf 
Nebinger übernahm am 1. Juli 1982 
Ministerialrat Dr. Roland Frömel die Lei­
tung der Abteilung VI - Katastrophen­
schutz und Feuerwehrwesen, zivile Ver­
teidigung - im baden-württembergi­
sehen Innenministerium in Stuttgart. 

Dr. Frömel, am 26. November 1938 in 
Waldshut geboren, studierte nach der 
Reifeprüfung in Freiburg und Berlin 
Rechtswissenschaften und legte 1964 
und 1967 die 1. bzw. 2. juristische 
Staatsprüfung ab. 1969 wurde Frömel an 
der Universität Freiburg zum Dr. jur. 
promoviert. 

Vom Landratsamt Tuttlingen kam 
Dr. Frömel 1971 zum Innenministerium 
Stuttgart, wo er u.a. Bundesratsreferent, 
Leiter der Pressestelle und der Zentral­
steIle war, bis er jetzt zum Abteilungslei­
ter der Abteilung VI berufen wurde. 
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24 Verletzte bei Frontalzusammenstoß zweier Züge 

Zwei Personenzüge stießen am Sams­
tag, dem 4. Dezember 1982, bei Him­
minghausen (Nordrhein-Westfalen) fron­
tal zusammen; das Unglück ereignete 
sich, als die beiden Eilzuge die Kreu-

zung der Bahnstrecken Hertord-Alten­
beken und Hannover-Kassel passier­
ten. Beide Lokomotiven sowie zwei Wa­
gen entgleisten, 21 Reisende wurden 
leicht, drei Personen schwer verletzt. 

Erdbeben erschütterte die Schwäbische Alb 

Ein Erdbeben hat am Sonntag morgen, 
28. November 1982, Teile der Schwabi­
schen Alb erschüttert und viele Bewoh­
ner Im Zollernalbkreis aus dem Schlaf 
genssen. Nach Angaben der Erdbeben­
warte Balingen und der Polizei erreichte 
das kurz nach 5.30 Uhr registrierte Be­
ben die Starke fünf bis sechs auf der 

Aktuelle Termine 

Die Landesstelle fur Betriebsschutz in 
Stuttgart meldet für das erste Halbjahr 
1983 folgende Seminare. 

Mercalli-Skata. Schaden wurden nicht 
gemeldet. 
Dem kurzen Beben, dessen Herd wahr­
scheinlich wiederum im Bereich des 
"Zollerngrabens" lag, war ein dumpfes 
Grollen vorausgegangen. Eine Minute 
nach dem ersten Erdstoß gab es noch 
ein schwacheres Nachbeben. 

I 
"Betrieblicher Katastrophenschutz I" am 
22. Februar 1983 (BasiswIssen über den 
betrieblichen Katastrophenschutz, vor-

Veranstaltungsplan der BVS·Bundesschule 
Der Bundesverband fur den Selbstschutz fuhrt im ersten Halblahr t 983 an der BVS­
Bundesschule in Bad Neuenahr-Ahrweiler die nachfolgenden Veranstaltungen durch. 
Teilnehmermeldungen sind der BVS-Bundesschule mindestens vier Wochen vor Veran­
staltungsbeginn durch die BVS-Landesstellen vorzulegen 

Nr Veranstaltung In der Zelt vom bis 

1 Grundlagenlehrgang "Selbstschutzführung " 3. 1. 7. 1. 
2 Arbeitsseminar für ha Fachbearbeiter der BVS-Dlenst-

stellen 3. 1. 6. 1. 
2a ArbeitssemInar Argumentationstraining ., Zivilschutz" 3. 1. 6. 1, 
2b Fortbildungslehrgang "Redner und Fachlehrer" 3. 1 6. 1. 
3 Grundlagenlehrgang "Waffenwlrkungen und Schutzmog-

lichkelten" 10. 14 1. 
4 Arbeitsseminar fur ha Fachbearbeiter der BVS-Dlenst-

stellen 10. 1 t3. 1. 
4a Arbeitsseminar Argumentationstraining "Zivilschutz" 10. 1. 13. 1. 
4b Grundlagenlehrgang "Schutzbau Teillt" 11. 1 13. 1. 
5 Grundlagenlehrgang "Beauftragter" 171 21 1, 
6 Arbeitsseminar fur ha Fachbearbeiter der BVS-Dlenst-

stellen 17, 1 20. 1. 
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beugende Planung und organisatorische 
Maßnahmen) 

"Betrieblicher Katastrophenschutz 11" 
am 22. Marz 1983 (Führung und Füh­
rungstechnik in Gefahrensituationen) 

"Betrieblicher Katastrophenschutz Itl" 
am 21, April 1983 (Erstellen von Kata­
strophenschutz- und Räumungsplanen, 
organisatorische Maßnahmen) 

"Katastrophenabwehr für Rechenzentren 
und EDV-Abteilungen" (Sicherung von 
Rechenzentren hinsichtlich der Vorberei­
tung auf den Störtall) 

Informationen: Landesstelle für Betriebs­
schutz e. V., Hohenheimer Straße 41 c, 
7000 Stuttgart 1, Telefon (0711) 
233425. 

Die" International Fire, Security and Sa­
fety Exhibition and Conlerence IFSSEC 
'83" findet vom 18. bis 22. April 1983 
im Londoner Olympia statt. Die Ausstel­
lung umfaßt die Themen Vorsorge und 
Gesundheit, Feuerschutz und Sicher­
heit. Die parallel stattfindende Konferenz 
behandelt u.a, die Themen: Internationa­
le Entwicklung der Branderkennung und 
Alarmierung, Feuerlöschmittel für Berei­
che mit hohem Brandrisiko, Sicherheits­
türen und -abschlüsse, moderne Ent­
wicklungen der Überwachung, spezielle 
Probleme der Labor-Sicherheit, Redu­
zierung von Unfällen In der Produktion, 
Einbruchmelder, elektronische Überwa­
chungssysteme. 

Informationen: Victor Green Publications 
Ud., Cavendish House, 128/134 Cleve­
land Street London W 1 P 5 DN, Eng­
land. 

Die "London International Fire Exhibi­
tion" wird vom 9. bis 13. April 1984 
ebenfalls im Olympia London stattfinden, 
und zwar als "Life '84" gleichzeitig mit 
der IFSSEC '84. 

Einen wesentlichen Tei' der Life '84 wird 
die internationale Konferenz uber Brand­
schutzfragen. bilden. Das Programm wird 
von einem Expertenausschuß geplant, 
dem Vertreter der verschiedensten Sek­
toren - Handel, Industr e, Feuerwehr, 
Staatsbehörden, Versicherungswesen, 
Forschung und Architektur - sowie der 
bntischen und kontinentalen Fachver­
bande fur Brandschutztechnik angeho­
ren. Das gesamte Spektrum der Brand­
bekampfung, Brandschutztechnik und 
Brandverhütung wird angesprochen. Die 
Konferenz wird sich aus einer Reihe in­
diVidueller Seminare über Themen von 
aktuellem Interesse zusammensetzen. 
Für alle Seminare sind als Sprachen 
Englisch, Franzosisch, DeutSCh, Spa­
nisch und Italienisch vorgesehen. 



Informationen: ebenfalls durch Victor 6a Arbeitsseminar Argumentationstraining "Zivilschutz" 17. 1. 20. 1. Green Publications Ud. London. 6b Fortbildungslehrgang "Redner und Fachlehrer" 17. 1. 20. 1. 
7 Grundlagenlehrgang "Selbstschutzführung " 24. 1. 28. 1. 
8 Grundlagenlehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög-

Das "Haus der Technik e.V." in Essen, 
lichkeiten" 24. 1 . 28. 1. Außeninstitut der Rheinisch-Westfäli-

9 Grundlagenlehrgang "Schutzbau Teil I" 24. 1. 26. 1. sehen Technischen Hochschule Aachen, 
10 Grundlagenlehrgang "Selbstschutzführung " 31. 1. 4.2. zeigt folgende Seminare an: 
11 Fortbildungslehrgang "Redner und Fachlehrer" 31. 1. 4.2. 
12 Arbeitsseminar ArgumentationstrainIng "Zivilschutz" 31. 1 . 4.2. "Brandschutz und Feuersicherheit in Ar-
13 Grundlagenlehrgang BVS-Dienststellenleiter 7. 2. 11. 2. beitsstätten" am 2. und 3. März 1983; 
14 Aufbaulehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög- Leitung: Brand-Ing. F. Isterling. 

lichkeiten" 7.2. 11 . 2. Diese Veranstaltung dient auch der Fort-
15 Arbeitsseminar Argumentationstraining "Zivilschutz" 7.2. 11. 2. bildung von Sicherheitsfachkräften nach 
16 Abschlußlehrgang "Öffentl ichkeitsarbeit" 21. 2. 25.2. § 5 des Arbeitssicherheitsgesetzes, zu 
17 Fortbildungslehrgang "Redner und Fachlehrer" 21. 2. 25.2. deren Erfüllung der Arbeitgeber ver-
18 Grundlagenlehrgang "Selbstschutzführung " 21. 2. 25.2. pflichtet ist. Themen sind u.a.: Dem 
19 Aufbaulehrgang "Selbstschutzführung " 28.2. 4.3. Brandschutz auf der Gammelspur; 
20 Abschlußlehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög- Brandvorsorge angepaßt: Wie können 

lichkeiten" 28.2. 4.3. wir am Brandschutz sparen?; Kunststof-
21 Grundlagenlehrgang "Schutzbau Teil 11" 28.2. 2.3. fe im Brandgeschehen; Risiken, Folgen, 
22 Grundlagenlehrgang "Öffentlichkeitsarbeit" 7.3. 11. 3. Schadenverhütung und Sanierung nach 
23 Grundlagenlehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög- dem Brand; moderne Feuerlöschmittel, 

lichkeiten" 7.3. 11. 3. ihre Darstellung im Experiment; Analyse 
24 Grundlagenlehrgang "Fach- und Sachbearbeiter" 7.3. 11. 3. möglicher Gefahren im Humanbereich; 
25 Aufbaulehrgang "Brandschutzdienst" 14.3. 18.3. elektronische Früherkennung von Brän-
26 Fortbildungslehrgang "Redner und Fachlehrer " 14.3. 18.3. den, mit einem Minimum an Aufwand 
27 Arbeitsseminar Argumentationstraining "Zivilschutz" 14.3. 18.3. maximale Schadenverhütung; die Fach-
28 Aufbaulehrgang "Bergungs- und Sanitätsdienst" 21.3. 25.3. kraft für Arbeitssicherheit, Standort und 
29 Grundlagenlehrgang "Fach- und Sachbearbeiter" 21.3. 25.3. Standpunkt heute; Fallstudie "Feuer-
30 Abschlußlehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög- test", Gewinnung optimaler Sicherheit 

lichkeiten" 21. 3. 25.3. im Arbeits- und Lehrbereich. 
31 Grundlagenlehrgang "Frauenarbeit Teil I" 28.3. 30.3. 

"Baulicher Brandschutz Teil 11" - Brand-31 a " Schutzbauberater " 29.3. 30.3. 
schutz beim Ausbau der Gebäude - am 32 a Grundlag'enlehrgang "Frauenarbeit Teil 11" 5.4. 6.4. 
16. März 1983; Leitung: Regierungsbau-32 b Grundlagenlehrgang "Bauberater Te il 11 " 5.4. 6.4. 
direktor A. Klose. 33 Grundlagenlehrgang "Öffentlichkeitsarbeit" 11. 4. 15.4. 

34 Abschlußlehrgang "Brandschutzdienst" 11. 4. 15.4. In Fortführung der Fachveranstaltung 
35 Fortbildungslehrgang "Redner und Fachlehrer" 11. 4. 15.4. "Baulicher Brandschutz Teil I", bei der 
36 Aufbaulehrgang "Selbstschutzführung " 18.4. 22.4. vorwiegend die tragenden Bauteile auf 
37 Aufbaulehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög- Feuerwiderstandsdauer untersucht wer-

lichkeiten" 18. 4. 22.4. den, wird in Teil 11 auf die Brandschutz-
38 Aufbaulehrgang "Brandschutzdienst " 18.4. 22.4. maßnahmen eingegangen, die in der 
39 Abschlußlehrgang "Bergungs- und Sanitatsdienst" 25.4. 29.4. Ausbauphase auszuführen sind. Diese 
40 Fortbi ldungslehrgang "Redner und Fachlehrer" 25.4. 29.4. Maßnahmen sind für den vorbeugenden 
41 Aufbaulehrgang "Öffentlichkeitsarbeit" 25.4. 29.4. baulichen Brandschutz nicht minder 
42 Abschlu ßleh rgang "Öffentlichkeitsarbeit" 2.5. 6.5. wichtig, in sehr vielen Fällen ist es erst 
43 Aufbaulehrgang "Bergungs- und Sanitätsdienst" 2.5. 6.5. zu den in den Medien berichteten 
44 Aufbaulehrgang "Selbstschutzführung " 2.5. 6.5. schwerwiegenden Folgen nur durch 
45 Grundlagenlehrgang "Öffentlichkeitsarbeit" 16. 5. 20. 5. Mängel bei diesen Maßnahmen ge-
46 Grundlagenlehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög- kommen. 

lichkeiten" 16. 5. 20.5. Auch hier sollen zunächst die in DIN 
47 Abschlußlehrgang ,, &andschutzdienst" 16. 5. 20. 5 4102 Teil 4 gemachten Angaben darge-
48 Arbeitsseminar Leiter, Lehrkräfte der BVS-Schule und stellt werden, bevor dann die EinzeI-

Leiter der Fahrbaren Schulen 24.5. 28.5. maßnahmen, insbesondere für den Ver-
49 Aufbaulehrgang "Öffentlichkeitsarbeit" 6.6. 10.6. schluß von Öffnungen in raumabschlie-
50 Aufbaulehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög- ßenden Bauteilen, erläutert werden. 

lichkeiten" 6.6. 10.6. Hierzu zählen das große Gebiet der 
51 Aufbaulehrgang "Brandschutzdienst" 6.6. 10. 6. Feuerschutzabschlüsse und die Ab-
52 Grundlagenlehrgang "Frauenarbeit Teil I" 13.6. 15.6. sChottung bei Kabel- und Rohrdurchfüh-
53 Grundlagenlehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög- rungen. Eine besondere Entwicklung 

lichkeiten" 20.6. 24.6. haben in den letzten Jahren die Brand-
54 Abschlußlehrgang "Bergungs- und Sanitätsdienst" 20.6. 24.6. schutzverglasungen erfahren, die in ih-
55 Arbeitsseminar Argumentationstraining "Zivilschutz" 20.6. 24.6. rer Wirkung und den Randbedingungen 
56 Grundlagenlehrgang "Dienststelienleiter" 27.6. 1. 7. vorgestellt werden sollen. 
57 Abschlußlehrgang "Waffenwirkungen und Schutzmög-

Informationen: Haus der Technik e. V., lichkeiten" 21. 6. 1. 7. 
58 Arbeitsseminar Argumentationstraining "Zivilschutz" 27.6. 1. 7. Hollestraße 1, 4300 Essen 1, Telefon 

(0201) 18031. 
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Vorweihnachtszeit: 
Orkan und Hochwasser 

Nicht von der besten Seite zeigte sich 
das Wetter in den Tagen vor Weihnach­
ten : orkanartige Stürme in Mitteleuropa, 
von den britischen Inseln bis nach 
Schweden, Dauerregen in Frankreich, 
Belgien und Luxemburg, gefolgt von ei­
ner Hochwasserwelle auf Saar, Mosel 
und Rhein. 

Der orkan artige Sturm am Donnerstag, 
dem 16. Dezember, der an Böen Ge­
schwindigkeiten bis zu 180 km/h er­
reichte, verursachte von der Nordseekü­
ste bis nach Bayern erhebliche Schäden 
und brachte an der Küste die erste 
Sturmflut dieses Winters; das Wasser 
stieg mehr als zweieinhalb Meter über 
den normalen Hochwasserstand. Durch 
abbrechende Äste, umstürzende Bäume 
und zusammenfallende Baugerüste wur­
den mehrere Menschen verletzt bzw. 
getötet. tn der bayerischen Metropole 
München wurde der Straßenbahnver­
kehr lahm gelegt, weil wegen eines ein­
sturzbedrohten Baugerüsts der Fahr­
strom abgeschaltet werden mußte. Der 
Fährverkehr auf der Ostsee wurde weit­
gehend eingestellt, vor der britischen, 
schwedischen und finnischen Küste ge­
rieten mehrere Schiffe in Seenot. 

Nach heftigem Dauerregen vor allem in 
Frankreich, Belgien und Luxemburg 
führten an dem folgenden Wochenende 
die Flüsse in Rheinland-Pfalz und im 
Saarland Hochwasser, vor allem Saar, 
Mosel und ihre Nebenflüsse. In den vor­
angegangenen vier Tagen waren - auch 
in Südwestdeutschland - bis zu 50 Liter 
Regen je Quadratmeter gefallen. Die 
Flutwelle erreichte in T rier zeitweilig ei ­
nen Höchststand von rund sechs Metern 
über dem Normalpegel der Mosel; Ufer­
straßen mußten gesperrt werden, Keller 
wurden überflutet. 

Das Hochwasser erreichte zu Beginn 
der Weihnachtswoche die Großstädte 
am Rhein, so mußte in Bonn wieder ein­
mal das Bundeshaus gegen eindringen­
des Wasser gesichert werden, auch in 
Köln und Düsseldorf wurden die ersten 
Wassereinbrüche registriert. Der Schiffs­
und Fährverkehr mußte zeitweilig einge­
stellt werden. Am Mittwoch, dem 22. 
Dezember, erreichte der Rhein am Pe­
gel Köln seinen Höchststand, danach 
sank der Pegel langsam. 

Immerhin wurde dieses Hochwasser mit 
der letzten Flutwelle im Januar 1982 
verglichen, als jedoch vielerorts die La­
ge noch bedrohlicher wurde. 

Zu unseren Bildern : Im Bremer Über­
seehafen stürzte ein Kran auf einen ab­
gestellten Güterzug und zertrümmerte 
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zwei mit Zement beladene Waggons 
(oben) ; in Hamburg sorgte die erste 
schwere Sturmflut auf dem berühmten 
"Fischmarkt" für "Land unter " (Mitte); 

am Rhein schließlich - wie hier an der 
Mündung der Sieg bei Bonn - schwapp­
te das Hochwasser in manchen ufer-
nahen Keller. (Fotos: dpa) 



Dorothee Boeken 

Bundesregierung sicherte nach schwerem Erdbeben schnelle und unbürokratische Hilfe 

Einsatz im NordjenlCn abgebrochen 
Viele Bergdörfer wurden völlig zerstört - THW-Helfer und Retlungshunde sofort 
an Ort und Stelle - Verschüttete hatten keine Überlebenschance 

Der E i nsatzau~rag kam am Dienstag, 14. 
Dezember, um 12.00 Uhr: Nordjemen hieß 
das Ziel, das die insgesamt 31 THW-Helfer 
aus Hamburg und Schleswig-Holstein in 
möglichst kurzer Zeit erreichen sollten. Am 
Tag zuvor hatte ein Erdbeben, das mit 
Stärke vier auf der Richterskala gemessen 
wurde, ganze Dörfer im Umkreis von hun­
dert Kilometer von der Hauptstadt Sanaa 
verwüstet. Tausende Menschen in den 
zahlreichen und weit verstreuten Bergdör­
fern wurden unter den Trümmern ihrer Häu­
ser begraben. Die jemenitische Regierung 
hatte den nationalen Notstand ausgerufen 
und weltöffentlich Hilfe angefordert. 
Den Verschütteten konnte allerdings kaum 
noch Hilfe gebracht werden: Nur noch Tote 

wurden aus den Trümmern geborgen, so 
daß der Einsatz der deutschen Helfer 
schon nach einem Tag abgebrochen wur­
de. Die Bausubstanz der Lehmhütten in 
den Bergdörfern ermöglicht keine Atmung 
mehr beim Einsturz : Die Bewohnerwurden 
erschlagen oder waren erstickt. 

Unbürokratische Hilfe 

Auf den weltweiten Hilferuf der jemeniti­
schen Regierung reagierte die Bundesre­
gierung prompt und unbürokratisch. Der 
deutsche Botschafter im Nordjemen, Dr. 
Schilling, begab sich in das Unglücksgebiet 
in der Provinz Dhamar; das Auswärtige Amt 

in Bonn wartete jedoch den Bericht des 
Botscha~e rs nicht ab, sondern prüfte so­
fort, welche Art der humanitären Hilfe an­
gebracht sei. Aus dem Einzelplan 05 (Hu­
manitäre Hilfe) wurd~n die notwendigen 
Finanzmittel bereitgestellt und in Abspra­
che mit dem Bundesinnenministerium 
bzw. mit dem für einen Soforteinsatz gerü­
steten Technischen Hilfswerk die Hilfe 
konkretisiert. 

31 Helfer sofort bereit 

THW-Direktor Ahrens beauftragte Helfer 
aus den THW-Landesverbänden Hamburg 
und Schleswig-Holstein mit dem Einsatz im 

Deutsche Helfer wurden Im Rahmen der humanitären HIlfeder Bundesregierung In den Nordjemen geschickt. um im Katastrophengeblet bei Dhamar zu arbeiten. 
Auch diese sechs Hundeführer mit Ihren Suchhunden der Beruf.feuerwehr Wiesbaden - h",r vor Ihrem Abflug In Frankfurt - 80llten verschOttete Personen im 
Erdbebengebiet suchen. 
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Bewohner von Daha bei Dhamar verfolgen die deutschen Helfer bei Ihrer Suche In den Trümmern 
Ihre. zerstörten Dorfe • . Suchhunde ermlttetten die SteUen, wo Menschen verschüttet worden waren . 
01. Helfer deI Technischen Hilfswerks nahmen anschließend die Bergung vor. Menschenleben waren 
Jedoch nicht mehr zu retten. (Fotos: dpa) 

Nordlemen. Als Einsatzleiter wurde Arnold 
Krüger (Hamburg) bestellt, der für den 
Fachbereich "Ausbildung" zuständig ist. 
Dipl.-Ing. Dieter Buch (Hamburg) flog als 
Stellvertreter mit in das Unglücksgebiet. 

Die weiteren Einsatzkräfte waren zwei Ber­
gungsgruppen (Hamburg/Schleswig-Hol­
stein), zwei Ärzte (Hamburg). die gleichzei­
tig als Funker beziehungsweise Bergungs­
helfer fungierten, sowie zwei Köche (Ham­
burg). Insgesamt waren 31 Helfer mit dem 
solortigen Einsatz beauftragt; vier weitere 
sollten mit den nötigen Gerätschaften spä­
ter nach fliegen. 

Mit zum Team gehörten auch Hundeführer 
und eine Hundeführerin der Feuerwehr 
Wiesbaden mit sechs Hunden. Weitere 
Spürhunde mit ihren Führern von der Deut­
schen Rettungsflugwacht beziehungswei­
se vom Bundesverband für das Rettungs­
hundewesen kamen hinzu. 
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Viele Vorbereitungen 
in kurzer Zelt 

"Bergung von Lebenden, Toten und Sach­
gütern" lautete der konkrete Einsatzaultrag 
für die Helfer im Nordjemen. Aber bevor 
tatkräftig mitgeholfen werden konnte, muß­
ten zahlreiche Probleme gelöst werden. Da 
ging es zunächst um den notwendigen 
Impfschutz: Cholera, Typhus, Gelbsucht, 
Tetanus - das Tropeninstitut Hamburg gab 
die Anregungen, welche Impfungen die 
Helfer vornehmen lassen sollten für ihren 
Einsatz im 2600 Meter hoch gelegenen 
Katastrophengebiet. Dank der vorbildli­
chen Unterstützung durch das Bundes­
wehrkrankenhaus Hamburg konnten die 
Impfungen schnell durchgeführt werden. 

Gleichzeitig mußten in der Nacht zum Mitt­
woch auch noch Pässe für die Helfer aus­
gestellt werden. Auch hier arbeitete die 
Behörde für Inneres der Hansestadt in vor-

bildlicher Weise. Die Helfer selbst blieben 
nicht untätig; der Einsatz wurde nachts 
genau geplant: Welches Gerät, welche 
Verpflegung sollte mitgenommen werden? 

23 Stunden in der Luft 

Am nächsten Tag startete die Boeing 727 
der Lufthansa ab Frankfurt. Dorthin waren 
die Helfer per Linienflug gekommen. 23 
Stunden waren sie schließlich in der Luft. 
Innerhalb einer Stunde hatte die Lufthansa 
übrigens "umorganisiert"; in der Boeing 
war jeder zweite Sitz ausgebaut worden, 
damit auch die Spürhunde ihren Platz fan­
den. Die Helfer berichten von einer" enga­
gierten Crew" an Bord der Boeing. Funk­
sprüche konnten durchgegeben und emp­
fangen werden, so daß die Flugzeit noch für 
detaillierte Planungen genutzt werden 
konnte: Geographische Kenntnisse über 
das Katastrophengebiet wurden vertieft, 
kulturelles Wissen aufgefrischt und hydro­
logische Aspekte der "Arabischen Repu­
blik Jemen" studiert. Nach einer Zwi­
schenlandung in Kairo, wo das Flugzeug 
aufgetankt wurde, ging es weiter nach Sa­
naa, wo die Maschine etwa vier Stunden 
nach Mitternacht am Donnerstag landete. 
Botschafter Dr. Schilling und jemenitische 
Regierungsvertreler empfingen die deut­
schen Helfer und stellten ihnen vorab nö­
tigstes Gerät zur Verfügung. Gegen 4.30 
Uhr Ortszeit kamen die Helfer in ihr Hotel, 
wo sie allerdings nur kurz ausruhen konn­
ten, denn schon um 7.00 Uhr waren sie im 
Einsatzgebiet tätig. 

Einsatz abgebrochen 

Schon nach dem ersten Einsatzlag stand 
dann fest: Nach Lebenden zu suchen war 
zwecklos, denn beim Einsturz der Hütten 
dieser Bausubstanz konnte kein Mensch 
überleben. Lehm, Sand und anderes wei­
ches Material ließen beim Zusammensturz 
keine Hohlräume frei, so daß die Verschüt­
teten ersticken mußten. Die deutschen 
Helfer konnten leider kein Menschenleben 
retten. Nach Absprache mit dem Botschaf­
ter und der Regierung Nordjemen wurde 
die Aktion abgebrochen. Die Order aus 
Bonn lautete alsdann: Auf dem schnellsten 
Wege wieder zurück nach Deutschland! 
Am Freitag, 17. Dezember, 17.30 Uhr, star­
tete die Lufthansa-Maschine zum Rückflug 
nach Hamburg, wo die Helfer am Samstag 
gegen Mitternacht ankamen. 

Wie viele Menschenleben das Erdbeben 
forderte, kann noch nicht gesagt werden. 
Denn immer wieder werden weitere, abge­
legene Dörfer entdeckt, die völlig zerstört 
sind. 

In der nächsten Ausgabe des Zivilschutz­
Magazins folgt ein ausführlicher Bericht 
über den Einsatz der deutschen Helfer im 
Katastrophengebiet. 



Dorothee Boeken / Fotos: Jürgen Delle 

THW, BRK und Feuerwehr fanden ein neues Domizil 

Aus der Schreinerei in ein Katastrophenschutzzentrum 

Parlamentarischer Staatssekretär Spranger fand lobende Worte für die Helfer -
Zahlreiche Vertreter des öffentlichen Lebens bei der Einweihung der neuen Unterkunft 

Der Bundesinnenminister wird sich nach­
haltig für eine Förderung des Technischen 
Hilfswerks einsetzen. Dies erklärte Carl­
Dieter Spranger, Parlamentarischer Staats­
sekretär beim Bundesministerium des In­
nern, der eine vielbeachtete Rede vor Ver­
tretern der Hilfsorganisationen, aus Politik 
und Verwaltung hielt. Spranger sprach über 
die Finanzsituation , über aktuelle Fragen 
des THW und seiner Helfer. So erläuterte 
der Referent die Dringlichkeitsstufen, nach 
denen die Unterkunftssituation im THW 
bundesweit verbessert werden soll. Auch 
über die zu fördernde Jugendarbeit und die 
THW-Helfervereinigung sowie über den 
Referentenentwurf eines neuen Zivil­
schutzgesetzes informierte der Staats­
sekretär. Als Novum kündigte er an, daß in 
dem Gesetzentwurf erstmals Organisation 
und Aufgaben des THW sowie die Rechts­
verhältnisse seiner Helfer grundsatzlieh 
geregelt werden. 

Anlaß für diese ausführlichen Informatio­
nen war die Übergabe des Katastrophen­
schutzzentrums in Bogen, in dem der 

THW-Ortsverband gemeinsam mit der In diesem Gebäudetell Im Katastrophenschutuentrum In Bogen hat der Ortsverband des Technischen 
Feuerwehr und dem Bayerischen Roten ::H:::llf:::.w:::.::.rk::.:.:s::.:::ln~n::.u::e::s..:D::o:::m=lz:::II. ____________________ _ 
Kreuz ein neues Domizil findet. Nach rund 
zweijähriger Bauzeit wurde das Zentrum 
fertiggestellt. 

In seiner grundsätzlichen Rede zur Einwei­
hung der neuen THW-Unterkunft sagte 
Staatssekretär Spranger: 

"Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
liebe Helferinnen und Helfer! Der Bundes­
minister Dr. Zimmermann hat mich gebe­
ten, Ihnen seine Grüße zu übermitteln. 
Leider kann er wegen vordringlicher 
dienstlicher Verpflichtungen nicht an dieser 
Veranstaltung teilnehmen. Er bedauert dies 
sehr, da er sich seit vielen Jahren mit dem 
THW und seinen Helfern verbunden fühlt. 
Eine seiner ersten Amtshandlungen als 
Bundesinnenminister war die Verabschie­
dung der THW-Helfer, die nach einer vier­
wöchigen erfolgreichen und in der Öffent­
lichkeit stark beachteten Hilfsaktion aus 
dem Libanon zurückgekehrt sind. Vor kur­
zem hat der Minister den Direktor des THW 
und die THW-Landesbeauftragten zu ei­
nem Gespräch empfangen, in dem die 
Situation des THW und in diesem Zusam-

menhang eine Reihe aktueller Fragen erör- Mit berechtigtem Stolz zeigt THW-Ortsbeauftragter Alols Wolf den symbolischen Schlüssel für die 
tert wurden. Er hat dabei versichert, daß er neue Unterkunft des THW. 
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sich nachhaltig für eine Förderung des 
THW einsetzen werde. Die ehrenamtliche 
und freiwillige Mitarbeit der THW-Helfer hat 
er als vorbildliche staatsbürgerliche Hal­
tung gewürdigt. 

Ich bin gerne zu Ihnen gekommen. Über 
den erfreulichen Anlaß für mein Kommen 
hinaus begrüße ich die Gelegenheit, mich 
vor Ort über Ihre Arbeit und Ihre Sorgen 
unterrichten und meinerseits einige Hin­
weise zur Situation des THW und des Zivil­
schutzes geben zu können. 

Wenn der Ortsverband Bogen heute nach 
rund zweijähriger Bauzeit eine neue Unter­
kunft erhält, so hat damit das seit Jahren auf 
diesem Ortsverband mit seinen rund hun­
dert Helfern lastende Unterbringungspro­
blem eine angemessene Lösung gefun­
den. Die Unterbringung in dem Katastro­
phenschutzzentrum gemeinsam mit der 
Freiwilligen Feuerwehr und dem Bayeri­
sehen Roten Kreuz hat, so meine ich, Sym­
bolcharakter. Das THW ist aus dem Kreis 
der humanitären Hilfsorganisationen nicht 
mehr wegzudenken, es ist ein wichtiger 
Teil des gemeinsamen Hilfspotentials von 
Bund und Ländern geworden. Die Bedeu­
tung der auf dem humanitären Feld tätigen 
gesellschaftlichen Gruppierungen, insbe­
sondere der Sanitalsorganisationen, der 
Freiwilligen Feuerwehr und des Techni­
schen Hilfswerks, geht jedoch weit über 
das Sachanliegen hinaus. Sie sind vor al-
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lem auch von hoher gesellschaftspoliti­
scher Relevanz. Das kann man gerade in 
der heutigen Zeit, in der wir uns mit dem 
Phänomen des überzogenen Anspruchs­
denkens bei nachlassender Leistungsbe­
reitschaft auseinanderzusetzen haben, 
nicht deutlich genug unterstreichen. 

Diese von bestimmten politischen und ge­
sellschaftlichen Gruppierungen geförderte 
Anspruchsmentalität hat uns in die Finanz­
misere geführt, vor der wir stehen. Wir 
müssen diesen Zustand überwinden. Wir 
müssen wieder zu geordneten Verhältnis­
sen kommen - nicht zuletzt auch im Be­
reich der Finanzen. Hierzu bedarf es der 
gemeinsamen Anstrengung aller staatstra­
genden gesellschaftlichen Kräfte in diesem 
Lande. Sie, meine Helferinnen und Helfer 
vom THW und Ihre Kameraden aus den 
anderen humanitären Organisationen, sind 
in hervorragendem Maße berufen, durch 
Ihr Vorbild und Ihr Beispiel mitzuwirken, 
den Staat bei der Bewältigung der An­
spruchsinflation zu unterstützen. 

Sie haben schon in der Vergangenheit viel­
fach bewiesen, daß nicht die Befriedigung 
materieller Forderungen an den Staat 
Grundlage Ihres gemeinnützigen Tuns ist. 
Ihre Motivation basiert auf der Selbstver­
pfl ichtung, dem Staat bei der Lösung der 
uns gestellten gesellschaftlichen Aufgaben 
ehrenamtlich - also ohne Anspruch auf 
Gegenleistung - und freiwillig , das heißt 

aus einer positiven Einstellung zum Staat 
heraus - aktiv tätig zu sein. Wir wol len und 
müssen dieses Engagement nützen, denn 
wir brauchen es. Wir brauchen es als bei­
spielgebendes Vorbild für andere. Die 
CDU/CSU hat schon in der Zeit, als sie 
noch in der Opposition war, in ihren Thesen 
über die innere Sicherheit betont, daß alles 
gefördert werden muß, ,was die Fähigkeit 
der Bürger und ihres Gemeinwesens zu 
solidarischer Gefahrenabwehr und Näch­
stenhilfe stärkt' . 

Das wollen wir, die wir jetzt in der Regie­
rungsverantwortung stehen, auch in die Tat 
umsetzen. Dabei sind wir uns alle darüber 
im klaren, daß die sehr ungünstigen Rah­
menbedingungen, die wir vorfanden, ins­
besondere die finanziellen, uns vor große 
Probleme stellen. Wir appellieren daher an 
alle staatstragenden gesellschaftlichen 
Kräfte - und das sind in erster Linie die 
aktiven Bürgerinnen und Bürger in den 
humanitären Organisationen - daß Sie ge­
rade in der vor uns liegenden schwierigen 
Zeit dasselbe Engagement wie in der Ver­
gangenheit an den Tag legen. 

Ich erinnere hierbei an die Pionierzeit der 
Wiederaufbauphase unseres Landes in 
den Fünfziger Jahren. Auch heute sind 
wieder Eigeninitiative und Selbsthilfe dort 
gefordert, wo infolge der Finanzmisere 
Löcher entstanden sind, die auch wir nicht 
von heute auf morgen schließen können. 
Wir werden jedoch unsererseits alles tun, 
damit sich die aus dieser Lage auch für Sie 
resultierenden Schwierigkeiten in Grenzen 
halten. 

Gestatten Sie mir nun einige Anmerkungen 
zu aktuellen Fragen des THW und seiner 
Helfer. 

Stärke und Ausstattung 
des THW 

Die Haushaltsentwicklung der letzten Jah­
re hat auch die Grenzen abgesteckt für eine 
Reihe von Grundsatzmaßnahmen wie 

- die Festschreibung der Gesamtstärke auf 
rund 55000 Helfer 

- die Neuordnung des organisatorischen 
Teils des THW und 

- der Erlaß von Starke- und Ausstattungs­
nachweisungen. 

Mit diesen ,Eckdaten ' werden wir bei reali­
stischer Betrachtung vorerst leben müs­
sen. Wir werden jedoch künftig alles tun, 
um die Modernisierung der in der Vergan­
genheit so oft beklagten Überalterung der 
Ausstattung zügig voranzutreiben . 

Unterkunftssituation im THW 

Das Gleiche gilt auch für die Verbesserung 
der Unterbringungssituation. Wegen des 
sehr hohen Investitionsbedarfs, der sich 



hier angestaut hat, weil in der Vergangen­
heit zu wenig Baumittel zur Verfügung ge­
steilt wurden, können Lösungen nur mittel­
fristig ins Auge gefaßt werden. Von den 609 
Ortsverbänden des THW sind 208, also 
rund ein Drittel, noch unzureichend unter­
gebracht. Um eine notwendige längerfristi­
ge Finanzplanung sicherzustellen, sind ge­
meinsam mit der THW-Leitung Prioritäten 
festgelegt worden. In einer 1. Kategorie 
wurden 71 Ortsverbände zusammenge­
faßt, bei denen der Baubedarf am dringlich­
sten ist. Eine 2. Kategorie enthält weitere 
47 Ortsverbände, bei denen auf Grund der 
derzeitigen Finanzsituation Baumaßnah­
men erst nach 1990 in Betracht kommen 
können . Die 3. Kategorie umfaßt 90 Fäl le, in 
denen lediglich eine kleine Baumaßnahme 
oder aber eine anderweitige mietweise Un­
terbringung notwendig ist. 

Allein die Befriedigung des Baubedarfs der 
Kategorie mit der höchsten Dringl ichkeits­
stufe ergibt schon einen Finanzbedarf von 
rund 91 Millionen Mark. Er ist nach den 
Berechnungen des BMF bis 1990 nur zu 
etwa % finanziell abgedeckt. Daher ist es 
unerläßlich, die Unterbringungsplanung 
auf weitere Einsparungsmöglichkeiten hin 
zu überprüfen. Wir werden uns bemühen, 
hierbei Maßnahmen zu vermeiden, die die 
Leistungsstärke des THW oder seine inne­
re Struktur insgesamt tangieren. 

Selbstbewirtschaftungsmittel 

Ein besonders wichtiges Problem sind 
auch die Selbstbewirtschaftungsmittel, aus 
denen der laufende Betrieb der Einheiten 
bestritten werden muß. Sie kennen die 
Situation genau, so daß ich mich hier auf 
Stichworte beschränken kann . Die Bemes­
sungsgrundlage für die Selbstbewirtschaf­
tungsmitte l stammt aus dem Jahre 1972.ln 
den letzten Jahren wurden die im Bundes­
haushalt zur Verfügung gestellten Beträge 
zwar erhöht. Jedoch besteht nach wie vor 
ein gravierender finanzieller Engpaß. Alle 
organisatorischen und sonstigen Maßnah­
men der Ortsverbände haben nicht verhin­
dern können, daß bei einer Reihe von 
Ortsverbänden der Dienstbetrieb einge­
schränkt werden mußte. Dies ist auf Dauer 
nicht tragbar. Trotz der äußerst schwierigen 
Haushaltslage werde ich mich daher mit 
Nachdruck um eine angemessene Lösung 
dieses Problems bemühen. 

Jugendarbeit im THW 

Besonders am Herzen liegt mir die Ju­
gendarbeit im THW. Wenn man nicht die 
Jugend gewinnt, hat dies nicht nur für das 
THW, sondern für die Gesellschaft insge­
samt unheilvolle Auswirkungen. Zur Zeit 

sind 250 Jugendgruppen mit rund 2700 
Junghelfern anerkannt. Eine Reihe weite­
rer Ortsverbände würde gleichfalls gern 
Jugendgruppen gründen. Genügend inter­
essierte Jugendliche sind zur Mitarbeit be­
reit. Aus diesem Grund und um die für eine 
Förderung durch den Bundesjugendplan 
erforderliche Mitgliederzahl von 3000 Ju­
gendlichen zu erreichen, sollen weitere 
Jugendgruppen eingerichtet werden. Fer­
ner werden in Kürze Gespräche mit der 
THW-Helfervereinigung stattfinden, in de­
nen gemeinsam geprüft werden soll, ob die 
Vereinigung die Trägerschaft für die Ju­
gendarbeit des THW übernehmen kann. 
Aus THW-Sicht muß allerdings bei solchen 
Überlegungen verlangt werden, daß die 
Jugendgruppen in die Arbeit der THW­
Ortsverbände integriert werden und die 
fachliche Ausbildung in den Händen des 
THW bleibt. 

THW·Helfervereinigung 

Die Entstehung der eben von mir erwähn­
ten ,Verein igung der Helfer und Förderer 
des Technischen Hilfswerks' hat der Bun­
desminister des Innern mit positivem, kriti­
schem Interesse verfolgt. Ich möchte mich 
daher hier auf wenige grundsätzliche Aus­
führungen beschränken. Nach meiner Auf­
fassung bietet die private und gemeinnützi­
ge Rechtsform der Vereinigung die Chan­
ce, das THW noch stärker im allgemeinen 
gesellschaftlichen Bewußtsein zu veran­
kern. Es werden zusätzliche ideelle und 

' materielle Möglichkeiten für eine Förde­
rung des THW eröffnet, die bisher nicht 
bestanden . Ich sehe vor allem in der 
Durchführung von sozialen Maßnahmen 

für die Helfer einen Schwerpunkt der zu­
künftigen Arbeit der THW-Helfervereini­
gung. Die Vereinigung kann in diesem Be­
reich bereits einen ersten Erfolg verzeich­
nen. Sie konnte günstige Konditionen für 
eine Verbesserung des zusätzlichen Ver­
sicherungsschutzes der Helfer aushan­
deln. Wir werden bestrebt sein, das Wirken 
der Helfervereinigung im sozialen Bereich 
zu unterstützen. Wir werden uns um Über­
einstimmung in der Zielsetzung bemühen, 
soweit dies in Anbetracht der jeweiligen 
Interessenlagen vertretbar erscheint. 

Referentenentwurf eines 
neuen Zivilschutzgesetzes 

Zum Schluß noch ein Wort zu dem Entwurf 
eines neuen Zivilschutzgesetzes, der ge­
genwärtig zwischen Bund , Ländern, kom­
munalen Spitzenve[bänden und Hilfsorga­
nisationen abgestimmt wird. Die CDUI 
CSU hatte schon seit Jahren eine umfas­
sende Novellierung der Zivi lschutzgesetz­
gebung gefordert. Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf ist der erste Schritt für das 
Gesetzgebungsverfahren vollzogen wor­
den. Nun müssen wir im weiteren Verlauf 
des Verfahrens die materiellen Grundlagen 
des Zivilschutzes sicherstellen. In diesem 
Zusammenhang darf ich daran erinnern, 
daß der Deutsche Bundestag aufgrund ei­
nes Antrages der CDU/CSU am 3. Juli 1980 
einstimmig die Bundesreg erung um die 
Einbringung eines neuen Zivilschutzgeset­
zes ersucht hat. Ich glaube, daß ein über­
sichtliches und ohne große administrative 
Schwierigkeiten durchzuführendes Zivil­
schutzgesetz in der Tat von großem Vorteil 
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ware und das Verstandnis fur den Zivil­
schutz in der Öffentlichkeit fordern könnte. 

In dem Gesetzentwurf sollen erstmals das 
Technische Hilfswerk, seine Organisation 
und Aufgaben sowie die Rechtsverhältnis­
se seiner Helfer grundsätzlich geregelt 
werden. Eine derartige Regelung ist drin­
gend geboten, nachdem einige Gerichte in 
jüngster Zeit Zweifel geäußert haben, ob 
die Errichtung des THW im Erlaßwege den 
verfassungsmäßigen Anforderungen ent­
spricht. 

Primare Aufgabe des THW bleibt es, durch 
Einbringen seiner Einheiten in das gemein­
same Hilfeleistungspotential von Bund und 
Ländern im Zivilschutz mitzuwirken. Eine 
weitere originäre Aufgabe ist der Einsatz 
des THW im Ausland im Rahmen humanita­
rer Hilfsaktionen der Bundesregierung. 

Ich bin der Meinung, daß aber auch der 
Einsatz des THW bei Katastrophen und 
anderen Schadensereignissen im Frieden 
im Gesetz angesprochen werden sollte. 

Der fnedensmaßlge Einsatz des THW ist 
aber nicht nur eine unverzichtbare Voraus­
setzung für eine Überprüfung seines Aus­
bildungsstandes, sondern fördert auch in 
besonderem Maße die Motivation der Hel­
fer. Die Bundesregierung begrüßt es des­
halb, daß die Lander das Technische Hilfs­
werk wie andere Hilfsorganisationen auch 
im Frieden einsetzen. Im Falle des Einsat­
zes soll der Bund auf die Erstattung von 
Kosten verzichten können, soweit der Ein­
satz gleichzeitig Ausbildungszwecken 
dient, sonst im Interesse des Bundes liegt 
oder durch Gegenleistung angemessen 
abgegolten wird. Diese Regelung hat bis-
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lang allerdings nicht das Wohlwollen des 
Bundesministers der Finanzen gefunden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
liebe Helferinnen und Helfer, lassen Sie 
mich nach dieser Tour d'horizon nun wie­
der zum Anlaß der Veranstaltung zurück­
kommen. Eine Unterkunft soll vor allem 
zwei Zwecken dienen: Sie soll dienstlicher 
Mittelpunkt, insbesondere Stätte der Aus­
bildung der Helfer sein. Darüber hinaus ist 
sie ein Ort, an dem Zusammengehörig­
keitsgefühl und Kameradschaft gepflegt 
werden. Ich wünsche dem Ortsverband 
Bogen, daß die neue Unterkunft immer 
beiden Zwecken dienen möge. 

Ich wünsche Ihnen, liebe Helferinnen und 
Helfer, eine von Erfolg begleitete, segens­
reiche Tätigkeit zum Wohle unseres Volks 
und Staats." 

"Praktiker der Nächstenliebe" 

Auch des Präsident des Bundesamtes für 
Zivilschutz, Dr. Paul Wilhelm KOlb, nahm 
die Einweihung der neuen THW-Raumlich­
keiten zum Anlaß, einige Worte an die 
.Praktiker der Nächstenliebe" zu richten. 
Dr. Kolb stellte mit Freude fest, daß die 
THW-Helfer durch ihre freiwillige und eh­
renamtliche Tätigkeit .Ieicht auf 150 bis 
200 Stunden" Arbeitszeit pro Jahr kom­
men: durch regelmäßige Teilnahme am 
Dienst und durch Ausbildungsveranstal­
tungen sowie Einsätze. "Der Steuerzahler 
wird also ungemein entlastet. Denn gabe 
es die Freiwilligkeit und die Ehrenamtlich­
keit nicht, dann ware der Katastrophen­
schutz unter den heutigen Bedingungen 
nur noch schwer finanzierbar. Die Allge-

meinheit schuldet den freiwilligen und eh­
renamtlichen Helfern in den öffentlichen 
und privaten Hilfsgesellschaften deshalb 
großen Dank für die Bereitschaft zur Näch­
stenhilfe" - so Dr. Kolb in seiner Festan­
sprache. 

Der Prasident des Bundesamtes für Zivil ­
schutz erinnerte an die Gründung des 
Technischen Hilfswerks 1950 durch Otto 
Lummitzsch und erklärte, daß Ausstattung 
und Ausbildung die Ortsverbände größer 
und besser machen. Insgesamt, so Dr. 
Kolb, habe das THW im Bundesgebiet 840 
Züge des Bergungsdienstes und 255 Züge 
des Instandsetzungsdienstes, ferner annä­
hernd 1000 Gruppen und Trupps, die unter 
anderem der Führung, der Versorgung und 
der ABC-Abwehr dienen sowie 65 Ponton­
gruppen. 

Ein aktiver Ortsverband 

Eine große Zahl Ehrengäste hatte sich zum 
Festakt eingefunden, darunter Abgeordne­
te aus Bundestag und Landtag, Vertreter 
des Kreises, der Gemeinde, der Kirchen 
und Hilfsorganisationen sowie der am Bau 
beteiligten Firmen. Der Bayerische Staats­
minister für Landesentwicklung und Um­
weltfragen, Alfred Dick, hatte ein Grußwort 
übermittelt. 

Der THW-Ortsverband Bo~en hat in sei­
nem 13jährigen Bestehen eine Menge an 
Aktlvitaten vorzuweisen. So war er zum 
Beispiel beteiligt an der großen Katastro­
pheneinsatzübung • Donau 71 " und war im 
Arbeitseinsatz bei der Olympiade 1972 in 
München. In den weiteren Jahren wurde im 
Bogener Ortsverband zielstrebig Ausbil­
dung betrieben. In Tag- und Nachtübungen 
wurden die Helfer getestet und verstärkten 
Belastungen ausgesetzt. Mit tatkräftiger 
Förderung durch den seinerzeitigen THW­
Geschäftsführer Karl Grassmann konnte in 
einer Schreinerei eine erste Unterkunft für 
rund 50 Helfer geschaffen werden. 

In den neuen Räumen der bundeseigenen 
Baumaßnahme sind folgende Einheiten 
des THW-Ortsverbandes Bogen bezie­
hungsweise Einrichtungen untergebracht: 
zwei Bergungszüge mit feweHs 38 Helfern, 
eine Fernmeldezentrale HVB mit zwölf Hel­
fern, eine Führungsgruppe Technische 
Einsatzleitung (TEL) mit neun Helfern, ein 
Materialerhaltungstrupp mit drei Helfern 
und ein Verpflegungstrupp mit fünf Helfern. 
Insgesamt ziehen in die neue Unterkunft 
des Technischen Hilfswerks also 105 Hel­
fer ein. Daneben hat der THW-Ortsverband 
eine ABC-Melde- und Auswertestelle per­
sonell zu betreuen. Hierfür sind zwölf Hel­
fer eingesetzt. Ein Betreuungsleitzug ver­
fügt über 32 THW-Helfer, so daß insgesamt 
149 Helfer im THW-Ortsverband Bogen 
tätig sind. 



Dr. Dr. Ulrich Eichstädt, Präsident der Akademie für zivile Verteidigung 

Die NordatIantik-Pakt..()rganisation 
Entstehu ngsgeschichte, Strukturen und Organisation der NATO / 1. Fortsetzung 

11. Der Nordatlantik-Vertrag 

1. 

Betrachtet man den Text des Nordatlantik­
Vertrages, so fällt zunächst seine außeror­
dentlich knappe und klare Fassung auf. Die 
Beschränkung auf prinzipielle Regelungen 
erwies sich in den mehr als 30 Jahren der 
Geltung des Vertrages als großer Vorteil. 
Sie erlaubte es, das Bündnis flexibel zu 
halten und vor allem seine Organisation 
den wechselnden Anforderungen der Ge­
samtsituation anzupassen, ohne daß der 
Vertrag revidiert werden brauchte. Von ei­
ner Änderung abgesehen, gilt heute noch 
die Ursprungsfassung'6). 

2. 

Der Nordatlantik-Vertrag besteht aus einer 
Präambel und 14 Artikeln, von denen je­
doch vier lediglich formale Fragen regeln. 

a) Die Präambel legt die gemeinsamen 
Überzeugungen und Wertvorstellungen 
der Vertragspartner fest. Es sind dies 

• ihr Glaube an die Ziele und Grundsätze 
der Satzung der Vereinten Nationen und ihr 
Wunsch, mit allen Völkern und allen Regie­
rungen in Frieden zu leben, 

• ihre Entschlossenheit, die Freiheit, das 
gemeinsame Erbe und die Zivilisation ihrer 
Völker, die auf den Grundsätzen der De­
mokratie, der Freiheit der Person und der 
Herrschaft des Rechts beruhen, zu ge­
währleisten, 

• ihr Bestreben, die innere Festigkeit und 
das Wohlergehen im nordatlantischen Ge­
biet zu fördern und 

• ihre Entschlossenheit, ihre Bemühun­
gen für die gemeinsame Verteidigung und 
für die Erhaltung des Friedens und der 
Sicherheit zu vereinigen. 

Diese Präambel knüpft an die Einteilung 
des Brüsseler Vertrages von 1948 an, prä­
zisiert diese aber und hebt noch stärker auf 
die Satzung der Vereinten Nationen ab. 
Aus der Präambel werden bereits die 
Hauptmerkmale des Vertrages sichtbar. Er 
begründet im Rahmen der Charta der Ver­
einten Nationen ein Bündnis, das die Ver­
teidigung der westlichen demokratischen 
Lebensform zum Gegenstand hat. Ähnlich 

wie der Brüsseler Vertrag von 1948 ist der 
Nordatlantik-Vertrag kein reines Militär­
bündnis zur Verhinderung oder zur Abwehr 
eines Angriffs. Seine Zielsetzung ist viel­
mehr weitergehend. 

b) Artikel 117
) definiert sodann die Grund­

prinzipien, die von den Signatar-Staaten in 
ihren internationalen Beziehungen zu be­
achten sind, um eine Gefährdung des Frie­
dens und der internationalen Sicherheit zu 
vermeiden. 

Oie Partner verpfl ichten sich, in Überein· 
stimmung mit der Satzung der Vereinten 
Nationen, jeden internationalen Streitfall, 
an dem sie beteiligt sind, auf friedlichem 
Wege zu regeln, so daß der Friede, die 
Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht ge­
fährdet werd~n. Sie vereinbaren, sich in 
ihren internationalen Beziehungen jeder 
Gewaltandrohung oder Gewaltanwendung 
zu enthalten, die nicht mit den Zielen der 
Vereinten Nationen vereinbar sind. 

Diese Bestimmung ist eine Wiederholung 
der Paragraphen 3 und 4 des Artikels 11 der 
Charta der Vereinten Nationen. Sie macht 
nochmals das Bemühen deutlich, jede irri­
ge oder böswillige Interpretation des Ver­
trages zu unterbinden und ihn übergeord­
neten international vereinbarten Normen 
zu unterstellen. 

c) In Artikel 11 verpflichten sich die Signa­
tar-Staaten, zur weiteren Entwicklung 
friedli cher und freundschaftlicher Bezie­
hungen beizutragen. Sie wollen ihre freien 
Einrichtungen festigen, ein besseres Ver­
ständnis für die Grundsätze herbeiführen, 
auf denen diese Einrichtungen beruhen, 
und die Voraussetzungen für die innere 
Festigkeit und das Wohlergehen fördern. 
Die Partner vereinbaren außerdem Bestre­
bungen, Gegensätze in ihrer internationa­
len Wirtschaftspolitik zu beseitigen und die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
einzelnen oder allen Partnern zu fördern. 

Artikel 11 umreißt damit die von den Mit­
gliedstaaten in ihren internationalen Bezie­
hungen zu verfolgenden Ziele und die sich 
daraus ergebenden Verpflichtungen. Diese 
sollen sowohl nach außen als auch nach 
innen wirken. Insofern enthält diese Be­
stimmung zwei unterschiedliche Aspekte. 
Auf Außenwirkung zielen vor allem die 
Entwicklung friedlicher internationaler Be­
ziehungen und das Bemühen, ein besse­
res Verständnis für die Grundsätze der 

westlichen Gesellschaftsordnung herbei­
zuführen. Auf Innenwirkung sind vor allem 
die Verpflichtungen abgestellt, die eigenen 
freien Einrichtungen zu festigen und Ge­
gensätze in der Wirtschaftspolitik zu besei­
tigen. Die Verknüpfung beider Gesichts­
punkte erklärt sich wohl aus Artikel I der 
Charta der Vereinten Nationen, dem diese 
Bestimmung des NATO-Vertrages nach­
gebildet wurde. Sie ist die Grundlage für 
eine umfassende Zusammenarbeit auf al­
len nichtmilitärischen Gebieten. 

d) In Artikel 111 vereinbaren die Mitglied­
staaten "einzeln oder gemeinsam durch 
ständige und wirksame Selbsthilfe und ge­
genseitige Unterstützung die eigene und 
die gemeinsame Widerstandskraft gegen 
bewaffnete Angriffe" zu erhalten und fort­
zuentwickeln, um die Ziele des NATO­
Vertrages besser zu verwirklichen. 

Diese Klausel enthält eine sehr wichtige 
Regelung . Durch sie verpflichten sich die 
Signatar-Staaten, ständig, also auch in nor­
malen Friedenszeiten, wirksame Verteidi­
gungsanstrengungen zu unternehmen. 
Dies gilt sowohl für den nationalen Bereich, 
als auch für ihre Beiträge zur gemeinsamen 
Verteidigung im Rahmen der Allianz. 

Auf dieser Regelung beruhen die Abstim­
mung der militärischen Planung und Aus­
bildung, gemeinsame Programme im Be­
reich der Rüstungsproduktion und der In­
frastruktur, aber auch die verschiedenen 
Formen von Ausrüstungs- und Militärhilfe. 
Auch die zivile Verteidigung wird von die­
ser Bestimmung mitumfaßt, da sie eben­
falls der Erhaltung und Fortentwicklung der 
eigenen und der gemeinsamen Wider­
stanpskraft dient. 

e) Nach Artikel IV werden die Mitgliedstaa­
ten einander konsultieren, wenn nach Auf­
fassung eines von ihnen die Unversehrt­
heit des Gebietes, die politische Unabhän­
gigkeit oder die Sicherheit eines Vertrags­
partners bedroht ist. 

Nach der Fassung dieser Bestimmung 
kann die Konsultation von jedem Mitglied­
staat, also nich t unbedingt nur von dem 
jeweils bedrohten, verlangt werden . 

Die praktische Ausfüllung des Artikels IV 
wirft immer wieder Probleme auf. Unzwei­
felhaft hat jeder Mitgliedstaat das Recht, 
seine Partner im Bündnis zu konsultieren. 
Die wichtigere Frage ist aber, ob und wann 
er zu einer derartigen Konsultation ver-
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pflichlel ist. Die Konsultation umfaßt ja nicht 
nur die gegenseitige Information, sondern 
auch den Meinungsaustausch mit den Re­
gierungen anderer Mitgliedstaaten, ehe ei­
gene Entscheidungen getroffen werden. 
Nur in den eng begrenzten Fällen des 
Artikels IV, d. h. für den Fall einer Bedro­
hung eines Mitgliedstaates, ist die Ver­
pflichtung zwingend. 

Mit der Frage der Konsultationsverpflich­
tung wurde die NATO erstmals nach der 
Suez-Krise von 1956 konfrontiert. Der 
Ausschuß der sogenannten" Drei Weisen" 
arbeitete daraufhin einen Bericht") aus, 
der die Notwendigkeit enger Konsultatio­
nen herausstellte und Grundzüge für ihre 
Real isierung entwickelte. Der NATO-Rat 
verabschiedete diesen Bericht im Dezem­
ber t 956. Danach sollten die Mitgliedstaa­
ten den NATO-Rat über jede Entwicklung 
unterrichten, die die Interessen der Allianz 
eindeutig berührte. Sie sollten möglichst 
keine Politik in derart wichtigen Fragen 
betreiben, ohne ihre Partner zu konsultie­
ren . Damit war die Konsultationsverpflich­
tung der Mitgliedstaaten bereits erheblich 
ausgeweitet worden. 

Viele Jahre später ging die bei der Tagung 
der Staats- und Regierungschefs der 
NATO am t O. Juni 1982 veröffentlichte 
Bonner Erklarung 19) noch darüber hinaus. 
In ihr betonten die Regierungschefs ihr 
Interesse an Frieden und Sicherheit auch 
"in anderen Regionen der Welt". Sie ver­
einbarten, sich in geeigneter Weise über 
Ereignisse in diesen Regionen, die sich auf 
die Sicherheit des Bündnisses auswirken 
können, zu konsultieren und dabei die ge­
meinsam identifizierten Ziele zu berück­
sichtigen. Noch eindeutiger kommt die Ent­
wicklung der Konsultationspflicht in dem 
von der Bonner Konferenz am gleichen 
Tage verabschiedeten "Dokument über 
die integrierte Verteidigung des Bündnis­
ses""') zum Ausdruck. 

So ist die politische Konsultation im Bünd­
nis im Laufe der Zeit - trotz mancher Miß­
helligkeiten - über die enge Fassung des 
Artikels IV des NATO-Vertrages hinaus im-
mer weiter entwickelt worden. . 

f) Artikel V ist das Kernstück des Vertrages. 
Er bestimmt, daß ein bewaffneter Angriff 
gegen einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
in Europa oder Nordamerika als ein Angriff 
gegen alle angesehen wird. Durch diese 
Fassung wird die Solidarität des Bündnis­
ses nach außen herausgestellt. 

Der Artikel legt sodann die Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten im Falle eines bewaff­
neten Angriffs fest. Danach hat leder von 
ihnen der oder den angegriffenen Vertrags­
parteien Beistand zu leisten. Jeder Mit­
gliedstaat hat unverzüglich für sich und im 
Zusammenwirken mit anderen Signatar­
Staaten diejenigen Maßnahmen zu treffen, 
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die er für erforderlich erachtet, um die 
Sicherheit des nordatlantischen Gebietes 
wiederherzustellen oder zu erhalten. Dies 
schließt auch die Anwendung von Waffen­
gewalt ein. 

Diese Fassung ist erheblich weicher als 
etwa der Wortlaut des Artikels V des Vertra­
ges über die Westeuropäische Union i. d. F. 
vom 23. Oktober 1954"). Danach haben 
nämlich die Vertragspartner dem Angegrif­
fenen "alle in ihrer Macht stehende militäri­
sche und sonstige Hilfe und Unterstüt­
zung" zu leisten. Nach Artikel V des NATO­
Vertrages steht es dagegen jedem Staat 
frei, die von ihm für erforderlich gehaltenen 
Schritte zu unternehmen. Diese können -
je nach Ziel und Umfang der Aggressionen 
- von unterschiedlichen Arten der Unter­
stützung bis zum vollen Einsatz des militä­
rischen Potentials reichen. Trotz mancher 
Zweifel, zu denen dieser Wortlaut Anlaß 
geben könnte, ist damit doch jede Automa­
tik vermieden und ein Höchstmaß an Flexi­
bilität für politisch-militärische Reakt ionen 
sichergestellt. 

Der Wortlaut des Artikels V ordnet ferner 
jede Maßnahme zur Beistandsleistung 
dem in Artikel 51 der Charta der Vereinten 
Nationen verankerten Recht auf individuel­
le und kollektive Selbstverteidigung zu. Er 
bestimmt deshalb auch, daß dem Sicher­
heitsrat der Vereinten Nationen unverzüg­
lich von jedem bewaffneten Angriff und den 
daraufhin getroffenen Gegenmaßnahmen 
Mitteilung zu machen ist. Die Maßnahmen 
sind einzustellen, sobald der Sicherheitsrat 
die notwendigen Schritte unternommen 
hat, um den internationalen Frieden und die 
Sicherheit wieder herzustellen und zu er­
halten. Auch diese Passagen spiegeln das 
Bemühen der Signatar-Staaten wider, alle 
Regelungen des NATO-Vertrages in Ein­
klang mit der Satzung der Vereinten Natio­
nen zu halten. 

g) Artikel VI ist die einzige Bestimmung 
des Nordatlantik-Vertrages, der in der Zeit 
seiner Geltung geändert wurde. Er umreißt 
den Anwendungsbereich des vorstehend 
behandelten Artikels V, also das durch den 
Vertrag geschütze NATO-Territorium. 

Nach der Ursprungsfassung von 1949 galt 
als bewaffneter Angriff i. S. des Artikels V 
jeder bewaffnete Angriff 

• auf das Gebiet einer der Vertragspartei­
en in Europa oder Nordamerika, 

• auf die algerischen Departements Frank­
reichs, 

• auf die Besatzungsstreitkräfte eines 
Partners in Europa, 

• auf die der Gebietshoheit eines Partners 
unterstehenden Inseln im nordatlantischen 
Gebiet nördlich des Wendekreises des 
Krebses oder 

• auf die Schiffe oder Flugzeuge eines der 
Partner in diesem Gebiet. 

Diese Fassung des Artikels VI wurde durch 
das Protokoll über den Beitritt Griechen­
lands und der Türkei vom 22. Oktober 1951 
(in Kraft ab 18. 2. 1952) geändert22). Zum 
einen wurde das gesamte Hoheitsgebiet 
der Türkei, also auch die In Kleinasien 
gelegenen Provinzen, miteinbezogen. 
Zum anderen wurden einige Klarstellungen 
vorgenommen . 

Artikel VI lautet danach: 

"Im Sinne des Artikels V gilt als bewaffne­
ter Angriff auf eine oder mehrere Parteien 
jeder bewaffnete Angriff 

(1) auf das Gebiet eines dieser Staaten in 
Europa oder Nordamerika, auf die algeri­
sehen Departements Frankreichs, auf das 
Gebiet der Türkei oder auf die der Gebiets­
hoheit eines Vertragspartners unterste­
henden Inseln im nordatlantischen Gebiet 
nördlich des Wendekreises des Krebses; 

(2) auf die Streitkräfte, Schiffe oder Flug­
zeuge eines Vertragsstaates, wenn sie sich 
in oder über diesen Gebieten oder einem 
anderen europäischen Gebiet. in dem ei­
ner der Partner bei Inkrafttreten des Vertra­
ges eine Besatzung unterhält, oder wenn 
sie sich im Mittelmeer oder im nordatlanti­
schen Gebiet nördlich des Wendekreises 
des Krebses befinden ". 

Am 16. Januar 1963 gab dann der französi­
sche Vertreter im NATO-Rat eine Erklärung 
über die Auswirkungen der Unabhängi~­
keit Algeriens auf den NATO-Vertrag ab2 ). 

Der NATO-Rat stellte daraufhin fest. daß 
die Vorschriften des Vertrages, soweit sie 
die früheren algerischen Departements 
Frankreichs betrafen, mit Wirkung vom 3. 7. 
1962 gegenstandslos geworden sind. 

Da das Protokoll über den Beitritt Spaniens 
vom 10. Dezember 1981 (in Kraft ab 
30. Mai 1982) Artikel VI unverändert ließ, 
ist davon auszugehen, daß die spanischen 
Enklaven in Nordafrika nicht in den Anwen­
dungsbereich des NATO-Vertrages einbe­
zogen worden sind. 

Die Bedeutung des Artikels VI des NATO­
Vertrages liegt in der Festlegung des Rau­
mes, für den die Beistandsverpflichtungen 
des Artikels V gelten . Dies schließt jedoch 
nicht aus, daß die Organe des Bündnisses 
sich auch mit Ereignissen befassen, die 
sich außerhalb dieses Raumes abspielen. 

In diesem Zusammenhang gilt es, noch 
einmal auf das bereits erwähnte "Doku­
ment über die integrierte Verteidigung des 
Bündnisses" zurückzukommen, das die 
Staats- und Regierungschefs bei der 
NATO-Gipfelkonferenz in Bonn am 



10. 6. 1982 verabschiedeten"). Es hebt 
hervor, daß Entwicklungen außerhalb des 
NATO-Gebietes lebenswichtige Interes­
sen der Allianz bedrohen können und des­
halb zur Konsultation zwingen. Es läßt aber 
auch klar erkennen, daß die insoweit ver­
folgte Politik, insbesondere die Dislozie­
rung von Streitkrä~en außerhalb des 
NATO-Gebietes, eine nationale Entschei­
dung darstellt. 

Aus diesem Dokument wird deutlich, daß 
sich die militärische Zusammenarbeit im 
Bündnis auf das NATO-Territorium be­
schränkt, das politische Interesse der Al­
lianz aber weit darüber hinausgeht. Soweit 
NATO-Staaten außerhalb dieses Raumes 
Verpflichtungen eingehen oder militärische 
Dislozierungen vornehmen, leisten sie 
zwar im Einzelfall einen Beitrag zur Sicher­
heit des Westens, handeln aber in nationa­
lerVerantwortung. Die Notwendigkeit einer 
Änderung des Artikels VI läßt sich daraus 
nicht ableiten. 

h) Artikel VII hebt die Vereinbarkeit des 
Vertrages mit der Charta der Vereinten 
Nationen hervor. 

Er stellt fest, daß der NATO-Vertrag weder 
die Rechte und Pflichten der Partner aus 
der Satzung der Vereinten Nationen noch 
"die in erster Linie bestehende Verantwort­
lichkeit des Sicherheitsrates für die Erhal­
tung des internationalen Friedens und der 
internationalen Sicherheit" berührt. Auch 
soll der Vertrag nicht anders ausgelegt 
werden können. 

I) In Artikel VIII erklärt jeder Signatar-Staat, 
daß er keine internationalen Verpflichtun­
gen gegenüber anderen habe, die den 
Bestimmungen des NATO-Vertrages wi­
dersprechen. Darüber hinaus vereinbaren 
die Partner, auch in Zukun~ keine derarti­
gen Verpflichtungen einzugehen. 

j) Artikel IX enthält die einzige Bestimmung 
des Vertrages, die sich mit der Organisa­
tion des Bündnisses befaßt. 

Danach errichten die Vertragspartner einen 
Rat, in dem jeder von ihnen vertreten ist. 
Der Rat prüft alle Fragen, die die Durchfüh­
rung des Vertrages betreffen. Sein Aufbau 
ist so zu gestalten, daß er jederzeit schnell 
zusammentreten kann. Soweit enorder­
lieh, errichtet der Rat nachgeordnete Stei­
len. Er hat insbesondere einen Verteidi­
gungsausschuß einzusetzen, der Maßnah­
men zur Durchführung der Artikel 111 (Ver­
teidigungsanstrengungen im Frieden) und 
V (Beistands klausel) zu empfehlen hat. 

Diese Bestimmung ist den Regelungen 
des Brüsseler Vertrages von 1948 nachge­
bildet, der einen Konsultativrat der Außen­
minister und gleichfalls einen Verteidi­
gungsausschuß vorsah. Wichtigster Be­
standteil des Artikels IX ist aber die Er-

,-

mächtigung des Rates, nachgeordnet Stei­
len einzusetzen. Auf dieser Regelung be­
ruht die gesamte im Laufe der Jahre ent­
wickelte Organisation des Bündnisses. 
Dies gilt für die Einsetzung von Ausschüs­
sen und Arbeitsgruppen ebenso wie für 
den Aufbau der militärischen Kommando­
struktur und die Errichtung des Internatio­
nalen Sekretariates. 

Diese Ermächtigung erlaubte es, den Ver­
trag von allen organisatorischen Einzelhei­
ten freizuhalten, aber auch die Struktur der 
Allianz den jeweils gegebenen Enordernis­
sen flexibel anzupassen. 

k) Artikel X befaßt sich mit den Möglichkei­
ten einer Ausweitung des Bündnisses. 

Danach können die Mitgliedstaaten durch 
einstimmigen Beschluß jeden anderen eu­
ropäischen Staat zum Beitritt einladen, 
wenn dieser in der Lage ist, die Grundsätze 
des NATO-Vertrages zu fördern und zur 
Sicherheit des nordatlantischen Gebietes 
beizutragen. Jeder so eingeladene Staat 
kann dann durch Hinterlegung seiner Bei­
trittsurkunde bei der amerikanischen Re­
gierung Mitglied der NATO werden. Die 
USA unterrichten ihrerseits alle Mitglied­
staaten von diesem Vorgang. 

Praktische Bedeutung erlangte diese Re­
gelung 1951/52 beim Beitritt Griechen­
lands und der Türkei, 1953/55 im Falle der 
Bundesrepublik Deutschland und 1981/82 
beim Beitritt Spaniens. 

I) Artikel XI enthält Bestimmungen über die 
Ratifizierung des Vertrages nach den ver­
fassungsmäßigen Verfahren der Mitglied­
staaten, über die Hinterlegung der Ratifika­
tionsurkunden bei der Regierung der USA 
und über das Inkra~treten des Vertrages. 

Diese Regelung spielt heute nur noch für 
die Ratifizierung der Beitrittsprotokolle wei­
terer Staaten eine Rolle. 

m) Artikel XII behandelt die Möglichkeit ei­
ner Vertragsänderung. Er bestimmt, daß 
die Mitgliedstaaten nach zehnjähriger Gel­
tungsdauer oder zu jedem späteren Zeit­
punkt auf Verlangen eines der Partner be­
raten, ob sie den Vertrag ändern wollen. 

Sieht man von der Änderung des Artikels VI 
(Anwendungsbereich) im Jahre 1952 ab, 
so hat sich bisher keine Notwendigkeit 
einer Überprüfung oder Anpassung des 
Vertrages ergeben. 

n) Artikel XIII regelt die Kündigung des 
NATO-Vertrages. Danach kann jeder Mit­
gliedstaat aus dem Vertrag ausscheiden, 
sobald 20 Jahre nach Vertragsabschluß 
vergangen sind, d. h. nach dem 24. August 
1969, und er seine Kündigung mit einer 
Frist von einem Jahr der Regierung der 
USA mitteilt. 

Von dieser Möglichkeit hat jedoch bisher 
kein Mitgliedstaat Gebrauch gemacht. 

0) Artikel XIV bestimmt endlich, daß der 
englische und der französische Wortlaut in 
gleicher Weise maßgebend sind und daß 
das Original des Vertrages in den Archiven 
der amerikanischen Regierung hinterlegt 
wird. 

3. 

Die Analyse des Nordatlantik-Vertrages 
zeigt, daß die NATO ein Bündnis zur Vertei­
digung jener Werte und Freiheiten ist, die 
für demokratische Gesellschaften von 
grundlegender Bedeutung sind"). Ihre 
Verteidigungsvorkehrungen sind im Ein­
klang mit der Charta der Vereinten Natio­
nen ausschließlich darauf gerichtet, die ter­
ritoriale Unversehrtheit und die Unabhän­
gigkeit der Mitgliedstaaten der Allianz ge­
gen jede Bedrohun9 von außen zu 
schützen. 

Demgemäß stellt der Nordatlantik-Vertrag 
den Rahmen für eine umfassende Zusam­
menarbeit der Partnerstaaten dar. Der Ver­
trag ist die Grundlage einer ständigen ge­
meinsamen Kooperation und Konsultation 
über politische, militärische, wirtschaftli­
che, finanziel le und soziale Fragen. Seine 
besondere Bedeutung erhält er durch die 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten zu eige­
nen und gemeinsamen militärischen und 
zivilen Verteidigungsanstrengungen und 
zur gegenseitigen Beistandsleistung. 

Der NATO-Vertrag begründet eine institu­
tionelle Verbindung gleichberechtigter 
souveräner Staaten, die sich zu ihrer 
Selbstbehauptung miteinander verbündet 
haben. Anders als die seinerzeit geschei­
terte EVG und die heutige EG ist die NATO 
daher keine supranationale Organisation 
mit eigener Rechtspersönlichkeit. 

Demgemäß sieht der NATO-Vertrag auch 
keine Mehrheitsbeschlüsse des Rates und 
der von ihm eingesetzten nachgeordneten 
Organe mit bindender Wirkung für die Min­
derheit vor. Alle Entscheidungen müssen 
vielmehr einstimmig getroffen werden oder 
erfordern doch zumindest die Zustimmung 
der betroffenen Staaten. Damit sind die 
Beschlüsse des Rates und seiner nachge­
ordneten Gremien von den Entscheidun­
gen der jeweiligen Regierungen der Mit­
gliedstaaten abhängig, die aber bei ihrer 
Beschlußfassung den pOlitischen Sinn und 
die Zielsetzung des Bündnisses zu beach­
ten haben. Die Vertreter der Mitgliedstaa­
ten im Rat und den Ausschüssen nehmen 
mithin die Belange ihrer Regierungen wahr 
und üben nationale Befugnisse im Interes­
se der gesamten Allianz aus. 

Besondere Bedeutung erlangt die Mitwir­
kung der Nationen, für die Finanzierung der 
NATO-Organisation und ihrer Aufgaben, 
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da das Bündnis über keine eigenen Finanz­
mittel verfügt. Es ist vielmehr auf Finanz­
beiträge der einzelnen Mitgliedstaaten an­
gewiesen. Für gemeinsame Projekte, die 
der Verteidigung dienen, kommen eben­
falls die einzelnen Nationen nach miteinan­
der vereinbarten Quoten auf. 

Schließlich unterhält die NATO auch keine 
eigenen Streitkräfte. Die einzelnen Mit­
gliedstaaten entscheiden darüber, ob und 
welche Verbände sie zur gemeinsamen 
Verteidigung zur Verfügung halten und im 
Ernstfall der NATO-Führung unterstellen 
wollen und können. Demgemäß sind die 
einzelnen Mitgliedstaaten für die Aufstel­
lung, Ausrüstung, Bewaffnung und Ausbil­
dung der Streitkräfte verantwortlich. Sie 
tragen auch die damit verbundenen Ko­
sten. 

Streng genommen kann also die NATO als 
Organisation keine selbständige Sicher­
heitspolitik betreiben und keine eigenstän­
digen Verteidigungsanstrengungen unter­
nehmen. Ihre Bemühungen laufen viel­
mehr stets auf verstärkte Anstrengungen 
der einzelnen Nationen im Interesse der 
gemeinsamen Sicherheit hinaus. Der 
Schwerpunkt der Tätigkeit der Bündnisor­
gane liegt daher in der Initiierung und Har­
monisierung der Sicherheits- und Verteidi­
gungspolitik der Mitgliedstaaten und der 
Erarbeitung gemeinsamer Programme und 
Pläne. 

Trotz zahlreicher internationaler Krisen und 
mannigfacher Probleme läßt sich feststel­
len, daß die NATO immer wieder in der 
Lage war, die aufkommenden Schwierig­
keiten zu bewältigen. 

Seit mehr als dreißig Jahren hat das Bünd­
nis seinen Hauptzweck, nämlich die Erhal­
tung des Friedens in Freiheit, für alle seine 
Mitgliedstaaten erfüllt. Der Abschluß des 
NATO-Vertrages war dafür die entschei­
dende Voraussetzung. 

(Fortsetzung folgt) 

16. Texl nach NATO-Handbuch, Brussel 1979. S. 9ff 

17. zum Folgenden wie Anmerkung 16 und NATO­
Facts and Rgufes, a a, 0., S. 23fl 

18. Texlln NATO-Facts and Figures. 3.3.0 .. S 3031f 

19. abgedruckt im Bulletm vom 30.6 1982. S, 580ff., 
llft,5e 

20. abgedruckt im Bulletin vom 30.6. 1982, S. 583, 
letzter Absatz 

21 8GBI 1955, Teil 11, S. 28311. 

22. Wortlaut In NATO-Handbuch 1960, S, 16fl. 

23 vgl dazu NATO-Handbuch 1979, S. 10. FuBnole2 

24. vgl. Anmerkung 20 

25. vgl dazu Abschlußkommunique der Nuklearen Pla· 
nungsgruppe der NATO vom 25. 3. 1982, heraus­
gegeben vom BMVg/lPS vom 25 3. 1982 
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"Tag des Katas'" -'1ensch.dzes" im Ratimen 
des ,,5chIeswig-HoIstein-Tages 1982" 

Auf Anordnung des Innenministeriums des 
Landes Schleswig-Holstein wurde im Rah­
men des "Schleswig-Holstein -Tages" die 
personelle Einsatzbereitschaft aller Kata­
strophenschutzeinheiten bei einer landes­
weiten Aufstellungsübung überprüft. In der 
kreisfreien Stadt Neumünster mit ihren 
86000 Einwohnern fand zur selben Zeit 
das traditionelle Stadtfest "Holstenköste" 
statt. Da in Neumünster alle zwei Jahre der 
"Tag des Katastrophenschutzes" durch­
gefuhrt wird, stand das Wochenende ganz 
im Zeichen der Katastrophenschutzhelfer. 

Am Samstag lud die Stadt alle Helferinnen 
und Helfer zum " Ball des Katastrophen­
schutzes" in das 1 000 Personen fassende 
Festzeit auf dem Großflecken ein. Staats­
sekretär Dr. Karl T reml vom schleswig­
holsteinischen Sozialministerium über­
brachte die Grüße der Landesregierung, 
und der Dezernent für Zivilverteidigung 
und Katastrophenabwehr der Stadt Neu­
münster, Stadtrat Hatto Klamt, die Grüße 
des Magistrats, der Ratsversammlung und 
des Ausschusses für Zivilverteidigung und 
Katastrophenabwehr. 

Am Sonntag bauten die 53 Katastrophen­
schutzeinheiten der Stadt Neumünster auf 
dem Jugendspielplatz sieben Großzelte, 
fünf Feldküchen sowie sämtliches Kata­
strophenschutzgerät und eine Lautspre­
cheranlage auf. Um 11 .00 Uhr traten 650 
Helfer des Stadtfeuerwehrverbandes, des 
Technischen Hilfswerks, der Regieeinhei­
ten des Amtes für Zivilverteidigung und 
Katastrophenabwehr, des Deutschen Ro­
ten Kreuzes, der Johanniter-Unfall-Hilfe, 
des Malteser-Hilfsdienstes, des Arbeiter­
Samariter-Bundes, des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz sowie der Berufsfeu­
erwehr vor den 110 Katastrophenschutz­
fahrzeugen an. 

Staatssekretär Dr. Treml empfing eine De­
legation der Organisationen und sprach 
ihnen stellvertretend den Dank für die ge­
leistete Arbeit aus. In seiner Rede betonte 
er, daß die Katastrophenschutzorganisatio­
nen dem Bürger vertraute Helfer in Un­
glücks- und Notfällen sind; dem Staat und 
den Kommunen sind sie unverzichtbare 
Partner. Dr. T reml hob hervor, daß sich 
auch viele Jugendliche für den Dienst in 
den Hilfsorganisationen zur Verfügung 
stellen. "Diese jungen Menschen widerle­
gen die heute leider verbreiteten Vorstel­
lungen, ein großer Teil der Jugend stehe, 
wenn es um den Einsatz für die Gemein­
schaft geht, im Abseits", sagte der Staats­
sekretär. Gemeinsam mit dem Neumün­
steraner Dezernenten des Amtes für Zivil­
verteidigung und Katastrophenabwehr, 
Stadtrat Hatto Klamt, und Stadtbrandmei­
ster Richard Wriedt verfolgte Dr. T reml 
dann die Demonstrationen der Hilfsorgani­
sationen, zu denen trotz des schlechten 
Wetters auch 3000 interessierte Bürger 
gekommen waren. Ganz besonderes Inter­
esse fanden die Einsatzübungen des Ret­
tungshubschraubers "Christoph Eutin" 
und die Vorführung der Sauerstofflanze 
durch das Technische Hilfswerk. 

Detlef Neubauer vom Amt für Zivilverteidi­
gung und Katastrophenabwehr der Stadt 
Neumünster, der zusammen mit den Ver­
tretern aller Organisationen die Veranstal­
tungen vorbereitet und geleitet hatte, war 
über den erfolgreichen Verlauf sichtlich zu­
frieden . In dem Erfahrungsbericht stellte 
das Kieler Innenministerium fest, daß in 
Neumünster mit 80,5% der Ist-Helfer-Zahl 
die meisten Helfer angetreten waren. Au­
ßerdem habe sich herausgestellt, daß das 
Interesse der Öffentlichkeit für den Bereich 
des Zivil- und Katastrophenschutzes 
durchaus geweckt werden kann. 

Helfer des 3. Sanitäts· 
zuges (Regloelnhen) 
des Amtes für Zivilver­
teidigung und Kata­
strophenabwehr der 
Stadt NeumOnster 
bringen .. Verletzt." 
2um Rettungshub­
schrauber. 

- - -- - ------------------------



Dorothee Boeken I Fotos: Günter Sers 

Dem THW-Nachwuchs über die Schulter geschaut 

Arbeit für den Weihnachtsmann 
mit und Klöpfel 
THW-Jugendgruppe Gelsenkirchen baut Klettergerüst für die Kinder einer Grundschule 

Es kommt selten vor, daß einer der Jungen 
unpünktlich ist: Die 12- bis 17jährigen Gel­
senkirchener haben Spaß und Interesse, 
zu ihrem "Gruppentreffen" zu gehen. Ein 
Gruppentreffen besonderer Art, denn es 
findet im Katastrophenschutzzentrum in 
Gelsenkirchen-Buer statt. Das Technische 
Hilfswerk, eine der Hilfsorganisationen, die 
das Areal der ehemaligen Kaserne nutzt, 
hat vor einigen Jahren eine Jugendgruppe 
gegründet. Die Jungen werden unter fach­
licher Anleitung vorbereitet auf eine mögli­
che spätere Mitarbeit im THW und deshalb 
geschult im Umgang mit Geraten zur Bear­
beitung von Materialien wie Holz oder Me­
tall. Zur Zeit wird in der Gruppe besonders 
fleißig gehämmert, gesägt, genagelt und 
gebohrt: Denn es soll ein Klettergerüst für 
eine Grundschule gebastelt werden. Der 
große Rahmen ist bereits fertig, und im 
Frühjahr soll das Spielgerät an Ort und 
Stelle aufgebaut werden. 

Das Zivilschutz-Magazin hat sich in Gel­
senkirchen umgesehen und festgestellt: 
Hier wird das Nützliche mit dem Spaß an 
der Arbeit und der Freude am gemein­
samen Tun verbunden . 

.Jugendliche fühlen sich gut 
aufgehoben 

Bernhard Langowski ist der Jugendgrup­
penleiter, der vor drei Jahren .,frischen 
Wind" in sein Team brachte. Reisen, Pad­
deltouren, Zeltlager wurden veranstaltet, 
gelernt wurde vieles und auch hier und da 
persönliche Probleme der Jugendlichen 
diskutiert. Die Jungen fühlen sich gut auf­
gehoben in ihrer Gruppe. Der zwölf jährige 
Andreas beispielsweise sieht es so: "Ich 
finde es toll, hier mitzumachen. Hier kann 
ich viel lernen. " Lernen tut er auch von den 
anderen Gruppenmitgliedern, die vielleicht 
schon mehr Erfahrungen als er haben, und 
die teilweise schon im Beruf mit dem Hand­
werk in Berührung gekommen sind. An­
dreas Rokytta zum Beispiel, einer der drei 
Gruppenführer, kann eine ganze Menge 
TIps und Handgriffe weitergeben, denn der 
17jährige hat auch beruflich mit Holz und 
Metall zu tun. Und die Bearbeitung dieser 
beiden Materialien steht auch jetzt beim 
Projekt "Klettergerüst" im Vordergrund. 
Denn die Themen der THW-Grundausbil­
dung sollen schon in den Jugendgruppen 

wurden, kann Jetzt mit Bohren angefangen 
für die Kletterseile hinein. Doch bis dahin Ist's noch lang . .. 
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Bearbeitet werden 
auch die Bandeisen, 
die um das Holz ge­
legt werden, damit es 
. piter nicht reiBt. 

Immer wieder wird 
ausgemessen, denn 
e. kommt auf den 
Zentimeter an, Und 
wenn noch etwas 
fehlt " , 

. , . dann muß eben 
weiter bearbeitet wer­
den. Denn schließlich 
sollen die .. Rundhöl­
zer später den Rah­
men des Kletterge­
rüsts halten. 

vorbereitet werden - so zumindest sieht es 
Bernhard Langowski. Und bei den Jugend­
lichen erntet er Früchte: Stolz präsentieren 
sie die Produkte ihrer handwerklichen 
Fähigkeiten. 

Etwas Nützliches tun 

Den sozialen Aspekt will die THW-Jugend­
gruppe in den Vordergrund stellen beim 
Bau des Klettergerüsts: "Helfen" heißt die 
Devise. Und: Der junge Andreas freut sich 
schon auf den Tag, an dem das Spielgerät 
an der Grundschule aufgebaut wird: "Das 
wird schön. Ich finde es gut, daß wir dann 
was Nützliches geleistet haben, wovon an­
dere profitieren." 

Etwas Nützliches und Sinnvolles zu tun ist 
das Bestreben, das Bernhard Langowski in 
die Jugendgruppe bringen möchte. So 
geht er mit den Jungen Schritt für Schritt 
das Projekt durch, von der Planung bis hin 
zum Aufbau des Klettergerüsts. 

Gearbeitet wird im Team 

Zunächst werden Pläne erstellt, die sich an 
die THW-Behelfsbrückenbau-Richtlinien 
anlehnen. Die Kinder und Jugendlichen 
kennen die Zeichnung und verstehen sie 
auch. Die Gruppe, etwa 25 Mann stark, wird 
nun unterteilt in drei Teams, denen jeweils 
ein Gruppenführer voransteht, der schon 
einige praktische Erfahrungen hat. Andreas 
ROkytta, Thomas Dall und Carsten Schöbel 
wissen nun, welchen Arbeitsbereich "ihr" 
Team übernehmen soll. Das Holz für den 
Rahmen des Klettergerüsts muß gemes­
sen und gesägt werden; die Verblattungen 
müssen angezeichnet werden, da wird eif­
rig hantiert mit Handsäge, Stechbeitel und 
Klöpfel. Damit das Holz nicht reißt, wird es 
durch Bandeisen gesichert, dessen Kanten 
in mühevoller Arbeit an der Werkbank ge­
feilt werden. 

Hier also erfahren die THW-Jungen, wie 
Holz und auch Metall bearbeitet werden. 
Gleichzeitig sehen sie das Ergebnis 
"wachsen": Der Rahmen für das Gerüst 
wird zusammengelegt und die Rundhölzer 
werden bearbeitet. Schon kann man sich 
vorstellen, wie die Kletternetze, Seile und 
Schaukeln darin aussehen werden. 

Übungen für den Ernstfall 

In der Arbeit am Klettergerüst oder auch in 
der Herstellung von maßstabgetreuen 
Brückenmodellen aus Holz reifen die Er­
fahrungen für später: Wenn die Jugend­
lichen im Technischen Hilfswerk als Er­
wachsene mitarbeiten, haben sie schon 
eine Menge PraxIserfahrung. "Mann, das 
ist doch viel interessanter als nur rumhän­
gen", erklärt ein Teilnehmer auf die Frage, 
warum er in die THW-Jugendgruppe ge-



kommen ist. Seit fünf Jahren ist er mit von 
der Partie, und dieses . Hobby" , wie er es 
nennt, will er, wenn er 18 Jahre alt ist, gerne 
vertiefen, will sagen, daß er beim Techni­
schen Hilfswerk bleiben möchte .• Rund 80 
Prozent", so schätzt LangowSki, .bleiben 
nach der Jugendgruppenarbeit im THW. In 
diesem Jahr konnten wir elf aus unserer 
Gruppe dem THW-Ortsverband zuführen. 
Teilweise sind sie schon in Führungsposi­
lianen ... 

Verspätetes Weihnachts­
geschenk 

Das verspätete Weihnachtsgeschenk in 
Form des Klettergerüsts können die Gel­
senkirchener Grundschüler im Frühjahr 
1983 wohl in Betrieb nehmen. Dann näm­
lich sollen die Arbeiten der Jugendlichen 
be endet sein . Auf dem Pausenhof der 
Schule werden von der THW-Jugendgrup­
pe Betonsockel gegossen; zuvor muß 
planiert werden . " So erfahren die Jungen 
auch noch etwas über die Stein- und Erd­
bearbeitung " , sagt Bernhard Langowski. 
Und die 12- bis 17jährigen sind gespannt 
auf die nächste Aufgabe .. 

~F;:ln=g.::rl"ert=lg:;:k"'.~:-:Cun::d;-­
handwerkliches Ge­
schick laasen sich 
auch Im Bau von 
Brückenmodellen er· 
proben. Die THW.Ju­
gendgruppe fertigte 
Schwimmbrücken . .. 

. . . und auch feste 
BrOcken Im Modell an. 
Schon hier lernten die 
Jugendlichen den Um­
gang mit Holz - beim 
Bau dei Klatterg ... 
rü.t. konnten sie 
dlel. Erfahrungen 
,""bringen. 
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Gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung In etnem Verteidigungsfall 

Bundesreg~ W1terstützt Entwurf 
des Gesa.nlDCitsschutzgesetzes der CDU/CSU 
Regierung will überprüfen, ob alle Vorschriften fur die gesundheitliche Versorgung 
der Bevölkerung auch in einem Zivilschutzgesetz zusammengefaßt werden sollten 

Das sogenannte "Gesundheitsslcherstel­
lungsgesetz', das die gesundheitliche 
Versorgung der Bevölkerung in einem Ver­
teidigungsfall sicherstellen soll, ist wieder 
in der Diskussion, nachdem die frühere 
Bundesregierung davon ausging, daß die­
ses Gesetz in der 9. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages nicht mehr verab­
schiedet werden könnte. Dies geht aus der 
Antwort des Parlamentarischen Staatsse­
kretars, Frau Karwatzki, Bundesministe­
rium fur Jugend, Familie und Gesundheit, 
auf eine entsprechende Anfrage des si­
cherheltspolitischen Sprechers der F.D.P.­
Bundestagsfraktion, Karl-Heinz Popp, 
hervor. 

Popp hatte im Bundestag die Frage einge­
bracht "Ist die Bundesregierung bereit, 
den von der früheren Gesundhe tsministe­
rin Anke Fuchs zurückgezogenen Entwurf 
eines Gesundheitssicherstellungsgeset­
zes in seiner ursprünglichen oder in gean­
derter Form baldmöglichst vorzulegen?" 

ParI. Staatssekretar Frau Karwatzki beant­
wortete die Frage Im Namen der Bundesre­
gierung am 8. November 1982 wie folgt 
"Die Bundesregierung wird den in den 
Ausschüssen des Deutschen Bundesta­
ges zur Beratung anstehenden Entwurf ei­
nes Gesundheitsschutzgesetzes der Frak­
tion der CDU/CSU unterstutzen. Sie wrrd 
darüber hinaus auch prüfen, ob mit der 
Zusammenfassung aller der gesundheitli­
chen Versorgung der Bevolkerung in ei­
nem Verteidigungsfall dienenden Vor­
schriften in einem ZIvilschutzgesetz ein 
geeigneter Beitrag zu der vom Deutschen 
Bundestag mit Beschluß vom 3. Juli 1981 
geforderten verbesserten und vereinfach­
ten Neuregelung des Zivilschutzrechts ge­
leistet werden kann." 

Den Entwurf des "Gesetzes über die ge­
sundheitliche Versorgung im Rahmen des 
Zivilschutzes (Gesundheitsschutzgesetz -
GesG 1982)" haben die Abgeordneten 
Dr Faltlhauser, Dr. Jentsch (Wiesbaden), 
Dr. Dregger, Spranger, Kroll-Schlüter, 
Würzbach, Frau Dr. Neume1ster, Dr. Hak­
kel, B,ehle, Kalisch und Genossen und die 
FraktlonderCDU/CSU unter dem 10. Marz 
1982 (Drucksache 9/1448) im Deutschen 
Bundestag eingebracht. 

Die CDU/CSU leitet den Entwurf mit fol­
gender Darstellung des Problems ein. 

Im Rahmen der Gesamtverteidigung 
kommt der ZIvilverteidigung eine Bedeu­
tung zu, die bisher nicht ausreichend in der 
Bundesrepublik Deutschland beachtet 
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wurde. Innerhalb der Zivilverteidigung wur­
de dem Sondergebiet des Sanrtats- und 
Gesundheitswesens kaum die Beachtung 
geschenkt, die sie Im Ernstfall notwendi­
gerweise verdient. 

Zwar gibt es bereits Ansätze für eine ge­
setzliche bzw. planensche Regelung die­
ses Bereichs, diese Ansatze erweisen sich 
jedoch als unzureichend' 

- Die Durchsicht der Katastrophenschutz­
plane der Lander läßt erkennen, daß das 
Problem der ärztlichen Versorgung unter 
Mitwirkung der Ärzteschaft und der Kran­
kenhauser kaum berucksichtigt wird. 

- Das Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes von 1968 mit sem er 
Änderung von 1974 beZieht sich zwar auf 
den Verteidigungsfall, enthalt ledoch fur 
das Gesundheitswesen keine klaren Vor­
gaben. 

- Die Katastrophenschutzgesetze der Län­
der enthalten nur punktuelle Angaben über 
das Gesundheitswesen. 

- Das Zivilschutzgesetz von 1976 enthält 
zwar Einzelheiten über einzurichtende Sa­
nitatsmaterialbevorratung und Hilfskran­
kenhäuser Es fehlt ledoch legliche gesetz­
liche Regelung fur die Erfassung und die 
Einplanung des dazugehongen Personals. 
Der Bundesminister des Innern hat in der 
Begrundung zum ZIvilschutzgesetz von 
1976 ausdrücklich auf diese Lücke hinge­
wiesen (BR - Drucksache 353/75 vom 
30. Mai 1975). 

Gerade aber die gesundheitliche Vorsorge 
für den Ernstfall ist dringend erforderlich, 
wie die entsprechenden Vorbeugemaß­
nahmen von Ländern wie Schweden und 
der Schweiz beispielhaft zeigen. Im Ernst­
fall gibt es keine Vorbereitungszeit mehr. 
Was nicht rechtzeitig vorher geplant wor­
den ist, kann im Ernstfall nicht mehr funklio­
nieren. Nicht zuletzt aus humanilaren 
Gründen - und nicht als ein Akt verstarkter 
Aufrüstung - müssen die Anstrengungen 
zur Sicherstellung der GesundheItsversor­
gung im Ernstfall IntensiViert werden. 

Lösung 

In einem Rahmengesetz wird definiert, 
welche Behörden Im Verteidigungsfall für 
die Organisation und Durchführung der ge­
sundheitlichen Versorgung zustandig sind. 
Dabei wird insbesondere festgelegt, wei­
che Behörden für die Vorbereitung zur 
Erweiterung der Kapazitäten, zur Sicher-

stellung der Funklionsfahigkelt der Einnch­
tungen, zur Deckung des Personal bedarfs 
und zur Deckung der Sachausstattung zu­
standig sind. 

Die Befugnisse im Rahmen dieser Vorbe­
reitungsarbeiten ebenso, wie die Befugnis­
se bei Eintreten des Verteidigungsfalles -
Auskunftsrechte, Betretungs- und Besich­
tigungsrechte - Sind ebenso geregelt, wie 
die Einbeziehung der Hilfsorganrsationen, 
der Berufsvertretungen, der Kassenarztli­
chen und Kassenzahnarztlichen Vereini­
gungen. In gleicher Weise ist die Melde­
pflicht für Berufe des Gesundheitswesens 
und ehemalige Zivildienstleistende behan­
delt. 

Insgesamt entspncht das vorliegende Ge­
setz dem Votum des Innenausschusses in 
der Sondersitzung am letzten Tag der 
8. Legislaturperiode, in dem in den "Rah­
menrichtlinien für die Gesamtverteidi­
gung" gefordert wrrd, daß ein Gesund­
heitssicherstellungsgesetz vorgelegt wird, 
"durch das für den Verteidigungsfall die 
Rechtsgrundlage zur Deckung des perso­
nellen Bedarfs im öffentlichen und privaten 
Gesundheitswesen an Angehorigen der 
Heilpflege- und Heilhi fsberufe gegeben 
und die organisatorische Basis für ein von 
den Streitkräften und der Zivilbevölkerung 
gemeinsam zu nutzendes stalionares Sa­
nitätswesen geschaffen wird" 

Alternativen 

Die bisher diskutierten Lösungen sind der 
zentralistischen Perfektion erlegen. Zu vie­
le Details werden den einzelnen Hilfsorga­
nisationen und den Landern vorgegeben. 

Dagegen ist das vorliegende Gesetz darauf 
abgestellt, ein Organisations- und Rah­
mengesetz zu sein, das die Länder ver­
pflichtet, nach einheitlichen Ziel vorgaben 
zu verfahren, ihnen Jedoch nach den unter­
schiedlichen örtlichen Verhaltnrssen Mög­
lichkeiten zu elastischer Anpassung offen­
laßt. 

Kosten 

Bei dem vorliegenden Gesetzentwurf han­
delt es sich um ein Organrsatlonsgesetz, 
das sich zunachst auf vorhandene Einrich­
tungen und vorhandenes Personal stützt. 
Deshalb wird dieses Gesetz nicht unmittel­
bar haushaltswrrksam werden. 

Der Entwurf des Gesetzes über die ge­
sundheitliche Versorgung Im Rahmen 
des Zivilschutzes (Gesundheitsschutz-



gesetz - GesG 1982) der CDUICSU hat 
folgenden Wortlaut: 

§1 
Grundsatz 

(1) Die gesundheitliche Versorgung der 
Bevölkerung im Verteidigungsfall basiert 
im Rahmen des Zivilschutzes auf den lür 
die friedensmäßige gesundheitliche Ver­
sorgung zur Verfügung stehenden Einrich­
tungen und ist im Verteidigungsfall den 
dann vorherrschenden, besonderen Ver­
hältnissen anzupassen. Gegenstand der 
Anpassung ist auch die tierärztliche Ver­
sorgung von Nutztieren zum Schutz der 
menschlichen Gesundheit. 

(2) Alle Planungen, Vorbereitungen und 
Einübungen sind darauf auszurichten, daß 
die weitere Funktionsfähigkeit aller Einrich­
tungen des Gesundheitswesens auch un­
ter den besonderen Verhältnissen des Ver­
teidigungsfalles sichergestellt ist. 

(3) Alle natürlichen und juristisChen Perso­
nen, einschließlich der Personenvereini­
gungen, die unmittelbar oder mittelbar zur 
gesundheitlichen Versorgung beitragen 
können, haben nach Maßgabe dieses Ge­
setzes an den friedensmäßigen Vorberei­
tungen und an der gesundheitlichen Be­
treuung im Verteidigungsfall mitzuwirken. 
Dabei ist dem Grundsatz der freiwilligen 
und ehrenamtlichen Tätigkeit vorrangig 
Rechnung zu tragen. 

1. TEIL 
Aufgaben der zuständigen Behörden 

§2 
Zuständige staatliche und kommunale 

Behörden 

(1) Die Länder bestimmen die für die Aus­
führung dieses Gesetzes und der nötigen 
Rechtsverordnungen zuständigen Behör­
den. Für die untere Verwaltungsebene sind 
alle Aufgaben des 1. Teils dieses Gesetzes 
einer Behörde federführend zuzuweisen. 
Wenn nichts anderes geregelt ist, sind die 
kreisfreien Städte und die Landkreise/ 
Kreisverwaltungsbehörden zuständig. 

(2) Die Befugnisse der zuständigen Behör­
den können von den übergeordneten Be­
hörden ausgeübt werden, soweit dies er­
forderlich ist, um die Gesundheitsversor­
gung der Bevölkerung überörtlich auszu­
gleichen oder den besonderen Anforde­
rungen eines Verteidigungsfalles anzu­
passen. 

§3 
Aufgaben 

Die von den Ländern für zuständig erklär­
ten Behörden sind verantwortlich für die 
Vorbereitung (Planung, konkrete EinzeI­
maßnahmen sowie Übung) und die Durch­
führung aller Maßnahmen, die für die An­
passung des Gesundheitswesens für den 
Verteidigungsfall erforderlich sind. 

§4 
Die Aufgabe der Vorbereitung 

(1) Die zuständigen Behörden stellen be­
reits im Frieden die für die gesundheitliche 
Versorgung im Verteidigungsfall notwendi­
gen Aufnahme- und Behandlungskapazitä­
ten unter Berücksichtigung der vorhande­
nen stationären und ambulanten Einrich­
tungen sowie des verfügbaren Personals 
fest. Insbesondere ist der Bedarf an Kran­
kenhausbetten, Personal- und Sachaus­
stattung, zu ermitteln. Die zuständigen Be­
hörden haben ferner festzustellen, auf wei­
che Weise diese zusätzlich notwendigen 
Kapazitäten geschaffen werden können. 

(2) Die zuständigen Behörden haben dafür 
zu sorgen, daß die Bereitstellung der zu­
sätzlichen Kapazitäten vorwiegend durch 
freiwillige, andernfalls durch zwangsweise 
Verpflichtung vorbereitet und für den Ver­
teidigungsfall sichergestellt wird. 

(3) Für Kapazitäten zur stationären Versor­
gung sind in der Regel Träger bereits vor­
handener Einrichtungen heranzuziehen. 
Dabei können friedensmäßige Aufgaben 
vorhandener Einrichtungen für den Vertei­
digungsfall eingeschränkt, umgewandelt 
oder völlig untersagt sowie neue Einrich­
tungen geschaffen werden. 

(4) Die zuständigen Behörden stellen den 
personellen Bedarf fest. Diejenigen Perso­
nen, die in einem Gesundheitsberuf aus­
gebildet sind und diesen Beruf noch aus­
üben, werden von der zuständigen Behör­
de nicht zentral eingegliedert; deren orga­
nisatorische Eingliederung im Verteidi­
gungsfall erfolgt durch den jeweiligen Auf­
gabenträger. Die zuständigen Behörden 
können Änderungen der Arbeitszeitord­
nung und der Arbeitsverträge anordnen. 
Ebenso kann die Abordnung von Fachper­
sonal außerhalb des eigenen Bereiches 
verfügt werden. 

(5) Personen, die in einem Gesundheits­
beruf ausgebildet sind oder tätig waren und 
diesen Beruf nicht ausüben, sind von den 
zuständigen Behörden zu erfassen, soweit 
sie zur gesundheitlichen Versorgung im 
Verteidigungsfall geeignet erscheinen und 
benötigt werden. Diese erfaßten Personen 
sind einem Träger einer stationären oder 
ambulanten Versorgungseinrichtung zur 
Einplanung fürdie Dienstleistung im Vertei­
digungsfall zu benennen. Personen, die 
außerhalb des Versorgungsgebietes des 
vorgesehenen Trägers wohnen, sind nur 
dann zu benennen, wenn der Bedarf nicht 
auf andere Weise gedeckt werden kann 
und die Dienstleistung dem Genannten in 
einem Notstand persönlich zumutbar ist. 

(6) Die Träger haben dafür zu sorgen, daß 
der Einsatz der von den zuständigen Be­
hörden genannten Personen durch freiwil­
lige Verpflichtung vorbereitet wird. Kann 
der Bedarf auf diese Weise nicht gedeckt 

werden, erfolgt die Verpflichtung aufgrund 
dieses Gesetzes . .. 
(7) Die zuständigen Behörden haben fest-
zustellen, welche Sachausstattung, soweit 
sie nicht durch das Zivilschutzgesetz be­
reits erfaßt ist, für die erforderlichen Kapa­
zitätsausweitungen benötigt wird. 

(8) Die zuständigen Behörden sind ver­
pflichtet, in regelmäßigen Abständen 
Übungen zur Überprüfung der Funktions­
fähigkeit der im Gesetz angesprochenen 
Einrichtungen und Maßnahmen zu veran­
lassen bzw. durchzuführen. 

§5 
Die Aufgabe der Ausbildung 

und Fortbildung 

(1) Für die Durchführung der besonderen 
Fortbildung der akademischen Heilberufe 
im Sinne dieses Gesetzes haben die zu­
ständigen Kammern nach Maßgabe der 
landesrechtlichen Bestimmungen Sorge 
zu tragen. 

(2) Die medizinischen Fakultäten der Uni­
versitäten sind gehalten, Lehrveranstaltun­
gen in Katastrophenmedizin durchzufüh­
ren. In gleicher Weise haben alle Ausbil­
dungseinrichtungen für Gesundheitsberu­
fe die sich aus diesem Gesetz ergebenden 
zusätzlichen Lehrinhalte in ihrem Pro­
gramm zu berücksichtigen. 

2. TEIL 
Befugnisse der zuständigen Behörden 

§6 
Allgemeine Befugnisse 

(1) Die zuständigen Behörden dürfen im 
Frieden Anordnungen und Maßnahmen, 
die in Rechte anderer eingreifen, nur tref­
fen, wenn sie durch Gesetz dazu beson­
ders ermächtigt sind. 

(2) Nach Eintritt des Spannungs- oder Ver­
teidigungsfalles können sie alle für den 
Einzelfall erforderlichen Anordnungen tref­
fen, um die ambulante und stationäre Ver­
sorgung der Bevölkerung einschließlich 
der Arzneimittelversorgung sicherzu­
stellen. 

§7 
Auskunftsrechte 

Die zuständigen Behörden können zur 
Durchführung ihrer Aufgaben 

- bei natürlichen und juristisChen Perso­
nen (einschließlich Personenvereinigun­
gen) Auskünfte einholen, 

- die Träger geeigneter Einrichtungen ver­
pflichten, alle Veränderungen, die für die 
Vorbereitungsmaßnahmen von Bedeutung 
sind (z. B. räumliche und sachliche Aus­
stattung, Zahl und Art der Bediensteten, 
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verantwortliche Funktionsträger, Ein­
schränkungen der Funktionsmöglichkei­
ten), unverzüglich anzuzeigen. J 

§8 
Betretung und Besichtigung 

Die zuständigen Behörden sind berechtigt, 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben die für eine 
gesundheitliche Versorgung im Verteidi­
gungsfall in Betracht kommenden Grund­
stucke und Einrichtungen im hierzu erfor­
derlichen Umfang zu betreten und zu be­
sichtigen. 

§9 
Verplffchtung zur SIchersteIlung 

Die zuständigen Behörden können die T rä­
ger der geeigneten Einrichtungen der ge­
sundheitlichen Versorgung für den Vertei­
digungsfall verpflichten, die Bereitstellung 
der notwendigen Kapazitäten vorzuberei­
ten und ihre Funktionsfähigkeit im Verteidi­
gungsfall personell und materiell sicherzu­
stellen. 

§ 10 

Zeitpunkt der Sicherstellung 
und Maßnahmen 

Die zuständigen Behörden können die Si­
ehersteIlung zusätzlicher Aufnahme- und 
Behandlungskapazitäten bereits vor dem 
Verteidigungsfall anordnen, wenn dies die 
Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
außenpolitisch-militärischen Situation be­
schließt. 

3. TEIL 
Aufgaben der verpflichteten 

Institutionen 

§ 11 
Aufgaben der Kammern der Hellberufe 
und der Kassenärztlichen und Kassen-

zahnärztlichen Vereinigungen 

(1) Die als öffentlich-rechtliche Körper­
schaften in den Bundesländern bestehen­
den Ärztekammern, Zahnärztekammern, 
Apolhekerkammern und Tierärztekam­
mern haben der zuständigen Fachbehörde 
die für die Deckung des Personalbedarfs 
erforderlichen fachlichen Unterlagen zu 
übermitteln; insbesondere haben sie lau­
fend die Aufnahme und Beendigung einer 
selbstandigen Tätigkeit und die Art der 
Beschäftigung ihrer Mitglieder zu melden. 

(2) Die Ärztekammern und die Zahnärzte­
kammern haben im Einvernehmen mit den 
Kassenärztlichen Vereinigungen bzw. den 
Kassenzahnärztlichen Vereinigungen für 
einen Verteidigungsfall eine ausreichende 
ärztliche Mindestversorgung vorzuberei­
ten und die zuständigen Fachbehörden von 
den Planungen fortlaufend zu unterrichten. 

(3) Ist die Sicherstellung der gesundheitli­
chen Versorgung im ambulanten Bereich 
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mit dem zur Verfügung stehenden Perso­
nal nicht möglich, können die Berufsvertre­
tungen bei der zuslandigen Behörde die 
Zuweisung eines Arztes bzw. Zahnarztes 
beantragen. Entsprechendes gilt für die 
Berufsvertretungen der Apotheker und der 
Tierärzte. 

§12 
Aufgaben der Träger von RettungsIelt­
steIlen, der HIlfsorganisationen und 
des Bundesamtes für den Zivildienst 

(1) Die für den Betrieb der Rettungsleitstel­
len zuständigen Behörden oder Stellen ha­
ben dafür zu sorgen, daß alle für die statio­
näre Versorgung im Verteidigungsfall vor­
gesehenen Einrichtungen im Verteidi­
gungsfall an den von der Leitstelle zu füh­
renden zentralen Bettennachweis ange­
schlossen sind. Sie haben die zuständigen 
Behörden von Vorbereitungen fortlaufend 
zu unterrichten. 

(2) Der Bundesministerfur Jugend, Familie 
und Gesundheit kann den Hilfsorganisatio­
nen (Rotes Kreuz, Malteser-Hilfsdienst, 
JOhanniter-Unfallhilfe, Arbeiter-Samariter­
Bund) mit ihrer Zustimmung die Ausbil­
dung einer ausreichenden Zahl von 
Schwesternhelferinnen übertragen. Dabei 
ist auf den örtlichen unterschiedlichen Be­
darf an Schwesternhellerinnen in einem 
Verteidigungsfall abzustellen und der Be­
darf der ortsfesten militarischen Lazarettor­
ganisation zu berücksichtigen. Die Hilfsor­
ganisationen haben der zuständigen Be­
hörde laufend die Zahl der ausgebildeten 
und der zur Verfügung stehenden Schwe­
sternhelferinnen sowie die Zahl der für 
die Lazarettorganisation vorgesehenen 
Schwesternhelferinnen zu melden. 

(3) Das Bundesamt für den Zivildienst hat 
alle Zivildienstleistenden, die ihren Dienst 
in einer für die gesundheitliche Versorgung 
im Verteidigungsfall vorgesehenen Ein­
richtungen leisten, den zuständigen Be­
hörden zu benennen. 

4. TEIL 
Gemeinsame Bestimmungen 

§13 
Meldeplffcht 

Soweit die Meldepflicht in schon bestehen­
den Gesetzen nicht ausreicht, wird das 
Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit ermächtigt, durch Rechts­
verordnung mit Zustimmung des Bundes­
rates die Meldepflicht im einzelnen zu re­
geln. Die Regelungsermächtigung bezieht 
sich insbesondere auf den Kreis der mel­
depflichtigen Berufe, den meldepflichtigen 
Personenkreis, die meldepflichtigen Anga­
ben, den Zeitpunkt der Meldung, die Aus­
nahmen von der Meldepflicht, die Anzeige 
von Veränderungen sowie das Verfahren 
der Erfassung. 

§ 14 
Auskunftsverweigerungsrecht 

(1) Wer nach diesem Gesetz zur Erteilung 
einer Auskunft verpflichtet ist, kann die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilpro­
zeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

(2) Der Auskunftspflichlige ist über sein 
Recht zur Verweigerung solcher Auskünfte 
zu belehren. 

§ 15 
Zusammenarbeit mit der Bundeswehr 

Bei der Vorbereitung der gesundheitlichen 
Versorgung der Zivilbevölkerung wie der 
Streitkräfte im Verteidigungsfall arbeiten 
die zuständigen Behörden aller Ebenen mit 
den Dienststellen der Bundeswehr, insbe­
sondere des Territorialheeres zusammen. 
Dies gilt vornehmlich für die Zusammenar­
beit im stationären Bereich. 

§ 16 
Zuständigkeit der Länder 

Dieses Gesetz und die aufgrund dieses 
Gesetzes ergangenen Rechtsverordnun­
gen werden von den Ländern einschließ­
lich der Gemeinden und Gemeindeverbän­
de im Auftrag des Bundes ausgeführt. 

§ 17 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig 

1. einer auf Grund der §§ 7, 9 oder 10 
ergangenen vollziehbaren Anordnung 
zuwiderhandelt, 

2. eine Mitteilung nach § 11 Abs. 1 oder 2 
nicht oder nicht vollständig macht oder 
die erforderlichen Unterlagen nicht vor­
legt, 

3. eine Meldung nach § 12 Abs. 2 Satz 2 
nicht oder nicht vollständig macht, oder 

4. einer Rechtsverordnung nach § 13 zuwi­
derhandelt, soweit die Rechtsverord­
nung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§18 
Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der Freizügigkeit (Artikel 
11 GG) und der Unverletzlichkeit der Woh­
nung (Artikel 13 GG) werden nach Maßga­
be dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 19 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 



Hans Hanßen I Fotos: Leo Wohlfart 

Alarm- und Fernmeldeeinsatzübung in Neukirchen-Vluyn 

Ölalann ließ alle Drähte ,,glühen" 
Bis zu 30 Sprechfunkbetriebssteilen im Einsatz - Übung hielt die Helfer 19 Stunden in Atem 

Freitagnachmittag: Orangefarbene Ein­
satzfahrzeuge fahren - unter Wahrneh­
mung von Sonderrechten und Benutzung 
von Blaulicht und Mehrklanghorn - zu ei­
nem Einsatz in Neukirchen-Vluyn, Ortstei l 
Niep (Nordrhein-Westfalen). Bis jetzt ist 
nur bekannt, daß sich auf der Landstraße 
475 ein schwerer Verkehrsunfall ereignet 
hat, an dem zwei mit Heizöl beladene Tank­
lastkraftwagen beteiligt sind . Mehrere tau­
send liter leichtes Heizöl sind ausge­
laufen. 

Zum Glück ist dies nur eine Übungsannah­
me zur Alarm- und Fernmeldeeinsatz­
übung, welche der KatS-Fernmeldedienst 
für die Fernmeldezentrale HVB, die Fern­
meldezüge (Regie-Einheiten), die Freiwilli-

ge Feuerwehr der Stadt Neukirchen-Vluyn, 
das THW (OV Moers), die Kreisverwaltung 
Wesel (Amt für Zivilschutz) und die Stadt­
verwaltung Neukirchen-Vluyn (Ordnungs­
amt) ausgearbeitet hat. 

Planungs- und Vorbereitungs phase 

Aufgrund des § 7 KatSG und der KatS­
Ausbildung-Vwv sowie § 16 Abs. 4 KatSG 
NW plante der Fachberater Fernmelde­
dienst zur Überprüfung der Alarmierungs-, 
Ausrück- und Einsatzzeiten diese Alarm­
übung mit anschließender Fernmeldeein­
satzübung, die gleichzeitig die Aus- und 
Fortbildungsveranstallungen für das Jahr 
1982 abschließen soille. 
Nach mehreren Gesprächen mit Behör-

Bild link.: In luftiger Höhe will der Anschluß von Freileitung_klemmen gelernt sein. - Bild rechts: 
die Verachmutzung unter einer Brücke lest. 

den, Organisationen und Privatpersonen, 
ohne daß Zeit, Dauer und Ort der Übung 
vorzeitig bekannt wurden, konnte dem Zi­
vilschutzamt des Kreises eine Übungsun­
terlage vorgelegt werden, die dann durch 
den Hauptverwaltungsbeamten genehmigt 
wurde. 

Alarmlerung 
16.20 Uhr: Alarmauslösung durch den 
Fachberater Fm. Durch die Rettungsleit­
stelle des Kreises wird "Olalarm " gemäß 
des 01- und Gi~alarmplans ausgelöst. Das 
heißt für den Fernmeldedienst: Alarmstu­
fe I " Katastrophen-Vorwarnung " , Alarm­
stufe 11 "Katastrophen-Warnung", Alarm­
stufe 111 "Katastrophen-Alarm" auszu­
lösen. 
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Die Fernmeldezentrale HVB (1/2/9), be-
setzt durch Mitarbeiter der KreIsverwal­
tung, ist sofort einsatzbereit und über­
nimmt die Heranfuhrung der drei Fernmel­
dezüge des Kreises und der AÖ-Gruppe 
des THW über Funk und halt gleichzeitig 
enge Verbindung zur Polizeileitstation 
" Wespe" der Kreispolizeibehörde Wesel 
und der Leltstelle für den Rettungsdienst 
und Feuerwehr des Kreises Wesel. 

Der Fachberater Fm, gleichzeitig Übungs­
leiter, begibt sich zu der fiktiven Einsatz­
steile und obermittelt einen ersten Bericht 
an die FmZt-HVB. Zur Unterstützung der 
im Feuerwehrgerätehaus Niep eingerichte­
ten Einsatzleitung Feuerwehr (EL-Feu) 
wird die Führungsgruppe TEL mit Einsatz­
leltwagen (ELW) und Führungskraftwagen 
(Fükw-TEL) alarmiert und unverzuglich 
eingesetzt. Die EinheitsfOhrer haben zwi­
schenzeitlich ihre TruppfOhrer und diese 
wiederum ihre Helfer alarmiert. Die Einhei­
ten befinden sich zum Teil schon an der 
Einsatzstelle. 

Einsatz 

Den drei Fernmeldezugen (FmZ) werden 
an der weiträumigen Einsatzstelle Einsatz­
abschnitte zugewiesen. Hier ist, da das 
Fernsprechnetz der Deutschen Bundes­
post zum Teil gestört ist, ein feldmäßiges 
Fernsprechnetz unter Einsatz von mehre­
ren Feldvermittlungen schnellstens zu er­
richten. Dies wird schwierig, da es sehr 
schnell dunkel wird und das Gelände erst 
erkundet werden muß. 

An die Fernsprechvermittlungen müssen 
eine Vielzahl von wichtigen Stellen (EL­
Feu, mehrere Pumpwerke/Pumpstationen, 
die Befehlsstellen THW und Feuerwehr in 
den leweiligen Abschnitten und die Ge­
samteinsatzleitung, zugleich Übungslei­
tung) angeschlossen werden. Aus fern­
meldetaktischen Erwagungen sind die drei 
Fernsprechvermitllungen untereinander 
(Simultanschaltung) verbunden. Jede 
Fernsprechvermittlung wird über einen 
Fernsprechhauptanschluß mit dem Öffentli­
chen Fernsprechnetz verbunden. Abhol­
punkte der benachbarten Fernsprechorts­
netze der DBP waren erkundet und konn­
ten zu jeder Zeit aufgeschaltet werden. 

Insgesamt sind drei Feldvermittlungen 54 
OB 10 mit 18 Feldfernsprechern FF 54 und 
drei Hauptanschlüsse DBP eingerichtet. 

Der erste Zugriff bei der Schadensbe­
kampfung erfolgt "fernmeldemäßig " über 
mehrere UKW-Sprechfunkverkehrskreise 
im 2-m-Band/4-m-Band. Während der Ein­
satz hÖhepunkte sind bis zu 30 UKW­
Sprechfunkbetriebsstellen Im Einsatz. 

Schon In den frühen Abendstunden zeich­
net sich ab, daß der Einsatz mehrere Stun­
den dauern wird. Aus diesem Grund wird 
der Verpflegungstrupp des 1. FmZ Kreis 
Wesel zur Einsatzstelle gerufen. 
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EInsatzeinlagen 

Die Übungsleitung spielt ständig Einlagen 
ein, welche in der Planungsphase mit den 
Führern von Feuerwehr, THW, Fernmelde­
dienst und den Behörden festgelegt wur­
den. In den Abend- und Nachtstunden sind 
alle im ÖI- und Giftalarmplan aufgeführten 
Dienststellen und Hilfsdienste über Fern­
sprecher oder Fernschreiber unter Hinweis 
auf die Ubungsdurchführung anzuspre­
chen/anzuschreiben. Diese Maßnahmen 
waren nicht bekannt oder abgesprochen. 
Es soll nachgefragt werden, ob Unterstüt­
zung möglich und in welcher Zeit die Unter­
stützung, z. B. Bereitstellung von Geräten 
und Material, erfolgen könnte. 

Auf Weisung der EL-Feu werden alle Mel­
deempfanger der Freiwilligen Feuerwehr 
Stadt Neukirchen-Vluyn durch die Ret­
tungsleitstelle ausgelöst und weitere Kräfte 
der Löschzüge Neukirchen und Vluyn so­
wie der Löschgruppen Niep und Rayen 
alarmiert und eingesetzt. Über die EL-Feu 
werden benachbarte Feuerwehren angeru-

fen und Nachfrage gehalten, ob von dort 
Unterstützung gewährt werden kann und 
welche Materialien (Ölauffangmittel, ÖI­
sperren usw.) für den Einsatz zur Verfü­
gung gestellt werden könnten. 

Schlußbemerkung 

Das Übungsziel ist nach fasl 19 Stunden 
Einsatz erreicht. Das feldmäßig erstellte 
Fernsprechnetz und die eingerichteten 
UKW-Sprechfunkverkehrskrelse arbeiten 
zufrieden stellend Die Auswertung der Er­
kenntnisse In der Handhabung des ÖI- und 
Giftalarmplanes und der entsprechenden 
Maßnahmekataloge steht noch aus und 
wird in Besprechungen der beteiligten Be­
hörden und Organisationen erfolgen 
müssen. 

An der Ubung waren insgesamt mehr als 
150 Helfer mit 30 Einsatzfahrzeugen betei­
ligt. Nach Fachgesprächen Ober das" Für" 
und" Wider" wurden die Einheiten entlas­
sen und rückten zum ~erdienten Wochen­
ende In die Unterkünfte ein. 



Dipl.- Ing. Wolfram Such 

Vom Reisefilter bis zum "fliegenden Wasserwerk" 

Einwandfreies Trinkwasser auch bei 
Notständen, Katasb'ophen und im Felde 
Demonstration von mobilen Trinkwasser-Aufbereitungsanlagen an der Katastrophenschutzschule des Bundes 

Einleitung 

Am 7. Oktober 1982 hatte die Firma Berke­
feld in die Katastrophenschutzschule des 
Bundes nach Bad Neuenahr-Ahrweller ein­
geladen. Für die Repräsentanten von Bot­
schaften afrikanischer, arabischer, asiati­
scher und südamerikanischer Staaten in 
der Bundesrepublik sowie Vertreter der 
Bundeswehr und von Katastrophenschutz­
organisationen bestand die Möglichkeit, 
sich über das Produktionsprogramm mobi­
ler T rinkwasser-Aufbereitungsanlagen die­
ses Unternehmens zu informieren. Der fol­
gende Bericht gibt eine Übersicht der vor­
geführten Anlagen. 

Firmenporträt 

Die Firma Berkefeld-Filter Anlagenbau 
GmbH mit Sitz in Celle gehört zur SIHI­
Gruppe, vor allem in Norddeutschland an­
sässig und einer der größten Pumpen her­
steiler Europas. Das umfassende Produk­
tionsprogramm von Berkefeld erstreckt 
sich heute auf alle Gebiete der Aufberei­
tung von Trink-, Betriebs- und Prozeßwas­
ser sowie Kesselspeise- und Schwimm­
badwasser mit unterschiedlichsten Anfor­
derungen aus Oberflachen- und Grund­
wasservorkommen. 

Das Angebot reicht vom Kleinfilter für 
Privathaushalte über Kompakt-Aufberei­
tungsanlagen für Siedlungen bis hin zum 
kompletten städtischen Wasserwerk. Weit­
verbreitet sind Berkefeld-Wasseraufberei­
tungsanlagen zur Bereitung von Geträn­
ken, wie z. B. Erfrischungsgetränken, in 
Brauereien, Brennereien und anderen 
Nahrungsmittelbetrieben. Aufbereitungs­
anlagen werden in Industriebetrieben zur 
Herstellung von Brauchwasser, in Kraft­
werken und Kernreaktoren zur Enthärtung 
und Vollentsalzung eingesetzt. Bei der Ent­
salzung von Brack- und Meerwasser findet 
auch das moderne Verfahren der Umkehr­
osmose Anwendung. 

Das Unternehmen ist 1892, dem Jahr der 
letzten großen Cholera-Epidemie in Ham­
burg, von Wilhelm Berkefeld gegründet 
worden. Als Besitzer einer Lagerstätte von 
Kieselgur in der Lüneburger Heide hat er 
als erster die günstigen Eigenschaften des 

feinen" weißen Sandes", der aus den Ge­
hausen von in vorzeitlichen Binnenmeeren 
und -seen abgestorbenen mikroskopisch 
kleinen einzelligen Kieselalgen entstande­
nen Diatomeenerde, zur Reinigung von 
Wasser erkannt. Unter Verwendung des 
außerordentlich feinporösen Materials ent­
wickelte Berkefeld keramische Filterkerzen 
zur Filterung und Entkeimung von Trink­
wasser, die nach der Hamburger Cholera­
Epidemie ihren Siegeszug um die ganze 
Welt angetreten haben. 

Mobile Trinkwasser· 
Aufbereitungsanlagen 
Berkefeld-Filterkerzen in verschiedenarti­
ger Ausführung und Größe stehen auch 
heute noch im Mittelpunkt der von dem 
Unternehmen gelieferten mobilen Trink­
wasser-Aufbereitungsanlagen. Die spe­
ziell für die Sicherstellung derTrinkwasser­
versorgung in Notstandsgebieten und bei 
Katastrophen sowie für die Versorgung be­
weglicher Einheiten mit Trinkwasser ent­
wickelten Anlagen decken ein breites 
Spektrum ab. Die folgende Übersicht zeigt 
die teilweise nach dem Baukastenprinzip 
aufgebaute Lieferpalette mobiler Trinkwas­
ser-Aufbereitungsanlagen, ihre Leistungs- . 
fähigkeit und Abmessungen sowie deren 
Transportgewichte [1 J. 
Das Angebot spannt sich von dem ohne 
jegliche Vorkenntnisse zu bedienenden 
Kleinstaggregat, dem Reisefilter mit einer 

Trinkwasserlieferung von etwa 50 I/Stun­
de, bis zum .fliegenden Wasserwerk" mit 
einem Trinkwasser-Volumenstrom von bis 
zu 50000 I/Stunde, also der bis zu tau­
sendfachen Menge. 

Feldfilter 

Als kleinstes Aggregat wurde das in der 
Übersicht unter Nr. 3 aufgeführte, in einer 
tragbaren Aluminiumkiste verlastete Feld­
filter (FF 250) vorgeführt. Das zu Aufberei­
tung von durch mineralische und organi­
sche Schweb- sowie Trübstoffe und Bak­
terien verunreinigtem Oberflächen- und 
Grundwasser geeignete Gerät arbeitet 
nach dem Prinzip der Feinstfiltration mit 
gleichzeitiger Entkeimung durch die insge­
samt fünf eingesetzten Aktivkerzen. Bei 
diesen ist in das Filtermaterial wirksames 
Silber eingelagert, das vom durchlaufen­
den Wasser in Spuren als Silberionen auf­
genommen wird, die wegen ihrer bakterizi­
den Wirkung im Wasser vorhandene Bak­
terien abtöten und darüber hinaus vor 
nachträglichen Infektionen schützen. Au­
ßerdem verhindern die Silberionen das 
Durchwachsen von Keimen in den Filtern 
bei längerer Laufzeit. 

Das zu reinigende Rohwasser wird beim 
Feldfilter aus dem Gewässer über einen 
Schlauch mit einer Handflügelpumpe an­
gesaugt und in den aus Edelstahl beste­
henden Filterbehälter gedrückt. Es passiert 
die darin eingebauten Aktiv-Filterkerzen 
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Bild 1 a . Oberslchl über die mobilen Trlnkwasser·Aufberellungsanlagen der Firma Berketeld. 
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Handflügel­
RumR 3/8" 

Bild 1: Schntttzeichnung durch du Feldfllter (FF 250). 

Bild 2: Aufbau- und Betrleb .. cheme de. Kompanl"lIter. (KF 600). 

Anschwemm- . 
nichtrostender Edelslohl 

Fi te e ze,Jingtll.illt 

Fil terkerzen-Hal terung. 

Bild 3: Flherk .... I·Einaitz. mit M,tall, tab-Flherkenen (mobile Trinkw8.H,-Aufbereltungsanlage vom 
Typ TWA 6). 
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von außen nach innen. Dabei lagern sich 
die Verunreinigungen an den Außenflä­
chen ab, und das gereinigte Wasser strömt 
aus dem Innern der Filterkerzen über einen 
am abnehmbaren Behälterdeckel ange­
schlossenen Reinwasserschlauch ab 
(Bild 1). 

Wenn sich die an der Außenfläche der 
Filterkerzen abgelagerten Schmutzpartikel 
zu einer Schicht so verdichtet haben, daß 
der Widerstand beim Pumpvorgang zu 
stark gewachsen ist, wird der Behälterein­
satz mit den Filterkerzen herausgenom­
men und unter fließendem Wasser oder in 
einem Wassereimer mit der Bürste gerei­
nigt. Dafür kann auch Rohwasser verwen­
det werden. 

Das denkbar einfach zu bedienende Gerät 
liefert etwa 250 I Trinkwasser je Stunde und 
vermag damit z. B. bei einem Betrieb über 
fünf Stunden rund 250 Personen mit der 
zum Überleben notwendigen Wassermen­
ge von täglich etwa 5 I zu versorgen. 

Kompaniefilter 

Als nächstgrößeres mobiles Aggregat zur 
Trinkwasseraufbereitung wurde das in der 
Übersicht unter Nr. 4 genannte Kompanie­
filter (KF 600) vorgeführt. Das zu reinigen­
de Rohwasser kann dem Gewässer entwe­
der mit einer Handpumpe oder einer mit 
Zweitakt-Verbrennungsmotor angetriebe­
nen, selbstansaugenden Kreiselpumpe 
(Leistung: 1,1 kW) entnommen und den in 
einem Stahlbehälter installierten insgesamt 
fünf Filterkerzen zugeführt werden (Bild 2) . 
Sämtliche zur Anlage gehörende Teile sind 
in einer Aluminiumkiste untergebracht. 

Das zur Reinigung von durch mineralische 
und organische Schwebe- sowie Trübstof­
fe und bakteriologisch verunreinigtem 
Wasser geeignete Gerat arbeitet nach dem 
Prinzip der sogenannten Anschwemmfil­
tration. Hierbei wird vor Einleitung des 
Wasseraufbereitungsvorganges auf die 
Oberfläche der im Filterkessel installierten 
und ,n Bild 3 für einen anderen Anlagentyp 
dargestellten Metallstab-Filterkerzen eine 
bestimmte Menge des pulverformigen Fil­
termaterials angeschwemmt. Das aufgrund 
seines Anteiles an spezieller Aktivkohle 
schwärzlich gefärbte Material mit dem Pro­
duktnamen Neo-BerkesilK wird hierzu in 
einem Eimer mit Wasser angerührt und in 
den Filterkessel gedrückt (Grundan­
schwemmung). Diese aktive Fi lterschicht 
hält die Schmutzstoffe zuruck. 

Während des Betriebes steigt durch die 
wachsende Beladung der angeschwemm­
ten Filterschicht mit Schmutzstoffen der 
Durchflußwiderstand immer mehr an. Nun­
mehr wird das Rückspülen der Filterker­
zen, d. h. ein Abstoßen der Anschwemm­
masse mit den daran angelagerten Verun-



reinigungen, auch als "Abschocken " be­
zeichnet, erforderlich. Die beiden Schnitt­
zeichnungen durch den Filterkessel mit 
einer beispielhaft dargestellten Filterkerze 
verdeutlichen die Vorgänge der An­
schwemmfiltration und der Filterrückspü­
lung (Bild 4). Während des Filtervorganyes 
filtert das zu reinigende Wasser von außen 
nach innen durch die Filterkerzen, das 
Rückspülen findet in umgekehrter Rich­
tung, also aus dem Innern der Filterkerzen 
nach außen in den Kesselraum, statt. Die 
beim Rückspülen von den Filterkerzen ge­
lösten Verunreinigungen aus dem gerei­
nigten Wasser werden zusammen mit dem 
angeschwemmten Filtermaterial als 
Schlammwasser abgeleitet. Nach dem 
Rückspülen wird neu es Filtermaterial an­
geschwemmt und der Filtervorgang fortge­
setzt. Durch Anwendung der laufenden 
Anschwemmung lassen sich die Laufzeit 
der Filter erheblich verlängern und die Rei­
nigungswirkung verbessern. Bei diesem 
Verfahren wird die Anschwemmasse 
(Grundanschwemmung) kontinuierlich 
dem zu filternden Wasser zugesetzt. Da­
durch bleibt die Filterschicht lockerer und 
über längere Zeit durchlässiger. 
Zur Entkeimung wird - wie in Bild 2 rechts 
oben dargestellt - in die Reinwasserleitung 
vom Filter das links oben gezeigte Chlordo­
siergerät eingebaut. Die darin eingelegten 
Chlortabletten lösen sich im durchfließen­
den Reinwasserstrom auf. Bild 5 zeigt die 
betriebsbereite Anlage. 

Durch Vorschalten einer zusätzlichen Be­
handlungsstufe vor die Filterung ist - wie 
bei den nachstehend beschriebenen Anla­
gen üblich - auch die Aufbereitung von 
stärker mit feinen Schwebe- und Trübstof­
fen belasteten Wässern sowie die Dekon­
tamination von radioaktiv verstrahltem und 
die Behandlung von chemisch vergiftetem 
Rohwasser möglich. 

Fahrbare Trinkwasser­
Aufbereitungsanlagen 

Trinkwasserbereiter TWA 6 

Für die Demonstration stand weiterhin eine 
fahrbare Trinkwasser-Aufbereitungsanlage 
vom Typ TWA 6 (alte Bezeichnung: 0920/6 
ABC) zur Verfügung, wie sie u. a. von den 
Katastrophenschutzbehörden der Bundes­
länder und Organisationen des Katastro­
phenschutzes, z. B. der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk, beschafft worden 
sind. Die nach dem bewährten Prinzip der 
Anschwemmfiltration arbeitenden Anlagen 
sind für einen Nenn-Volumenstrom von bis 
zu 6000 IIStunde ausgelegt und vor allem 
zur Aufbereitung von mit anorganischen 
Schweb- und Trübstoffen verunreinigtem 
Oberflächenwasser entwickelt worden. Mit 
der vorgeschalteten Absetz- und Flok­
kungsstufe wird durch Zugabe spezieller 

Gefiltertes Wasser 

t 

Wasser 

1 
Herausfilt.,n de, 
Schmutzstolle im 
aufzubereitenden 
Wasser 
(Anschwemmfiltration ) 

Spülwasser 

2 
H Abschocken H 

von Anschwemm - Filter­
mat.rial u.ausgefilterten 
Schmutzstollen 
(Filterrückspülung ) 

Bild 4: Erläuterung der Vorgi nge Grundanschwemmung (1) und Rückspülung (2) bel der Anschwemm­
filtr.tion von FIlterkerzen. 
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eUd 6: Trlnkwaaserberelter TWA 6: 
VW-Kombl Nr. 1 mit 2 Anlchwemmfllter-Kesseln: Vorgang der Grundanlchwemmung. , 

Bild 7: Trlnkwalserberelter TWA 6: 
VW-Kombl Nr. 2 mit wetteren Anlagente"en und Zubehör. 

-
eUd 8: Trinkwal serberelter TWA 6: 
Aufbau der Anlage. 
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Eisensalze, ggf. unter Anpassung des pH­
Wertes unter Zugabe von Kalk, nicht nur 
die Reinigung von stark schweb- und trüb­
stoffhaitigern Rohwasser erleichtert, son­
dern auch die Behandlung von radioaktiv 
verstrahlten, biologisch verseuchten und 
chemisch bzw. kampfstoffvergifteten Roh­
wässern ermöglicht. 

Nach Zugabe der Vorbehandlungschemi­
kalien bilden sich im Wasser Flocken, in 
denen die Schmutz stoffe, im wesentlichen 
zugleich auch Träger der radioaktiven, che­
mischen und biologischen Kontamination, 
gebunden werden und sich je nach Was­
sertemperatur und übngen Aufbereitungs­
bedingungen mehr oder weniger schnell 
aus dem zu reinigenden Wasser abschei­
den sowie auf dem Behälterboden abset­
zen. Die zur Anlage gehörenden beiden 
Anschwemmfilterkessel von le 35 cm 
Durchmesser und 50 cm Höhe mit den 
dann installierten leweils 19 Metallstab­
Filterkerzen (Bild 3) sind In einem VW­
Kombi (0,75 t) Installiert Bild 6 zeigt das 
Fahrzeug mit den Anschwemmfllter-Kes­
sein während der Grundanschwemmung, 
bei welcher das Anschwemmfiltermaterial 
(Berkesil-Pulver) nach dem Anrühren in 
den links im BIldvordergrund zu sehenden 
Kunststoffeimern von der Kreiselpumpe 
TS 2/5 angesaugt und an der Oberfläche 
der Filterkerzen angelagert wird . 

Das in Bild 6 gezeigte Fahrzeug und ein 
weiterer VW-Kombi nehmen alle ubngen 
zum Betrieb erforderlichen beweglichen 
Anlagenteile, wie Roh- und Reinwasser­
pumpen, Chlordosiergerät, flexible Behäl­
ter fur Roh- und Reinwasser, bestehend 
aus zusammenlegbaren Traggestellen 
(Stahlrohr) zum Einhangen der In Packta­
schen gelagerten Kunststoff-Falttanks, 
Druck- und Saugschläuche, Armaturen, 
Betriebsstoff- und Chemikalienbehälter 
u.a.m., auf (Bild 7). Über die Ausbildung 
von Helfern des Katastrophenschutzes an 
diesen Aufbereitungsanlagen ist im Zivil­
schutz-Magazin ausführlich berichtet wor­
den [2J. 

Bild 8 zeigt die betriebsferllg aufgebaute 
Anlage mit der Vorbehandlungsstufe (Roh­
wasserbehälter fur Absetzen und Flockung 
Nr. 1-4 von je 8 m3 Inhalt), die Roh- und 
Reinwasserpumpen, den VW-Kombi mit 
den Anschwemmfilter-Kesseln, das Chlor­
dosiergerat, den Relnwasser-Behalter (Nr. 
5, Inhalt 5 m3) und die Trinkwasservertei­
lungseinrichtungen (Gruppenzapfstelle mit 
Zapfhähnen zur unmittelbaren Trinkwas­
serabgabe sowie zur Befüllung von Tank­
behältern). 

Fahrbare Aufbereitungsanlagen der vor­
stehenden Art wurden u.a. im Raum Ham­
burg bei der Sturmflutkatastrophe im Fe­
bruar 1962 zur T nnkwasserversorgung in 
von der Außenwelt abgeschnittene Wohn­
gebiete mit Hubschraubern als Anhange­
last eingeflogen [3,4 J. 



Rohwasser - I 
entnahme I Vorbehandlung Filterung Reinwasser 

Bild 9: Trinkwasserberelter TWA 10: 
Aufbau- und Betriebsschema. 

Bild 11 : Trinkwasserbereiter TWA 10: 
4-Rad-Anhänger mit Stromerzeuger-Aggregat und weiterem Anlagenzubehör. 

Trinkwasserbereiter TWA 10 

Im Mittelpunkt der Vorführung stand eine 
auch an die Bundeswehr gelieferte fahrba­
re Trinkwasser-Aufbereitungsanlage mit 
einem Trinkwasser-Volumenstrom von 8 
bis 10 m3/Stunde. Bild 9 zeigt ein stark 
vereinfachtes Aufbau- und Betriebssche­
ma der Anlage, die mit ihren Teilen Roh­
wasserentnahme, Vorbehandlung. Filte­
rung und Reinwasser im Prinzip ähnlich wie 
die für Katastrophenfälle konzipierte Anla­
ge vom Typ TWA 6 aufgebaut ist. Die 
Anlage TWA 10 ist ebenfalls zur Behand­
lung von verSChmutztem, verseuchtem 
und vergiftetem Oberflächen- sowie 
Grundwasser geeignet und für die Versor­
gung von Einheiten bis zu etwa 6000 Mann 
ausgelegt. 
Die Anlage wurde auf einem geschlosse­
nen Lkw (5 t) und einem Vierrad-Anhänger 
(3 t) mit sämtlichen Anlagenteilen und Zu­
behör untergebracht (Bilder 10 und 11). 
Auf dem Lkw sind die zwei Anschwemm­
behälter (mit je 37 Metallstab-Filterkerzen), 
die Chemikalien- und Chlordosiereinrich­
tung , der Schaltschrank für die elektrische 
Steuerung sowie die Rohrleitungen, Venti­
le, Manometer und die Transportkisten zur 
Chlor- und Lagerung der übrigen Chemika­
lien angeordnet. Der Vierrad-Anhänger 

- trägt das für den regelmäßigen elektrischen 
Betrieb der Aufbereitungsanlage sowie der 
angeschlossenen Dekontaminationsgerä­
te erforderliche Stromerzeuger-Aggregat 
(30 kVA, 380 V) mit Kabelmaterial, Be­
triebsstoffbehältern, die elektrischen Filter­
pumpen, das Luftgebläse zur Durchmi­
schung und Belüftung des Rohwassers 
nach Zusatz der Vorbehandlungschemika­
lien, die zusammenlegbaren Roh- und 
Reinwasserbehälter, weiterhin Druck- und 
Saugschläuche, Armaturen, eine zum Be­
trieb des für die Herstellung von Warmwas­
ser mitgefuhrten Durchlauferhitzers und 
auch kurzzeitig für einen Not-Aufberei­
tungsbetrieb geeignete Tragkraftspritze 
sowie weiteres Zubehör. 
Die Demonstration der Firma vermittelte 
eine Übersicht über die Möglichkeiten und 
den Stand der Aufbereitung von Trinkwas­
ser bei Notständen, Katastrophen und der 
Feldversorgung mit mobilen Anlagen . 
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Bundesverband für den Selbstschutz 
Zwischen Nord· und Ostsee 

Lübeck. Zu einer Informationsveranstal­
tung zum Thema Selbstschutz hatten 
der BVS und die Hansestadt Lübeck, 
Amt für Zivilschutz, alle gemeinnützigen 
Vereine und Organisationen eingeladen . 
An die Einführung durch den Amtsleiter, 
Rasmus Claußen, und das Referat von 
Dieter Restorf, BVS-Landesstelle, über 
"Aufgaben des Zivilschutzes " schloß 
sich eine rege Diskussion an. 

Elmshorn. Der BVS stellte sich bei den 
Elmshorner Bundeswehr-Reservisten 
vor, die zahlreiche Familienangehörige 
zu dieser Informationsveranstaltung mit­
gebracht hatten. Den Ausführungen des 
Referenten, Bonny, folgte ein Fi m über 
Selbstschutzmaßnahmen. In einer an­
schließenden Diskussion wurden Fragen 
der Teilnehmer beantwortet. 

Bad Schwartau. "Wir haben die Aufga­
ben, die der BVS vermittelt , bisher et­
was vernachlässigt. Wir werden sie 
aber jetzt anpacken " , betonte Bad 
Schwartaus Bürgermeister Bahrdt im 
Anschluß an eine Informationsveranstal­
tung im "Alten Forsthaus ". 

Zuvor hatten BVS-Mitarbeiter mit Vorträ­
gen, Lichtbildern und Filmen eingehend 
über die Aufgaben des Verbandes infor­
miert. Dieter Restort, BVS-Landesstelle, 
referierte über die gesetzliche Regelung 
des Selbstschutzes und über die Aufga­
ben der Kommune bei Aufbau und För­
derung des Selbstschutzes. Horst Grab­
ner, BVS-Dienststelle LÜbeck, demon­
strierte praktische Selbstschutz maß­
nahmen. 

Die geringe Resonanz zur Eröffnung der 
gleichzeitig laufenden Ausstellung 
"Schutz und Wehr" im Bad Schwartauer 
Rathaus zeigte nach den Worten von 
Bürgermeister Bahrdt ., deutlich das 
Desinteresse der Bevölkerung an Fra­
gen des Selbstschutzes" . Die Allge­
meinheit lebe in dem trügerischen Glau­
ben : Der Staat werde das schon ma­
chen. Dies sei jedoch ein falsches Si­
cherheitsverständnis. Dem gelte es mit 
aller Kraft entgegenzuwirken . 

Berkenthln. In einer öffent lichen Sit­
zung des Amtsausschusses informierte 
der BVS die Bürgermeister der amtsan­
gehörigen Gemeinden über die Aufga­
ben der Kommune im Selbstschutz. 
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Neumünster. Rund 100 ehren- und 
hauptamtliche Mitarbeiter des BVS aus 
ganz Schleswig-Holstein waren einer 
Einladung zu einem Herbstfest ins 
"Haus der Jugend " in Neumünster ge­
folgt. Erstmalig wurde ein solches Zu­
sammentreffen durch die Initiative der 
Helfervertretung und mit Unterstützung 
des Amtes für Zivilschutz und Katastro­
phenabwehr der Stadt Neumünster 
möglich. 

Aus der Hand von BVS.land •• stelienlelter 
Dr. Sahlender nimmt Wolfgang Dahlmann die 
Ehrenurkunde entgegen. (Foto: Th lele) 

BVS-Landesstel lenleiter Dr. Heinrich 
Sahlender überreichte dabei Helferver­
treter Wolfgang Dahlmann, Neumünster, 
die Ehrennadel des Verbandes für zwan­
zigjährige Mitarbeit und dankte dem Ju­
bilar auch für die Organisation des Fe­
stes. Dahlmann ist seit 1962 ehrenamt­
lich tätig , so als BVS-Fachlehrer sowie 
Redner. Seit 1973 ist er stv. Landeshel­
fervertreter und Helfervertreter in Neu­
münster. Darüber hinaus ist Dahlmann 
ehrenamtl ich beim Amt für Zivilschutz 
und Katastrophenabwehr der Stadt Neu­
münster als Fachdienstleiter "ABC­
Schutz " eingesetzt. 

Im Anschluß an die Ehrung wurde fröh­
lich gefeiert. Eine Rock'n'-RolI -Forma­
tion zeigte eine gekonnte Show, und ei­
ne Kapelle spielte bis in die Mitter­
nachtsstunden zum Tanz auf. 

Berichte aus Hamburg 

Hamburg-Süd. "Alle müssen das Hel­
fen lernen, damit vielen geholfen wer­
den kann ", unter diesem Motto stand 

BV5-Seauftragter Olat Beyer übergibt der Mutter 
des verunglückten Jungen den Spenden betrag. 

(Fotos: Kröker) 

der ,,2. Altonaer Selbst- und Katastro­
phenSChutztag ", den die BVS-Dienst­
stelle Hamburg-Süd durchführte. "Der 
Bürger erhofft, ja er erwartet, daß ihm in 
einem Notfall geholfen wird, auch des­
halb sollte es ihm eine Verpflichtung 
sein, das Helfen zu lernen", meinte 
BVS-Beauftragter Beyer in seiner 
Begrüßungsansprache. 

Die Altonaer Bürger würdigten das Be­
mühen der zehn beteiligten Organisatio-
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nen durch zahlreichen Besuch. Der 
ASB, die Berufsgenossenschaft für 
Fahrzeughaltung , die DLRG, das DRK, 
die JUH, die Feuerwehr und die Polizei 
Hamburg, das THW, der Berufsverband 
der Rettungssanitäter und der BVS hat­
ten sich zum Ziel gesetzt, dem Bürger 
Vorsorgemaßnahmen aufzuzeigen. So 
konnten die Besucher u. a. an wirklich­
keitsnah geschminkten Unfallopfern Er­
ste-Hilfe-Kenntnisse erproben. Höhe­
punkt der Veranstaltung war die gemein­
same Übung der Rettungsdienste. 

Die Helfer versorgten die Besucher mit 
Essen und Getränken. Der Netto-Erlös 
aus diesen Verkäufen und die vielen 
Münzen in den Spendendasen ergaben 
einen Betrag von DM 4574,75. Diese 
Summe wurde der Mutter eines achtjäh­
rigen Jungen aus Altona übergeben, der 
schon mit drei Jahren bei einem tragi­
schen Unfall einen Unterschenkel verlo­
ren hatte. 

Nachrichten aus Bremen 

Bremen. Mit der BVS-Ehrennadel wurde 
der scheidende Leiter des Referates 
"Zivilschutz" beim Senator für Inneres, 
Wilhelm Bruns, ausgezeichnet. BVS­
Landesstellenleiter Singer überreichte 
ihm die Auszeichnung und betonte : 
"Sie haben sich über viele Jahre hinweg 
engagiert und mit Nachdruck für den 
Selbstschutz eingesetzt und die Arbeit 
des BVS immer tatkräftig unterstützt. 
Gerade der Selbstschutz ist auf das En­
gagement jedes einzelnen angewiesen." 

Bruns, der das Land Bremen in den ver­
gangenen Jahren auch in der Mitglieder­
versammlung des BVS vertrat, ist der 
13. Bremer, der diese Auszeichnung er­
hielt. 

Quer durch Niedersachsen 

Lüchow. Kommunalpolitiker, Schulleiter, 
Vertreter von Behörden, Verbänden und 
Organisationen nahmen an einem Semi­
nar zum Thema "Zivile Verteidigung und 
Katastrophenschutz" teil, das der Land­
kreis Lüchow-Dannenberg gemeinsam 
mit dem BVS veranstaltete. 

Oberkreisdirektor Klaus Poggendorf, der 
vor den 50 Teilnehmern in seiner Be­
grüßung auf den mangelnden Widerhall 
in der Bevölkerung in Sachen Selbst­
schutz und auf eine zu geringe Förde­
rung der zivilen Verteidigung hinwies, 
begründete den fehlenden Schutzraum 
im neugebauten Kreishaus mit den 
knappen finanziellen Mitteln. Aufwen­
dungen von vermutlich einer Million 
Mark hätten lediglich Zuschüsse in Höhe 
von 200000 DM entgegengestanden. 

Wie sehr es jedoch an öffentlichen 
Schutzräumen fehlt, kam in den Ausfüh­
rungen mehrerer Referenten des Semi­
nars zum Ausdruck. So betonte Land­
tagsabgeordneter Anton T eyssen, Hil­
des heim, im Ernstfall fänden nur zwei 
von hundert Bürgern. Platz in einem 
sicheren Schutzraum. 

Aurich, Walter Bühn, viele Jahre ehren­
amtlicher BVS-Lehrer, schied aus Al­
tersgründen aus dem Dienst des Ver­
bandes aus. Bei der Verabschiedung 
überreichte Dienststellenleiter Werner 
Pietz dem Scheidenden, der sich be­
sondere Verdienste um den BVS erwor­
ben hat, eine Dankurkunde. 

Osnabrück. BVS-Dienststellenleiter 
Werner Köster zeichnete an läßlich einer 
Arbeitsgemeinschaft langjährige ehren­
amtliche Mitarbeiter des BVS für ihre 
Verdienste aus. Leonhard Hiemann, 
Carla Krapp und Wilhelm Maßbaum er­
hielten eine Urkunde für zehnjährige, 
Alexander Boetcher für 15jährige und 
Kurt Brandenburg sowie Franz Fels für 
20jährige Mitarbeit im Verband. 

Wlttmund. Die Situation des Selbst­
schutzes im Landkreis Wittmund war 
das Thema einer Unterredung der 
Hauptverwaltungsbeamten mit Ober­
kreisdirektor Dr. von Arnswaldt. BVS­
Dienststellenlei!er Pietz erläuterte in ei­
nem Referat die Schwerpunkte der zivi­
len Verteidigung unter besonderer Be­
rücksichtigung des Selbstschutzes. "Es 
wird von entscheidender Bedeutung 
sein, inwieweit der Bürger Notsituatio­
nen durch Eigeninitiative meistert, und 
die Aufgabe der Gemeinden wird es 
sein, die Bürger noch mehr als bisher 
auf diese Situation vorzubereiten" , 
betonte Pietz. 

Anhand von Beispielen wurden Aktivitä­
ten aus dem gerade zu Ende gegange­
nen Modellversuch zur Intensivierung 
des Selbstschutzes aufgezeigt. Einige 
Gemeinden erklärten sich bereit, ähnli­
ches in ihrem Bereich im nächsten Jahr 
einmal durchzuführen. Die Verwaltungs­
chefs waren sich darüber einig, daß dies 
eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Gemeinden und dem BVS voraus­
setzt. 

Hannover. Die BVS-Dienststelle Hanno­
ver beteiligte sich - wie in den vergan­
genen Jahren - an der "Infa " , der größ­
ten Verbraucherausstellung Europas, mit 
einem Informationsstand. In der Zeit 
vom 8. bis 17. Oktober wurden die zahl­
reichen Besucher am Stand schwer­
punktmäßig über die Themen "Lebens-

mittelbevorratung" und "Schutzraum­
bau " informiert. Per Computer wurde 
auf Wunsch ein Lebensmittelgrundvor­
rat, entsprechend dem persönlichen Ka­
lorienbedarf, für zwei Wochen errechnet. 
Das ausgedruckte Programm konnten 
die Besucher mit nach Hause nehmen. 

Oldenburg. Einen informativen Nach­
mittag erlebten 60 Damen und Herren 
des Seniorenkreises der Evangelischen 
Kirchengemeinde Oldenburg anläßlich 
einer Veranstaltung der BVS-Dienststelle 
Oldenburg. 

Nach einer Einführung durch Dienststel­
lenleiter Freese gab Hede Hagel, ehren­
amtliche BVS-Lehrerin, einen Überblick 
über VorsargemaBnahmen und Eigenhil­
fe des Bürgers bei Katastrophen und im 
Verteidigungsfall. Ergänzt wurde die In­
formationsveranstaltung durch den Film 
"Schutzbündnis" . 

Voldagsen. Hedwig Michalke, Küchen­
hilfskraft an der BVS-Schule Voldagsen , 
wurde in einer kleinen Feierstunde von 
Schulleiter Fisser in den Ruhestand ver­
abschiedet. Fisser hob hervor, Hedwig 
Michalke sei in den zurückliegenden 
Jahren nicht nur mitverantwortlich für 
das leibliche Wohl der Lehrgangsteilneh­
mer gewesen, sondern habe auch durch 
ihre hilfsbereite und freundliche Art we­
sentlich dazu beigetragen, daß sich die 
Besucher und Lehrgangsteilnehmer in 
Voldagsen wohlfühlten. 

Blickpunkt 
Nordrhein·Westfalen 

Neunkirchen-Seelscheid. BVS-Dienst­
stellenleiter Heinz MÖbes, Bann, hielt 
einen Vortrag vor Mitgliedern des Ge­
meinderates Neunkirchen-Seelscheid 
über die zivile Verteidigung in der Bun­
desrepublik. In der anschließenden Aus­
sprache wurde als ein besonderer Man­
gel deutlich : In der Gemeinde gibt es 
noch keine Zivilschutz-Sirenen. Es ist 
bisher technisch nicht möglich, mit den 
vorhandenen Sirenen andere Signale als 
Feueralarm auszulösen. 

Mettmann. In einer kleinen Feierstunde 
überreichte Landesstellenleiter Peter 

LandessteIlenleiter Pater Eykmann überreicht 
BV~8eauftragten Georg Vogel die Urkunde. 

(Foto: lleg"er) 
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Eykmann dem BVS-Beauftragten für den 
Kreis Mettmann, Georg Vogel, die Eh­
rennadel des Verbandes und dankte ihm 
für seinen unermüdlichen Einsatz. Hel­
fervertreter Winkler nannte Vogel ein 
Vorbild für alle Helfer. Dienststellenleiter 
Ehrlich überreichte im Namen der Hel­
ferschaft ein wertvolles Buch. 

Detmold. Ein voller Erfolg war der BVS­
Sicherheits wettbewerb an läßlich der 
Detmolder Selbslschutzwoche. Rund 
fünfzig Burger beteiligten sich an der 

• 

Bürgermeister Vogt ehrt die Erstplazlerten mit 
einem EhrenleUer. 

Veranstaltung. Bürgermeister Vogt über­
reichte den drei Erstplazierten je einen 
Ehrenteller. Auch die Detmolder Ge­
schäftswelt spendete wertvolle Sach­
preise. 

Müfhefm a.d. Ruhr. Eine Ehrenurkunde 
für zehnjährige ehrenamtliche Mitarbeit 
überreichte Dienststellenleiter Friedhelm 
Schillo BVS-Fachlehrer Jürgen Rinker 

Dlenst.lellenlelt.r Schillo (rechts) zeichnet BVS­
Fachlehrer Rlnker mit einer Urkunde aus. 

(FOIO: Kirchner) 

und dankte ihm fur sein herausragendes 
Engagement. In seiner Laudatio im Rats­
saal hob Schillo hervor. daß der BVS auf 
Mitarbeiter wie Rinker angewiesen sei. 

Herford. Alfred Hild, Leiter der Fahrba­
ren Aufklärungs- und Ausbildungsstelle 
bei der BVS-Dienststelle Herford. wurde 
in den Ruhestand verabschiedet. Lan-
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von I I 
Eykmann (rechts) nimmt BVS-Mltarbelter Alfred 
Hild die Dankurkunde entgegen. Links: BV$­
Dienlt.tellenleller Günter Homburg . 

(Foto, 0110) 

desstellenleiter Peter Eykmann würdigte 
in einer Feierstunde den Einsatz von 
Hild und überreichte eine Dankurkunde. 
Günther Homburg, Leiter der BVS­
Dienststelle H.erford. übergab einen 
Zinnteller und unterstrich die gute Zu­
sammenarbeit mit Hild, der weiterhin als 
Fachausbilder zur Verfügung steht­
allerdings jetzt ehrenamtlich. 

Recklinghausen. Auf Anregung der 
BVS-Dienststelle Recklinghausen hat die 
Stadtverwaltung in diesem Jahr den 
Lohnsteuerkarten für 1983 ein Informa­
tionsblatt beigefügt. Dieses Blatt. das an 
50000 Haushaltungen ausgegeben wur­
de, beginnt mit einer kurzen Ansprache 
an die Bürger. Es enthält weiterhin eini­
ge allgemeine Verhaltens regeln bei Ka­
tastrophen sowie die Sirenensignale und 
wichtige Telefonnummern für den Not­
fall. 

Aufgrund dieser "Huckepack-Aktion" 
hat sich schon eine große Anzahl Bür­
ger zu einem Selbstschutz-Grundlehr­
gang angemeldet. Für die weiteren acht 
Städte des Dienstbereichs Recklinghau­
sen sind ähnliche Aktionen geplant. 

Dortmund. Rund 140000 Interessenten 
besuchten den "Dortmunder Herbst 
'82". die größte Verbrauchermesse in 
der Bundesrepublik für Mode. Heim. 
Hobby und Reisen. Gut besucht war 
auch der BVS-Ausstellungsstand "Waf­
fenwirkungen und Schutzmöglichkeiten " 
in der Halle I direkt am Hauptdurchgang. 
Neben ständigen Filmvorführungen war 
ein Tischcomputer eingesetzt, an dem 
Interessenten Antworten auf Fragen zum 
Schutzraumbau und zur Lebensmittelbe­
vorratung erhielten. 

Düren. Auf Wunsch der Schulleitung 
unterstützte die BVS-Dlenststelle Düren 
eine Projektwoche des Geschwister­
Scholl-Gymnasiums in Pulheim. 90 von 
150 Schülerinnen und Schülern der 
Klassen 8 bis 12 hatte Projektleiter 
Oberstudienrat Wilhelm Kiegel ausge­
wählt und in vier Arbeitsgruppen 
"Selbstschutz " eingeteilt. 

Nach der Durchführung von Selbst­
schutz-Grundlehrgängen und der Vertie­
fung einzelner Kenntnisse und Fertigkei­
ten im Selbstschutz fand die Profektwo­
che ihren Abschluß mit einem " Tag der 
offenen Tür", an dem alle Prolektgrup­
pen ihre erarbeiteten Themen den Eltern 
und Bürgern vorstellten. Der BVS betei­
ligte sich an dieser Veranstaltung mit ln­
formatlonsstanden und der Demonstra­
tion praktischer Selbstschutzmaß­
nahmen. 

Soest. Vom 3. bis 11. September 1982 
fand in Soest eine Selbstschutz woche 
statt. In seiner Eröffnungsrede hob 
Schirmherr Stadtdirektor Holtgrewe u. a. 
die Notwendigkeit des Selbstschutzes 
hervor und betonte. "der Selbstschutz 
findet leider in der Öffentlichkeit. aber 
auch bei den verantwortlichen Politikern. 
nicht die Aufmerksamkeit. die ihm ge­
bührt ". Zu einer glaubwürdigen Ent­
spannungspolitik. führte Holtgrewe wei­
ter aus. gehöre auch der Selbstschutz 
der Zivilbevölkerung. denn der Selbst­
schutz als Teil der zivilen Verteidigung 
habe nicht nur seine Berechtigung, son­
dern seine zwingende Notwendigkeit. 

In der Selbstschutzwoche fanden meh­
rere Schwerpunktveranstaltungen statt: 
Informationsstande mit praktischen Vor­
führungen aus dem Selbstschutz­
Grundlehrgang, ein Tag der Hilfsorgani­
sationen sowie ein Sicherheitswettbe­
werb unter Beteiligung von Feuerwehr, 
THW, DRK, MHD, DLRG und Polizei. 
Hier stellten sich 14 weibliche und 41 
männliche Bürger den Testfragen und 
Übungen an zehn Stationen. 

An Informationsveranstaltungen für Be­
hördenleiter. Behördenselbstschutzleiter. 
Betriebsinhaber. Sicherheitsingenieure. 
Vorstandsmitglieder der Frauenverbände 
sowie Kreistagsabgeordnete und Rats­
mitglieder der Stadt Soest nahmen ins­
gesamt 209 Personen teil. 

Vier BVS-Ausstellungen wurden gezeigt. 
In der Sparkasse war als besonderer 
Anziehungspunkt ein Computer aufge­
steUt, der fur interessierte Bürger den 
Lebensmittel-Grundbedarf fur 14 Tage 
berechnete. Zusätzlich beteiligten sich 
drei Geschäfte mit einer Schaufenster­
werbung zum Thema" Selbstschutz -
Ihre Sicherheit". 

Borken. Nach den von der BVS-Dienst­
stelle Coesfeld durchgeführten Selbst­
schutzwochen und -tagen im KreiS Bor­
ken zeigte sich. daß die erwartete Zahl 
von Meldungen zur Übernahme der Auf­
gaben eines Selbstschutz-Beraters nicht 
erreicht werden konnte. Als Alternative 
zu den bisher durchgeführten Maßnah­
men lud Oberkreisdirektor Dr. Pingel 
deshalb die Leiter der Ordnungsämter 



des Kreises Borken zu einer Veranstal­
tung des BVS ein. Dabei wurden Mög­
lichkeiten erörtert, wie man durch Infor­
mationsveranstaltungen vor geladenen 
Gästen geeignete Persönlichkeiten für 
die Aufgaben eines Selbstschutz-Bera­
ters interessieren könnte. 

Die ersten Versuche im Kreisgebiet in 
den kleineren Gemeinden waren erfolg­
re ich. Im September konnte bereits in 
der zentral gelegenen Gemeinde Stadt­
lohn mit der Ausbildung der ersten 16 
Selbstschutz-Berater begonnen werden . 
Diese Ausbildung schloß inzwischen mit 
dem Selbstschutz-Ergänzungslehrgang 
. Strahlenschutz " ab. 

Auch in der Stadt Bocholt konnte durch 
gezielte Ansprache der Bürgerausschüs­
se in den einzelnen Stadtbezirken das 
bislang zögernde Verhalten der Bevölke­
rung durchbrochen werden. Bei sechs 
Veranstaltungen vor geladenen Gästen 
meldeten sich 17 Interessenten für die 
Aufgaben eines Selbstschutz-Beraters. 

Eine EInsatzübung führten die Helfer des Kata­
strophenschutzes des Postamtes Frankfurt 1 
durch. Vertreter der Oberpostdirektion sowie die 
BVS-Ausbllder waren mit den gezeigten Leistun­
gen zufrieden. Eine der Aufgaben war die 
Förderung von löschwasser über längere 
Strecken. (Foto: Schilling) 

Hessenspiegel 

Darmstadt. In Absprache mit den Städ­
ten und Gemeinden zeigte die BVS­
Dienststelle Darmstadt die Ausstellung 
. Kinder malen Katastrophen und Selbst­
schutz " an drei verschiedenen Orten. 
Zu der einwöchigen Ausstellung im 
Rathaus der Gemeinde Groß-Zimmern 
kamen rund 420 Besucher. In der Ge-

• 

Hessens Minister für Wirtschaft und Technik, 
Klaus..JOrgen Hoftle (rachts), Im Gespräch mit 
BVS-Dlenstslellenleiter Roth. 

meinde Roßdorf stand die Bilderschau 
fünf Tage in der Rehberghal le und wur­
de von rund 550 Interessenten besucht. 
Dritte Station war das Foyer des Rat­
hauses Viernheim ; hier interessierten 
sich rund 4200 Bürger für die Ausstel­
lung. 

Darmstadt. Auf der bisher größten 
"Hessenschau " in Darmstadt war auch 
die BVS-Dienststelle mit einer Ausstel­
lung vertreten. Rund 13000 Interessen­
ten besuchten den BVS-Stand, unter ih­
nen viele Bundes-, Landtags- und Euro­
paparlamentsabgeordnete sowie Ober­
bürgermeister Günter Metzger, der Hes­
sische Minister für Wirtschaft und Tech­
nik Klaus-Jürgen Hoffie, und der Vorsit­
zende der CDU-Landtagsfraktion, Gott­
fried Milde. 

Aktuelles aus Rheinland·pfalz 

Lahnstein. Jährlich einmal führt die 
Lahnsteiner Geschaftswelt eine Informa­
tionsschau auf dem Rathausplatz durch. 
Auf Anregung der Stadtverwaltung be­
teiligte sich auch die BVS-Dienststelle 
Koblenz an diesem "Lahnsteiner Schau­
fenster " . 

An mehreren Ständen informierten die 
BVS-Mitarbeiter die Bürger über Selbst­
schutzmaßnahmen und Schutzraumbau. 
Die Hausfrauen interessierten sich be­
sonders für eine Lebensmittelbevorra­
tung . Der BVS-Filmwagen war stets 
umlagert. 

Im Anschluß an die Einzelberatungen 
hatten die Bürger Gelegenheit, sich in 
eine Liste einzutragen, um an einem 
Selbstschutz-Grundlehrgang teilzuneh­
men. Überwiegend jüngere Mitbürger 
nahmen das Angebot an. 

Kaiserslautern. Die BVS-Landesstelle 
führte in den Räumen der neuen Feuer­
wache Kaiserslautern eine Tagung für 
die BVS-Dienststellenleiter in Rheinland­
Pfalz durch. Landesstellenleiter Awiszus 
hatte dazu eingeladen , um Wege und 
MögliChkeiten fur eine Verstarkung der 
Ausbildungs- und Öffenll ichkeitsarbeit 
des Verbandes aufzuzeigen . 

Im Anschluß daran besichtigten die Ta­
gungsteilnehmer die Feuerwache und 
waren von der Ausstattung und den 
technischen Möglichkeiten der Feuer­
wehr beeindruckt. 

Kaiserslautern. An einem Sonntag land 
in der neuen Feuerwache Kaiserslautern 
ein "Tag der oltenen Tür " stall, an dem 
sich auch die BVS-Dienststel le mit der 
Ausstellung "Zivilschutz" , einem Inlor-

mationsstand , dem FI lmwagen und De­
monstrationen praktischer Selbstschutz­
maßnahmen beteiligte . 

Rund 3000 Besucher wurden an diesem 
Tag gezahlt. Einen breiten Raum der 
Diskussionen mit den BVS-Mitarbeitern 
nahmen Fragen über selbstschutzmäßi­
ges Verhalten ein, ebenso groß war das 
Interesse an dem Thema " Schutz­
raumbau " . 

Saarland·Rundschau 

BIrkenleid. Saarländische Vertreter der 
Gewerkschaft der Eisenbahner Deutsch­
lands (GdED) hatten Sich auf Einladung 
der Landesstelle Saarland an der BVS­
Schule Birkenfeld eingefunden, um sich 
über die Aulgaben des Zivilschutzes zu 
informieren . Landesstellenleiter Christian 
Koch erläuterte zu Beginn den gesetzli ­
chen Auftrag des BVS, wobei er detail ­
liert aul die Aulgabenentwlcklung In den 
letzten Jahren einging . 

Ministerialrat Hans Grundmann (Saarlän­
disches Innenministerium) referierte 
über den Zivi lschutz in der öffent lichen 
Meinung und den KatastrophenSChutz 
im Saarland . Grundmann verwies hierbei 
besonders auf die Notwendigkeit, die 
führungstechnischen Vorausselzungen 
durch Stabsrahmenübungen erhebl ich 
zu verbessern . Ministerialrat Dipl.-Ing. 
Wilhelm Klein (Saarländisches Innenmi­
nisterium) erläuterte den Schutzraumbau 
im Saarland . 

Beeindruckt zeigten sich die Vertreter 
der Gewerkschaft von den bisherigen 
öffentlichen Schutzbaumaßnahmen und 
den künftigen Bauvorhaben. 

Südwest aktuell 

Radollzell. 0110 Stocker, BVS-Beaul­
tragter in Radollzell, wurde in einer 
Feierstunde im Rathaus verabschiedet. 
Stocker schied wegen Erreichung der 
Altersgrenze aus dem Verband aus, wird 
aber den Bürgern als Selbstschutz-Be­
rater weiter zur Verfügung stehen. 

Oberbürgermeister Günlher Neurohr 
dankte Stocker für seine langjährige 
Tätigkeit. Seine Aufgabe sei bestimmt 
nicht immer Jeicht gewesen, da viele 
Bürger nichts über den Selbstschutz 
hören wollten, betonie Neurohr. BVS­
DienstsleJlenleiter Franz Gneist dankte 
Stocker für seine Arbeit, er sei immer 
um das Wohl der Mitbürger bemüht ge­
wesen . 

Eberbach. In seiner Eröffnungsanspra­
che anJaßlich der BVS-Ausstellung 
"Schutz und Wehr "im Kurhaus Eber-
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bach betonte Bürgermeister Schlesin­
ger, die Ausstellung zeige In eindrucks­
voller Weise die Geschichte der Kata­
strophen der Menschheit, der Ohnmacht 
und Hilfslosigkelt gegenüber Naturkata­
strophen und dazu die verschiedenen 
Maßnahmen des Schutzes vor solchen 
Katastrophen. Die Bilderschau des BVS 
wolle um mehr Verstandnls werben, daß 
Selbstschutz notwendig sei, um den 
Gefahren unseres Lebens zu begegnen. 

Unter den Gästen waren auch die Helfer 
des Eberbacher THW, der Feuerwehr, 
des DRK sowie der DLRG. Sie trugen 

Stuttgart. Seit knapp zwei Jahren ist 
Margarete Arve ehrenamtl iche Fachge­
bietsleitenn " Frauenarbeit " bei der BVS-
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zum guten Getingen der Veranstaltung 
bei und präsentierten u a. auf dem neu­
en Leopoldplatz die verschiedenen Ein­
satzfahrzeuge. Eine besondere Attrak­
tion dachten sich die THW-Helfer aus: 
Sie spannten quer durch das Foyer des 
Kurhauses eine Seilbahn und befestig­
ten daran eine Rettungswanne, in der 
eine fachgerecht versorgte und einge­
bundene Puppe lag 

Den Abschluß der Veranstaltung bildete 
ein Vortrag zum Thema " Der Zivilschutz 
in der Bundesrepublik Deutschland" so­
wie die Vorfuhrung des Films "Schutz­
bündnis" . 

Landesstel le Baden-Württemberg. In 
dieser Zelt konnte Frau Arve in zahlrei­
chen Gesprachen Kontakte zu den 

führenden Frauenorganisationen auf 
Landesebene aufnehmen. Greißter Erfolg 
ihrer bisherigen Arbeit ist die Aufnahme 
als Gastdelegierte in den Landesfrauen­
rat Baden-Württemberg. 

Im September führte sie nun ihre erste 
Dienstbesprechung mit den ehrenamt­
lichen Fachbearbeiterinnen " Frauen­
arbeit" aus dem LandessteIlenbereich 
durch. Die Teilnehmerinnen diskutierten 
Wege und Moglichkeiten zur Intensivie­
rung der" Frauenarbeit" auf Dienststel­
lenebene. 

Die Anwesenheit der Sachbearbelterin 
für "Frauenarbeit" bei der BVS-Bundes­
hauptsteile, Bngitte Weißenhagen, wur­
de von allen Teilnehmerinnen begrüßt. 
Frau Weißenhagen erlauterte den Fach­
bearbeiterinnen die Neukonzepllon der 
Ausbildung der Mitarbeiterinnen und 
zeigte die SChwerpunkte der " Frauen­
arbeit" im Rahmen der Gesamttätigkeit 
des BVS auf. 

Der Journalistische Mitarbeiter der Lan­
desstelle, Erik Kothny, gab unter ande­
rem Anregungen zur Erstellung von 
Kurzberichten für die lokale Presse. Un­
ter Leitung des Fachgebietsleiters "Öf­
fentlichkeitsarbeit" bei der Landesstelle, 
Ingo Hiersche, und Frau Arve wurden 
dann Kurzvorträge, Interviews und Dis­
kussionstechnik geübt. 

EssJlngen. Die BVS-Dienststelle Stutt­
gart beteiligte sich an den Esslinger Ver­
kehrssicherheitstagen. Für die iüngsten 
Verkehrsteilnehmer wurde viel zum Mit­
machen geboten: Die Palette reichte 
vom Fahrradturnier und Blutdruckmes­
sen bis hin zum GeschicklichkeitsturnIer 
für Erwachsene. Attraktiv war auch das 
Ablöschen einer brennenden Puppe mit 
Hilfe einer Decke am BVS-Stand. Insge­
samt zählte der Veranstalter an bei den 
Tagen rund 4000 interessierte Besu­
cher. 

Bayern heute 

Kaufbeuren. Ein Katastrophenschutz­
zug der Deutschen Bundespost probte 
auf dem Übungsgelande des BVS in 
Neugablonz den Einsatz: Es galt, "Ver­
letzte " zu bergen , abzuseilen und zu 
versorgen sowie schwere Lasten zu be­
wegen. Manfred Schlengsog, zustandig 
für die Katastrophenschutzzüge bei den 
Postamtern In Kaufbeuren und Füssen, 
erklärte den Einsatzkraften, worauf es 
ankommt: "Entscheidend ist überlegtes 
und gekonntes Vorgehen bei einer Kata­
strophe, die täglich bei einem Brand 
oder einer Explosion in einem Postamt 
passieren kann." 



Kaufbeuren. Die Jugendfeuerwehr 
Pfronten-Kappel, die einzige im Land­
kreis Füssen, umfaßt derzeit 22 Aktive. 

Um eine interessante, abwechslungsrei­
che und umfassende Ausbildung zu ge­
währleisten, wurden auch Ausbilder an­
derer Katastrophenschutz-Organisatio­
nen für Ausbildungsvorhaben gewon­
nen. Letztes Jahr bildeten Angehörige 
des örtlichen Roten Kreuzes die Jung-

helfer in Erster Hilfe und Wasserrettung 
aus. Auf Wunsch der Feuerwehr führte 
die BVS-Dienststelle Kaufbeuren dieses 
Jahr einen zweitägigen Bergungslehr­
gang auf einem Übungsgelände durch. 
Vorausgegangen war ein vierstündiger 
Unterricht über die Grundlagen der Ber­
gung. Geübt wurden die Handhabung 
und der Gebrauch von Leinen, Werk­
zeugen zur HOlz-, Stein- und MetalIbe­
arbeitung sowie von Hebezeugen. Die 

Jugendfeuerwehrmanner fertigten Mau­
er- und Deckendurchbrüche, sicherten 
Zugangswege und bargen "Verletzte" 
aus Höhen und Tiefen. Den Höhepunkt 
bildete eine Abschlußprüfung, bei der al­
les, was gelernt worden war, unter Be­
weis gestellt werden mußte. Die Ju­
gendlichen waren begeistert, und es 
wurde beschlossen, im nachsten Jahr 
einen ähnlichen Lehrgang durchzu­
führen. 

~~=====IA:'\~ 
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... stellen sich die im Katastrophen­
Hilfsdienst Berlins vereinten Organisatio­
nen den Bürgern ihrer Stadt in einer 
größeren gemeinsamen Veranstaltung 
vor. Dieses Jahr - darüber war sich der 
Ausschuß einig - sollte die 750-Jahr­
Feier des Stadtteiles Spandau den Hin­
tergrund abgeben, um ganz speziell die 
Bevölkerung Spandaus anzusprechen. 

Am 11. September war der entschei­
dende Tag, wobei sich wenige Tage vor 
Ausstellungsbeginn größere Probleme 
zeigten. Die in der gemeinsamen Aus­
stellung beabsichtigte gemeinsame De­
monstration konnte überraschend nicht 
durchgeführt werden, so daß ein blitz­
artiges Umplanen zwingend war. 

Die Gesellschaft konnte - wie seit eini· 
ger Zeit üblich - sich über den Mangel 
an Helfern nicht beklagen, im Gegenteil, 
eine ganze Reihe ehrenamtlicher Mitar­
beiter mußte abgelehnt werden. 

Um 8.00 Uhr war Treffen in der Ge­
schäftsstelle, und nach einer letzten 
Kontrolle von Fahrzeugen, Geräten und 
Informationsmaterialien ging es Richtung 
Spandau. 

Der Aufbau des Standes war schnell 
vollzogen, schließlich handelte es sich 
um das 6. Ausstellungsvorhaben in 
diesem Jahr. 

Einen der Höhepunkte der sehr an­
schaulichen Vorführungen konnte die 
Gesellschaft mit ihrer Demonstration lie­
fern: Ein Schrott-Pkw wurde durch die 
Helfer unter der Leitung der Mitarbeiter 
Moelke und Weber so präpariert, daß er 
vorne und hinten aufflammte. Aus die­
sem brennenden Fahrzeug galt es für 
zwei andere Mitarbeiter, die mit einem 
Pkw heranfuhren, mit einern Feuerlö­
scher zunachst die Flammen unter Kon­
trolle zu bringen, danach die Fahrzeug­
türen zu öffnen und die hilflosen Perso­
nen - Fahrer und Beifahrer - zu bergen. 

Am Spätnachmittag dieses Tages fand 
die zweite Vorführung statt. Diesmal hat­
ten es die Retter sogar noch schwerer, 
da das Fahrzeug wesentlich heftiger 
brannte und drei Fahrzeuginsassen zu 
bergen waren. In enger Zusammenarbeit 
mit den Sanitätsorganisationen waren 
die "Unfallopfer· zuvor sehr realistisch 
geschminkt worden, so daß die Darstel­
lung auf großes Interesse stieß. 

Ziel der Eigendarstel lung war es, auf das 
Ausbildungsprogramm der Gesellschaft 
aufmerksam zu machen und neben den 
lebensrettenden Sofortmaßnahmen die 
Bereiche Rettung und Brandbekämpfung 
bei bzw. in der GZS zu erlernen. 

Bewußt wurde daher darauf verzichtet, 
mit den vorhandenen Handfeuerloschern 
die brennenden Fahrzeuge abzulöschen, 
denn dies wird Im Normalfall ein dazu­
kommender Bürger kaum beherrschen. 
Das kann eigentlich nur die Feuerwehr, 
und so wurde es auch gehandhabt. 

Die Veranstaltung schloß mit einem gro­
ßen Erfolg. Bedauerlich war nur, daß nur 
eine geringe Zahl Spandauer zu der 
Veranstaltung karn. 

-----------------------Brandschutzübung der 
Betriebs·Feuerwehren -----------------------
Seit Jahren bestehen zu einer große ren 
Zahl von Berliner Unternehmen lebhafte 
Kontakte und eine für alle Seiten erfolg­
reiche Zusammenarbeit. Im Frühlahr be­
reits begann die Gesellschaft anzure­
gen, eine gemeinsame Übung der 
Brandschutzkrafte der verschiedenen 
Unternehmen durchzuführen. Ganz so 
groß, wie die GZS es gerne gehabt hat­
ten, wurde es dann doch nicht. 

Am 30. Oktober trafen sich in der Ge­
schäftsstelle der GZS die Brandschutz­
krafte der Firmen Bosch und Kraftwerks­
union. Nach einer kurzen Sicherheitsbe-

lehrung ging es auf ein Trümmergelan­
de, welches der OberfInanzdirektion 
Berlin gehört und von der Gesellschaft 
nur noch kurze Zeit als Übungsgelande 
benutzt werden kann. 

In den zurückliegenden Tagen hatten 
die haupt- und ehrenamtlichen Mitarbei­
ter zwei BrandsteIlen hergerichtet, die 
allerdings für die Löschleistung, die die 
Tragkraftspritzen erbringen, keine Pro­
bleme darstellten. 

Wahrend die Brandherde gezündet wur­
den, gab es noch einen" Trockendurch­
gang" , um vermitteltes Fachwissen zu 
prüfen und kleinere Fehler noch vor 
dem eigentlichen Einsatz abzustellen. 
Minuten später war es soweit: Die 
Brandschutzkrafte der beiden Werke 
gingen gegen je einen Brandherd vor. 
Hierbei wurden für die Angriffe erstaun­
lich günstige Zeiten erreicht. Nachdem 
jeweilS der Brandherd bis auf y;inzige 
Reste niedergekampft war, gingen die 
Löschkräfte gemaß der Weisung der 
Übungsleitung zurück, um nach entspre­
chendem Wiederaufflammen erneut zum 
Angriff vorzugehen. 

Vor erheblichen Schwierigkeiten standen 
die Brandschutzkrafte nach dem letzten 
Durchgang, da sie Anweisung hatten, 
das Feuer unter allen Umständen abzu­
löschen und ein Wiederaufflammen in 
jedem Fall verhindert werden mußte. 
Da Einreißhaken auf den Loschfahr­
zeugen bzw. Tragkraftspritzenanhänger 
nicht vorhanden waren, blieb den T eil­
nehmern nicht anderes übrig, als mit ih­
ren Feuerwehräxten jedes noch bren­
nende oder glühende Stück Material aus 
der BrandsteIle zu ziehen und einzeln 
abzulöschen. Dieser noch nie dagewe­
senen Arbeit entledigten sich beide 
Gruppen mit viel Geschick. 

Bei Veranstaltungsende bestand Über­
einstimmung, daß eine derartige Übung 
mehr bringt als die theoretischen Unter­
weisungen. 
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Technisches Hilfswerk 
Neue THW-Unterkunft auf 
Fehmarn eingeweiht 

Burg. Nachdem der THW-OV Burg/Feh­
marn viele Jahre provisorisch unterge­
bracht war. hat er nun Im zehnten Jahr 
seines Bestehens eine neue Unterkunft 
erhalten. In Eigenarbeit entstand aus 
einer ehemaligen Fahrzeughalle eine 
zweckmaßige Unterkunft mit zwei Büro­
raumen. einer Kleiderkammer. Umklei­
de- und Werkraum. Aufenthaltsraum, ei­
ner Teeküche und Sanitärräumen. THW­
Ortsbeauftragter Peter Bolz beg rußte 
zahlreiche Gaste an läßlich eines Emp­
fangs zum zehnlährigen Bestehen und 
zur Einweihung der neuen Raume. 

Umt.ngrelch I.t die Ausstattu~ de. Ortsver· 
bimSe •. Zur eeHltlgung von ÖIsc:hiden sieht 
.Ine Ölwehr zur VertOgung. (Foto: Kirchner) 

Burgervorsteher Horst Gade wies in sei­
nem Grußwort auf die Bedeutung der 
Vorsorge fur den Ernstfall hin, die heute 
nur zu gern verdrangt werde. Burger­
melster Horst Feilke betonte, zwischen 
den einzelnen Hilfsorganisationen solle 
kein Konkurrenzdenken herrschen, son­
dern kameradschaftliches Miteinander. 

Im Anschluß an die F .. er konnten sich 
die Gaste von der Ausrüstung und dem 
Ausbildungsstand des Ortsverbandes 
uberzeugen. Sie waren kritische Beob­
achter, als 80 Helfer aus dem Raum 
Ahrensburg und Kiel an diesem Tag ihre 
Abschlußprüfung in der Grundausbil-
dung ablegten. M. K. 

Alarmübung beim 
THW-OV Preetz 

Preetz. Sonntagmorgen, 7.30 Uhr. Die 
Helfer des THW-OV Preetz, 4 Ber­
gungszug Plön, werden von der Ret­
tungsleltstelle über Funkalarmwecker zu 
einer Ubung gerufen. Der Zugfuhrer gibt 
folgende Lage bekannt: Jm Wehrberg­
gelände ist ein Flugzeug abgestürzt. 
Brande sind aufgeflackert, das DRK 
kann nur uber die Schwenline an die 
Verletzten herankommen. Der 4. Ber­
gungszug hat Ubergange über die 
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Schwentine zu schaffen und bei der 
Brandbekämpfung mitzuwirken." 

Bereits um 7.45 Uhr ruckt die erste 
Gruppe mit dem MKW aus. Die Sanita­
ter des DRK werden wenig später mit 
dem Schlauchboot über die Schwenline 
gesetzt, wahrend weitere THW-Helfer 
mit dem Bau einer Seilbahn beginnen, 
über die die "Verletzten" geborgen wer­
den sollen. Sie finden Aufnahme in ei­
nem Sammelzelt, das die DRK-Helfer 
zwischenzeitlich errichtet haben. Die 
Rettungsarbeiten gehen gut voran. Um 
10.00 Uhr kann der Rückbau beginnen. 

Die Ubung wurde von THW-Ortsbeauf­
tragten Peper ausgearbeitet. Kritische 
Beobachter waren Bürgermeister 
Feddersen und DRK-Kreisbereitschafts­
führer Dr. Ertelt. G. D. 

THW-Helfer zur Ausbildung 
in Ahrweiler 

Hamburg. Am letzten Wochenende im 
September fuhr der Bergungszug 2644 
des THW-BV Hamburg-Bergedorf zu ei­
ner verlagerten Standortausbildung an 
die Katastrophenschutzschule des Bun­
des in Ahrweiler. Verstärkt wurde der 
Zug durch einen Verpfiegungstrupp und 
Helfer aus anderen Zügen. Die Fahrt lei­
tete Zugfuhrer Joachim Rosebrock. 

Ziel war es, die lungen Helfer nach be­
slandener Grundausbildung an einen 
weiteren AusbildungsabschnItt heranzu­
führen, wozu die Schule ideale Möglich­
keiten bietet. Dabei galt es, einsatzmä­
ßig in den Blockhäusern zu ubernachten 
und den Bergungszug über langere Zelt 
zu versorgen. 

Wahrend der Hin- und Rückfahrt wurde 
das ordnungsgemaße Einhalten von 
Technischen Halts, das Fahren nach 
Koordination und das vom Zugtrupp ein­
gespielte Annehmen und Absetzen von 
Funksprüchen geubt. 

Am Freitag begann auf dem Ubungsge­
lande die stationswelse Ausbildung in 
Holzbearbeitung/Bruckenbau, Bergung 
aus Höhen und Tiefen sowie Gesteins­
bearbeitung. Wertvoll dabei war die Hilfe 
der Lehrer der Schule. 

Am Sonnabendnachmittag kam es unter 
Beteiligung einer weiteren Einheit zur 
Abschlußprüfung auf der Trümmerstrek­
ke. Die eingespielten Schadenslagen 
stellten an alle Helf3r und Führungskraf­
te hohe Anforderungen. Bei sommerli­
chen Temperaturen mußten" Verletzte" 
geborgen und versorgt sowie Brande 

gelöscht werden, zum Teil unter schwe­
rem Atemschutz bzw. Zivilschutzmaske. 

Nach dem Dienst besuchten die Helfer 
das Radioteleskop Effelsberg des Max­
Planck-Instituts. Sachkundiger Fuhrer 
war cand. phys. ECkert, gleichzeitig 
Helfer des THW-OV Bonn. 

Auf dem Programm stand schließlich ein 
Besuch der Vertretung der Freien und 
Hansestadt Hamburg In Bonn. Dabei 
wurden die Helfer Christian Koch und 
Hans-Dietrich Stett~er fur ihre Verdien­
ste mit dem THW-Helferabzeichen in 
Gold ausgezeichnet. Mit zu Gast waren 
der stv. Direktor des THW, Ferdinand 
Stander, und der stv THW-Landesbe-
auftragte NRW, Kellner. A B. 

"Katastrophenschutztag" 
in Hamburg-Altona 

Hamburg. Am 4. September 1982 fand 
in Hamburg-Altona der "2 Katastro­
phenschutztag" statt, an dem sich alle 
Hilfsorganisationen beteiligten. Die 
Schirmherrschaft hatte der Bezirksamts­
leiter von Hamburg-Altona ubernommen. 

Die Veranstaltung wurde an einem ver­
kaufsoffenen Sonnabend in der belebten 
Fußgängerzone am Altonaer Bahnhof 
durchgeführt. Das THW hatte einen Ge­
ratekraftwagen und die entsprechende 
Ausstattung ausgestellt. Zur Eröffnung 
demonstrierten die Helfer das Abseilen 
von Personen . 

Inter ••• lert verfolgen die Besucher da. Absei­
len eines .. Verletzten" mtt der Seilbahn. 

(Foto: Buch) 

Sie bauten von einem ca. 15 m hohen 
Parkdeck zur Fußgangerzone eine Seil­
bahn, mit der die "Verletzten " abgelas­
sen wurden. Sanitatskräfte übernahmen 
und versorgten sie. Die Aktion fand gro­
ßes Interesse beim Publikum D. B. 

Lehrgang für Verwaltungs­
helfer 

Hamburg. Im Rahmen der einheitlichen 
Ausbildung der Verwaltungshelfer des 



THW-Landesverbandes Hamburg wur­
den 30 THW-Helfer durch die Haupt­
sachgebietsleiter "Verwaltung " und 
"Einsatz" in einem Wochenendlehrgang 
im September unterrichtet. 

Der neue Helferleitfaden und die haus­
haltsrechtlichen Bestimmungen waren 
die Schwerpunkte der Unterweisung. So 
wurden die Verfahrensweisen unter Be­
rücksichtigung des Helferrechts an Bei­
spielen der Helferaufnahme bis hin zur 
Entpflichtung und des Ausschlusses er­
arbeitet. Hinzu kam Rechnungslegung, 
Beleggestaltung , Verwaltung der Hand­
kassen vorschüsse und Bearbeitung von 
Sachschäden. 

Künftig wird der Verwaltungshelfer-Lehr­
gang jährlich wiederholt, um den Helfern 
das Rüstzeug zu geben, die umfangrei­
che Verwaltungsarbeit in den Bezirks­
verbänden ordnungsgemäß zu bewälti-
gen. E. L. 

Ortsamtsleiter wurde 
THW-Ehrenhelfer 

Hamburg. Der Ortsamtsleiter von Ham­
burg-Finkenwerder, Peter Reichei , hat 
seine Verbundenheit zum THW auf be­
sondere Art bekundet: Er wurde Ehren­
Heifer. 

1981 fand im Bereich des Ortsamtes 
Finkenwerder der THW-Bundeswett­
kampf statt. Die schon bestehenden gu­
ten Kontakte zum THW wurden durch 
die gemeinsam zu bewältigende Groß­
veranstaltung noch enger. THW-Bezirks­
beauftragter Erwin Siebert, Hamburg­
Mitte, verstand es, den Ortsamtsleiter 
für die THW-Arbeit zu begeistern. So 
war es nicht weiter verwunderlich, daß 
Reichei, anläßlich einer Veranstaltung, 
als" Neuer" begrüßt werden konnte. 
Der Bezirksverband Hamburg-Mitte er­
hofft sich von dem Ehren-Helfer auch 
eine Verbesserung des Kontaktes zum 
Bürger. A. K. 

Übung "Tiefes Wasser" 
mit 200 Helfern 

Bremen. Anfang Oktober übten die 
Katastrophenschutzeinheiten des MHD 
Bremen, der JUH Bremen, des ASB 
Bremen-Osterholz, der DLRG, Ret­
tungswache Achterdieksee, und der 
1. Bergungszug des THW-OV Bremen­
West mit zusammen rund 200 Helfern 
den Ernstfall. 

Angenommen wurde der Transport einer 
noch nicht entschärften Bombe vom 
Fundort an der Weser in Bremen-Ha­
benhausen zum Truppenübungsplatz 
Eystrup bei Verden. Um die Bevölke­
rung nicht zu beunruhigen, erfolgte die 
Fah rt morgens auf Nebenstrecken. Zur 

Absicherung und für einen eventuellen 
Notfall standen die Katastrophenschutz­
Einheiten entlang der Strecke in Bereit­
schaft. Ständig wurde der jeweilige 
Standort der" Bombe " über Funk den 
Einheiten durchgegeben, hierbei wurde 
eine Korrektur der Bereitstellungsräume 
mit vorgenommen. Dadurch waren alle 
Gruppen immer in Bewegung. 

Plötzlich gab es einen Knall - und auf 
dem Funkkanal war erstmal Ruhe. Kurz 
darauf meldete eine Funkwagenbesat­
zung die "Explosion" der Bombe auf 
dem Lkw. Gleichzeitig wurden in Bereit­
schaft gehaltene Einheiten des Sanitäts­
dienstes und der Bergung angefordert. 

Die Erkundung wurde den Übenden 
nicht leicht gemacht: Schaden war an 
einem Haus, einer Kiesbaggerei und 
verschiedenen Plätzen rund um den 
Baggersee entstanden. Insgesamt galt 
es, 80 "Verletzte " zu finden und zu ber­
gen. Mehrere Opfer lagen im Wald im 
Bereich der Anfahrt zum Haus, weitere 
mußten aus dem Gebäude und vom 
Dach geborgen und mit Fahrzeugen 
zum eingerichteten Hilfskrankenhaus 
gebracht werden. 

An der Kiesbaggerei stand der " zerris­
sene" Lkw = im Führerhaus "Tote " und 
"Schwerverletzte". Weitere Opfer wur­
den am Schwimmbagger durch die 
DLRG geborgen. Die am Ufer liegenden 
"Verletzten " wurden mit Booten über 
den See zum Sanitätszelt gebracht. Da 
nur begrenzt Rettungswagen zur Verfü­
gung standen, war dies eine gute Lö­
sung. 

Trotz einiger Mängel waren alle Beteilig­
ten mit der Übung zufrieden. Auch in 
Zukunft sollen solche gemeinsamen 
Veranstaltungen durchgeführt werden. 

Helfer für Öffentlichkeits­
arbeit tagten in Hoya 

G. B. 

Hoya. Nach der guten Resonanz im ver­
gangenen Jahr führte der Sachgebiets­
leiter für Öffentlichkeitsarbeit im THW­
Landesverband Niedersachsen, Reiner 
Bormann, einen zweiten Lehrgang für 
Helfer für Öffentlichkeitsarbeit vom 15. 

37 Helfer ließen sich über eine effektive 
Öffentlichkeitsarbeit des THW Informieren. 

(Foto: Bötel) 

bis 16. Oktober 1982 an der Katastro­
phenschutzschule des Bundes, Außen­
steIle Hoya, durch. 37 Helfer aus 
35 Ortsverbänden nahmen an der Ver­
anstaltung teil. Sie begann am Freitag­
abend mit einem Besuch der Kreiszei­
tung Syke. Hier wurden die Produktions­
stätten besichtigt. 

Am Samstag referierten u. a. Michael 
Aue und Gerhard Wendenburg über 
Vorbereitungsmaßnahmen und Durch­
führung der 30-Jahr-Feier des THW-OV 
Northeim. Zum Abschluß des Lehrgangs 
wurden die beiden neuen THW-Filme 
"Schwarzes Gold - schwarze Pest" und 
"Erdbeben in Italien" gezeigt. R. B. 

Unterkunftseinweihung 
in Bückeburg 

Bückeburg. THW-Ortsbeauftragter 
Lange konnte zur Einweihung der neuen 
Unterkunft in Bückeburg am 30. Oktober 
über 200 Gäste begrüßen. Neben Land­
rat Heiner Schoof und stv. Bürgermei­
ster Karl-Heinz Rosenfeld war auch Phi­
lipp Ernst Fürst zu Schaumburg-Lippe 
erschienen. 

In seiner Ansprache ging Lange auf die 
'Entwicklung des THW-Ortsverbandes 
ein, der seine Arbeit im Jahre 1952 auf­
genommen hatte. Wegen fehlender 
Geldmittel existierte der Ortsverband 
zwei Jahre später bereits nicht mehr, er 
wurde erst 1962 wieder aktiv, als eine 
überörtliche Luftschutzhilfsdienst -Bereit­
schaft aufgebaut wurde. Die damals in 
Eigenleistung als Unterkunft hergerichte­
te Scheune wurde bald zu klein, so daß 
im August vorigen Jahres mit dem Bau 
einer neuen Unterkunft begonnen 
wurde. 

Die Übergabe eines symbolischen 
Schlüssels durch Staatshochbauamtslei­
ter Günter Kaps an Lange bildete den 
Höhepunkt des Festaktes. Der Anspra­
che des stv. Landesbeauftragten, Jo­
chen Rohwedder, schloß sich die Aus­
zeichnung verdienter Helfer an. Karl­
Heinz Driftmann, Klaus Dieter Harder 
und Peter Kirstein erhielten für ihre 
langjährige, hervorragende Arbeit im 
THW das Helferzeichen in Gold mit 

Ortbeauftragter lange (Bildmitte) mit den eben~ 
falls ausgezeichneten THW-Helfem. 

(Foto: Bormann) 
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Kranz. Gerd Lange und Detlef Meier 
wurden mit dem Helferzeichen in Gold 
ausgezeichnet. R. B. 

Neue Unterkunft eingeweiht 

Detmenhorst. "Es ist ein stolzes Bau­
werk, das sich harmonisch in das Stadt­
bild einfugt ", lobte Oberbürgermeister 
Otto Jenzok die neue Unterkunlt des 
THW-OV Delmenhorst anläßlich der Ein­
weihung. Viel Prominenz hatte sich zu 
diesem offiziellen Akt eingefunden. So 
waren über 20 Vertreter des Stadtrates 
anwesend. 

Die Liegenschaft bietet letzt dem THW 
eine zentrale Einsatzleitstelle und Unter­
kunft für die Fahrzeuge. 

15 junge Helfer leistelen in zwe Mona­
ten insgesamt 5000 freiwillige Arbeits-

Nach dem Gründer des Ortlveroand.a, Conrad 
Selbt, wurde die Zufahrtslraße zur THW-Unter­
kuntt benannt (von links): die Schwester des 
ehemaligen Ortsbeauftragten, Helene Selbt, 
Bürgermeister Eugen Jenisch, Ortsbeauftragter 
Bierek und die früheren Ort.beauftragten 
01'. Miusebach und von Bock und Po/ach. 

(Foto: Rlemel) 

stunden, um dem Neubau den "letzten 
Schliff" zu geben. 

Gleichzeitig mit der Einweihung feierte 
der Orts verband sein 30lähriges Beste­
hen. Der Vorsitzende der HelfeNereini­
gung, Bernd von Bock und Polach, so­
wie Vertreter befreundeter Verbände 
überbrachten Gruße. Die Festansprache 
hielt der ehemalige Ortsbeauftragte, 
Dr. Ing. Albert Mäusebach. Er gab einen 
kurzen Überblick uber die 30lährige Ge­
schichte des Ortsverbandes. 

Die Auszeichnung verdienter Helfer, 
u. a. erhielt Herbert Pröhner das THW­
Ehrenzeichen In Silber, nahm Landesbe­
auftragter Eckhard Leiser vor. Eine Eh­
rung besonderer Art wurde dem ersten 
Ortsbeauftragten des Ortsverbandes, 
Conrad Seibt, zuteil: Eine Stichstraße 
von der Rosenstraße zum Unterkunfts­
gelände wurde nach ihm benannt. Bür­
germeister Eugen Jentsch enthül lte im 
Beisein der Schwester des Gewürdigten 
das Straßenschild. 

Nachruf 

Am 11 . November 1982 verstarb im 
Alter von 84 Jahren 

Karl Ullrich 
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Helfer der ersten Stunde und Mitbe­
gründer des THW-OV Goslar. 

Nach seinem Ausscheiden aus dem ak­
tiven Helferkreis blieb er dem THW bis 
zuletzt kameradschaftl ich eng ver­
bunden . 

Wir werden ihm ein ehrendes Gedenken 
bewahren. 

Ortsbeauftragter und Helferschaft des 
THW-OV Goslar. 

Tagung im Warnamt 111 

Berlln. Zum ersten Male führte der 
THW-Landesverband Berlin eine Be­
zirksbeauitragten- und Geschäftsführer­
Tagung außerhalb der Landesgrenzen 
durch. Das Warnamt 111 in Rodenberg 
hatte dafür seine Räumlichkeiten zur 
Verfügung gestellt. 

THW-OIrektor Ahr8n, (linka) begrüßte die 
Tagungsteilnehmer. (Foto: Wolf) 

Nach der Tagung besichtigten die Teil ­
nehmer das Warnamt und besuchten ein 
Lufttransportgeschwader der Bundes­
wehr. Zum abendlichen Erfahrungsaus­
tausch hatten sich auch THW-Direktor 
Hermann Ahrens und Landesbeauftrag­
ter Eckard Leiser eingefunden. 

Die Rückfahrt nach Berlin wurde in Bük­
keburg unterbrochen. Der THW-OV 
Bückeburg, der vor einem Jahr Berlin 
besuchte, hatte die Berliner zu einer Be­
sichtigung der gerade neu eingeweihten 
Unterkunft eingeladen. B. 

Kurzfristige Hilfe 

Berffn. Erst sehr kurzfristig bemerkten 
die Verantwortlichen des "Internationa­
len Mini-Cooper-Treffens " in Berlin, daß 
ihnen für ihre Veranstaltung noch eini­
ges fehlte. Sie wandten sich deshalb an 
den THW-Bezirksverband Steglitz : Zu­
erst mußte der vorgesehene Zeltplatz 
mit Wasser und Strom versorgt sowie 
Waschzelte und -pl~ilze - zum Teil mit 
Warmwasseraufbereiter - aufgebaut 
werden. Danach wurde für die Sicher­
heit im Zeltplatzbereich noch eine 
Feuerlöschleitung verlegt. 

Zum Schluß gab es auch noch Proble­
me mit der Verpllegung. Kurzfristig bau­
ten die THW-Helfer einen Feldkochherd 
auf und versorgten die Teilnehmer mit 
einer Gulasch- bzw. Bohnensuppe. Die 
ebenfalls aufgebaute Platz- und ZeItbe­
leuchtung ermöglichte es, daß in der 
Nacht noch ein defekter Auspuff ge­
schweißt und ein Kühler gelötet wurde. 

Als Dank überließ der Veranstalter dem 
Bezirksverband den speziell für dieses 
Treffen gebauten Grill. H. G. 

Dreißig Jahre 
THW·Landesverband Berlin 

Berffn. Am 5. November 1982 feierte 
der THW-Landesverband Berlin sein 
30jähriges Bestehen. Im Saal der Be­
zirksverordnetenversammlung von Ber­
lin-Schöneberg konnte Landesbeauitrag­
ter Gerhard Brühl viele Ehrengäste be­
grüßen. 

Die Festrede hielt THW-Direktor Her­
mann Ahrens. Dem Rückblick auf die 
beachtlichen Aufbauleistungen schloß 
sich eine Bewertung der gegenwartlgen 
Situation an und der Versuch, die künf­
tige Entwicklung zu beurteilen. Dies 
könnte fur Berlin schon deshalb mit be­
sonderen Problemen behaftet sein, weil 
die neue Zivilschutzgesetzgebung hier 
nicht übernommen werden kann. 

Der Bürgermeister und Senator für Inne­
res, Heinrich Lummer, hob in seiner Re­
de den hohen Stellenwert des THW her­
vor und regte an , das THW noch stärker 
als bisher auch im friedensmaßigen 
Katastrophenschutz einzusetzen. 



Weitere Redner waren Ud. Branddirek­
tor Sc holz und der Landesvorsitzende 
der THW-Helfervereinigung, Bernhard 
Müller-Schoenau. 

Im Anschluß an die Feierstunde fand in 
der Brandenburghalle des Rathauses 
Schöneberg ein Empfang durch den 
Präsidenten des Abgeordnetenhauses 
von Berlin, Peter Rebsch, statt. In kur­
zen Worten würdigte der Parlaments­
präsident die Arbeit des THW. Danach 
überreichte THW-Direktor Ahrens sieben 
Helfern Urkunden für 30jährige Mitarbeit. 

Unter den vielen Ehrengästen waren 
u.a. auch der frühere Senator für Inne­
res, Peter Ulrich, Polizeipräsident Klaus 
Hübner, der Präsident des Landesrech­
nungshofes, Ulrich Müller, der Präsident 
der Landespostdirektion, Hermann Wiß­
mann, mehrere Bezirksbürgermeister 
oder Stellvertreter, der Abteilungsleiterfür 
Sicherheit und Ordnung, Ud. Senats rat 
F. W. Grunst, führende Beamte der Ber­
liner Feuerwehr und die Landesvorsit­
zenden bzw. Stellvertreter aller in Berlin 
vertretenen Hilfsorganisationen und der 
Freiwilligen Feuerwehr. Auch die Vertre­
ter der Werksfeuerwehren und der Ar­
beitsgemeinschaft Betrieblicher Brand­
schutz sowie die THW-Landesbeauftrag­
ten aus Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen und Niedersachsen, waren der 
Einladung gefolgt. B. 

750 Jahre Spandau 

Berlln. Ein Jahr lang feierte der Berliner 
Bezirk Spandau sein 750jähriges Beste­
hen. Im Reigen der ungezählten Veran­
staltungen gab es auch einen" Tag des 
Katastrophenschutzes". Im großen Hof 
einer britischen Kaserne hatten die Ka­
tastrophenschutz-Organisationen und 
Behörden eine große Schau aufgebaut. 
Bei schönstem Sonnenschein eröffnete 
Bezirksbürgermeister Werner Salomon 
die Veranstaltung. 

Leider blieb der ganz große Publikums­
erfolg aus. Dennoch wurden die ausge­
stellten Fahrzeuge und Geräte interes­
siert begutachtet. Für die Kleinen wurde 
eine Seilbahn gebaut und betrieben. Die 
Wasser-Aufbereitungsanlage zog viele 
Besucher an. 
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BezlrklbOrgermelster Werner Salomon ließ es 
sich nicht nehmen, eine Probefahrt mit der 
Seilbahn zu machen. (Foto: Wolf) 

Höhepunkt des Tages war ein Fußball­
spiel der Feuerwehr-Jugendgruppe 
Spandau gegen die THW-Jugendgruppe 
Spandau unter erschwerten Bedingun­
gen. Der Fußballplatz wurde von der 
Feuerwehr mit Schaum bedeckt, so daß 
die Spieler in dieser" Schneeland­
schaft" den Ball mehr suchten als 
spielten. 

Das THW verlor mit einem Tor Unter­
schied. Für beide Mannschaften gab es 
großen Beifall. G. B. 

THW·Bezirksverband 
Tempelhof-
dreißig Jahre jung 

Berlln. So mancher Autofahrer, der ei­
nen Parkplatz suchte, wird sich am Mor­
gen des 2. Oktober 1982 gewundert ha­
ben, daß der Rathaus-Vorplatz gesperrt 
war. Gegen 8.00 Uhr fuhr eine Kolonne 
blauer Fahrzeuge auf den groBen Platz: 
Die Helfer wollten am 30. Geburtstag 
des THW-Bezirksverbandes Tempelhof 
den Bürgern ihr Können und Gerät vor­
stellen. 

Besucher konnten nicht nur die Ausstat­
tung der Fahrzeuge aus der Nähe be­
trachten, sondern auch zusehen, wie 
Helfer eine Notstromversorgung aufbau­
ten, Holzbearbeitung durchführten, eine 
Seilbahn anbrachten und mit dem Roll­
gliss-Gerät auf etwas ungewohntem 
Weg das Rathaus betraten. 

Den Kindern hat besonders die Seilbahn 
gefallen. Sie standen immer wieder an, 
um eine "Rettungsfahrt" mitzumachen. 
Die Väter konnten inzwischen ihr hand­
werkliches Geschick beweisen. Sie soll­
ten mit möglichst wenig Hammerschlä­
gen Nägel in das THW-Emblem ver­
senken. 

Für das leibl iche Wohl der Helfer und 
ihrer Gäste sorgten Martina Friese und 
Sabine Ninnemann. Sie kochten in der 
Feldküche eine wohlschmeckende 
Erbsensuppe. N. W. 

Notbrücke aus Leichtmetall 

Gladbeck. Mit dem Bau einer Not­
brücke über den Hahnenbach stellte der 
THW-OV Gladbeck eine wichtige Fuß­
gängerverbindung im Gladbecker Süd­
park wieder her. Die alte Holzbrücke war 
in wesentlichen Teilen der tragenden 
Konstruktion angefault und die Ver­
kehrssicherheit dadurch nicht mehr ge­
währleistet. Eine kurzfristige und dauer­
hafte Lösung scheiterte an den derzeiti­
gen finanziellen Möglichkeiten der Stadt. 

Die THW-Helfer bauten für zunächst 
sechs Monate als Ersatzlösung eine frei-

durch das THW; 
ZeH bauten die Helfer die Notbrücke. 

(Foto: Guder) 

tragende Grabenbrücke aus Leichtme­
tall-Elementen von ca. 20 Metern Länge. 

D. G. 

Neue Räumlichkeiten tür den 
THW·OV Limburg 

Limburg. Der THW-OV Limburg hat sei­
ne neue Unterkunft bezogen. Damit 
wurde ein Schlußstrich unter alle bishe­
rigen Provisorien gezogen: Seit Grün­
dung des Ortsverbandes vor 30 Jahr~n 
waren vier Umzüge erforderlich. 

Anläßlich der offiziellen Einweihung 
dankte THW-Landesbeauftragter Hans­
Albert Lossen allen, die am Bau der 
Unterkunft beteiligt waren. Nach der 
Schlüsselübergabe und Einsegnung der 
Unterkunft sowie einigen Grußworten 
wurde Karl-Heinz Lautz mit dem THW­
Ehrenzeichen in Silber ausgezeichnet. 
Lossen, der die hohe Auszeichnung 
aushändigte, würdigte die Leistungen 
des Ortsbeauftragten. 

Lautz trat vor 22 Jahren dem Ortsver­
band bei. In den zurückliegenden Jah­
ren hat er an führender Stelle am Auf­
bau des Ortsverbandes und insbeson­
dere bei den Baumaßnahmen fur die 
neue Unterkunft maßgeblich mitgewirkt. 

J. Sch. 

Jubiläum beim THW·OV Fulda 

Futda. Zahlreiche Gäste nahmen an ei­
ner Feierstunde des THW-OV Fulda an­
läßlich des 30jährigen Bestehens teil. 
Ortsbeauftragter Wolfgang Biel gab da­
bei einen kurzen Rückblick auf die ver­
gangenen Jahre. 

ZS·MAGAZIN 12/82 39 



1952 wurde der Ortsverband unter Füh­
rung des Berufsschuldirektors Feldmann 
in einem leerstehenden Heizungskeller 
am Gallasinring ins Leben gerufen. Eini­
ge der Gründungsmitglieder konnten auf 
eine aktive Dienstzeit in der Techni­
schen Nothilfe zurückblicken, deren 
Ortsgruppe Fulda schon 1919 gegründet 
worden war. 

Der THW-OV Fulda begann in diesem 
winzigen Kellerraum mit einer Gruppe 
von 20 Helfern, ausgerüstet mit ein paar 
Schaufeln, Spaten und Leinen, geleitet 
und geführt von einigen Idealisten. Erst 
Anfang der 60er Jahre konnte man in 
die heutige Unterkunft umziehen. In der 
Reithalle und dem Pferdekrankenstall 
der ehemaligen Hindenburgkaserne fan­
den die Hetfer ein ideales Heim. 

THW-Landesbeauftragter Hans-Atbert 
Lossen erinnerte an die Gründung des 
THW auf Bundesebene und überreichte 
danach die Ehrenplakette des Landes­
verbandes an Ortsbeauftragten Biet, 
Egon Lindner erhielt für seine Verdien­
ste um das THW das Ehrenzeichen in 
Silber. 

In weiteren Grußworten wurdigten THW­
Bundes- und Landessprecher Peter 
Merck, Dr. Neidert als Vertreter des 
Landkreises, Vertreter der Feuerwehren 
und der Polizei sowie Stadtrat Paul 
Gwosdz die Verdienste des THW-Orts­
verbandes. 

Im Anschtuß wurden folgende THW-Hel­
fer ausgezeichnet: Eberhard Müller mit 
dem Helferzeichen in Gold, Peter Be­
berweyk mit dem Helferzeichen in Gold 
mit Kranz und Horst Kurzer mit der Pla­
kette des THW. J. B. 

Bau eines Fußgängerstegs 

Zweibrücken. Der THW-OV Zweibrük­
ken baute in Hornbach einen Fußgan­
gersteg. Errichtet wurde der Ubergang 
auf Anregung der Stadtverwaltung. In 
Vorarbeit hatte ein Bauunternehmen als 
Endaullager die Fundamente erstellt und 
zwei Doppel-T-Trager verlegt: 

Zunachst galt es für die Helfer, Bohlen 
zu einem Gehbelag zurechtzuschneiden 
und mit den Rödelbalken zu verlegen. 

Nur einen rag brauchten die THW·Hetter für den 
Bau deI Fußgänger.leg. . (Foto: Lelpold) 
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Da der Steg wegen Hochwassergefahr 
ca. eineinhalb Meter über der Bö­
schungsoberkante installiert werden 
mußte, war auf beiden Seiten ein Trep­
penaufgang herzustellen. Viele Verzap­
fungen und Überblattungen waren not­
wendig, um Rödelbalken sowie das Ge­
länder mit Pfosten, Zwischen hölzern und 
Handlauf zu montieren. Nach einem Tag 
Arbeit war das Bauwerk mit einer Stütz­
weite von rund 15 Metern erstellt. 

W.L. 

Schnelle Hilfe 

Theley. Durch einen lauten Knall wur­
den die Bewohner eines Hauses in der 
Metzer Straße in Theley beim Abendbrot 
hochgeschreckt. Was war geschehen? 
Ein mit Leergut beladener Lastwagen 
hatte sich auf dem gegenüberliegenden 
Firmengelände selbstandig gemacht, 
streifte einen Lieferwagen und schob ei­
nen Personenwagen seitlich vor sich her 
über die Fahrbahn. Erst als das führerlo­
se Gefährt ein Loch in die Hausfront des 
Anwesens gebrochen hatte, kam es 
zum Stehen. Die Frontwand riß bis unter 
das Dach. 

Um das Gebäude zu sichern, legten 
Helfer des THW-OV Theley an der Gie­
betwand des Hauses ein Kantholz senk­
recht als Streichbalken an. Mit Bauklam­
mern mußte die Strebestütze auf der 
durch ein Metallrohr gesicherten Treib­
lade zu einem Einfachdreibock verkeilt 
werden. Eine Bretterzange sorgte für 
zusätZlichen Halt. Das Loch in der 
Hauswand wurde mit HOlztafeln notdürt­
tig geschlossen. 

Somit war größerer Schaden vermieden, 
und die besorgten Hausbewohner konn­
ten sich beruhigt schlafen legen. E. M. 

THW·Landesleistungs. 
wettkämpfe in Merzig 

Merzig, Der THW-Landesverband Saar­
land hatte nach vorhergehenden Aus­
scheidungs-Wettkämpfen die noch in 
der Entscheidung verbleibenden Orts­
verbände nach Merzig zum Landeslei­
stungswettkampf eingeladen. Die Veran­
staltung lief in zwei Durchgängen ab: Im 
ersten Durchgang kämpften die Zweit­
piazierten, im zweiten die Erstplazierten 
der fünf Geschäftsführerbereiche. 

Die Fahrzeuge, Gerate und das Material 
wurde einheitlich für alle zur Vertügung 
gestellt. Auf jeder Wettkampfbahn waren 
mindestens vier Schiedsrichter einge­
setzt. Die gestellten Aufgaben umfaßten: 
Abstützen, Überwinden von HinderniS­
sen, Überwinden von Hindernissen im 
Kriechgang, Ausleuchten von Schadens­
steIlen, Arbeiten mit der Motorsäge, Be-

Landtagsabgeordneter Alfred Backer überreich· 
te dem Leiter der Jugendgruppe, Alol. Jung-
mann, den SIegerpokaL (Foto: Maurer) 

wegen schwerer Lasten, Bergung aus 
Höhen und Tiefen, Verletzten- sowie 
Material- und Gerätetransport. 

Jede Phase des Ablaufs wurde von den 
Schiedsrichtern genau beobachtet und 
gewertet. Klarer Sieger und damit Lan­
desbester wurde der THW-OV St. Wen­
del. Es fOlgten die Ortsverbande Saar­
louis, Wadern, Neunkirchen, Saarwellin­
gen, Blieskastel, Völklingen, Nonnweiler 
und Friedrichsthal. 

In gleicher Weise wurde ein Leistungs­
vergleich der THW-Jugendgruppen des 
Landesverbandes durchgeführt. Die 14 
Gruppen bestanden jeweils aus zehn 
Junghelfern und zwei Fahrern der Ein­
satzfahrzeuge. Die AufgabensteIlung 
umfaßte im einzelnen: Fertigen einer 
Geräteablage und Arbeitsbühne, Her­
stellen einer Feldfernsprechverbindung, 
Füllen eines Wasserbehä ters, Ausleuch­
ten von Einsatzstellen, Durchgabe einer 
Meldung über Feldfernsprecher sowie 
Raumen der Wettkampfbahn. In diesem 
Wettkampf siegte die Gruppe des Orts-
verbandes Saarwellingen. S. M. 

Jahresübung zeigte guten 
Ausbildungsstand 

Sulzbach. Bei einer Jahresübung konn­
ten die Helfer des THW-OV Sulzbach ih· 
ren guten Ausbildungsstand unter Be­
weis stellen. Pünktlich um 9.00 Uhr be­
gann die Veranstaltung mit der Vertei­
lung der Übungsaufgaben, die Jeweils 
gruppenspezifisch waren. 

Die Elektro-Gruppe beseitigte Kabelfeh­
ler, wobei entsprechende Muffenverbin­
dungen herzustellen waren. Hinzu kam 
das Ausleuchten der Schadensstellen. 
Für das Jugendzeltlager baute die Gas/ 
Wasser-Gruppe eine komplette Toilet­
tenanlage und einen Waschplatz mit der 
ertorderlichen Installation. Auch eine 
ROhrverteileranlage wurde einschließlich 
der Schieber und Hydranten mit unter­
schiedlichen Muffen hergestellt. Eine 
besondere Attraktion war die Vorführung 
der Sauerstofflanze. Die Abwasser/ÖI­
Gruppe reinigte im Bereich der Unter­
kunft einen verstopften Kanal, und die 
Rettung" Verletzter" aus Höhen war die 
Hauptaufgabe der Jugendgruppe. 
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Im Zuge dieser Schauübung wurde auch 
das dem Ortsverband neu übergebene 
Gerät vorgestellt, und die Besucher hat­
ten Gelegenheit, die Unterkunft mit den 
Werkstätten sowie Lagerräumen zu be­
sichtigen. 

Beobachter der Übung waren Landtags­
abgeordneter Jürgen Rischar, Beigeord­
neter Münster, Vertreter der Feuerwehr, 
der Polizei, des DRK und der DLRG so­
wie der Stadtratsfraktionen von SPD und 
CDU und des THW-Landesverbandes. 

Gemeinsame Suche 
nach Ertrunkenem 

G. K. 

Nohfelden. An einem Montagmorgen 
gegen 6.50 Uhr werden der THW-OV 
Nohfelden und die Rettungstaucherstaf­
fel der DLRG-Ortsgruppe Nohfelden von 
der Polizei alarmiert: Ein Schwimmer 
wird im Bostalsee vermißt. 30 Minuten 
später beginnt die Suchaktion. Als An­
halt für die Suche dienen die Aussagen 
der Beteiligten, die nach Mitternacht zum 
Schwimmen aus einem Gonnesweiler 
Gasthaus zum Bostalsee gezogen wa­
ren. Die jungen Leute schwammen von 
der Surferbasis aus zur schräg gegen­
überliegenden Badeplattform, eine 
Strecke, die Schwimmern normalerwei­
se keine Schwierigkeiten bereitet. Auf 
dem Rückweg soll der 21jährige VermiB­
te dann untergegangen sein . Erst gegen 
6.00 Uhr wird die Polizei informiert. 

Die DLRG-Rettungstaucher arbeiten sich 
in zwei Tauchgängen an einer 60 Meter 
langen Leinenführung spiralförmig von 
der Surferbasis aus vor. Neben schlech­
ten Sichtverhältnissen unter Wasser und 
starkem Temperaturunterschied haben 
die Taucher mit schwierigem Gelände 
zu kämpfen. Nach der flachen Gewäs­
sertiefe um die Surferbasis fällt der Bo­
den klippen artig bis auf acht Meter Tiefe 
ab. 

Gegen 11.30 Uhr melden sich weitere 
elf Taucher des Tauchersportbundes 
einsatzbereit. Zwischen einem THW­
Boot und einem Motorboot der Seever­
waltung wird eine Schleppleine ge-

Mit einem THW-Boot und einem Motorboot der 
Seeverwaltung wurde die Sucherkett. der 
Taucher gezogen. (Foto: Brill) 

spannt, mit der die Sucherkette der 
Taucher gezogen wird. Beim zweiten 
Schleppvorgang wird der Ertrunkene in 
zwei Metern Wassertiefe gefunden und 
an Land gebracht. 

THW-Geschäftsführer Walter Müller be­
wertete die planmäßige Suche als bei­
spielhafte Zusammenarbeit von Taucher­
sportbund, THW, DLRG und Freizeitzen­
trum. Landrat Dr. Wald em ar Marner 
dankte in einem Schreiben allen einge­
setzten Helfern für ihre spontane Unter­
stützung. E. M. 

Weiterbildungsseminar für 
Führungskräfte 

SI. Wendel. Anläßlich eines Seminars 
für Führungskräfte des THW-Geschäfts­
führerbereichs St. Wendel wurden die 
Helfer der Ortsverbande Freisen, Noh­
felden, Nonnweiler, St. Wendel und 
Theley über Energie- und Umweltfragen 
sowie Rüstung und Menschenführung 
informiert. Erstmalig konnten auch die 
Ehefrauen der Helfer an den Vorträgen 
teilnehmen. 

Einen interessanten Beitrag bot der aka­
demische Oberrat der Universität Saar­
land, Dr. Peter Chrometzka, mit seinen 

Erstmals nahmen luch Frauen an einem 
Seminar des THW tell. (Foto: Spaniol) 

Ausführungen über die neuen T echnolo­
gien bei der Energiegewinnung sowie 
die damit einhergehenden Umweltbela­
stungen. Christian Glöckner referierte 
über die Verteidigungsanstrengungen 
der NATO, wobei er auch auf die wirt­
schaftlich-sozialen Aspekte der Rüstung 
einging. Oberleutnant a. D. Günter Ro­
mund befaßte sich in seinem Vortrag mit 
Führungsgrundsätzen. Er wies darauf 
hin, daß gerade die kooperative Arbeit 
beim THW gefordert sei. Demonstriertes 
Pflichtbewußtsein, gepaart mit fachli­
chem Können, führe zu Anerkennung 
und Achtung. Technisches Interesse, 
gute Fachkenntnisse und die Anleitung 
zu kooperativer Arbeit brächten Erfolg 
und würden ein kameradschaftliches 
Klima fördern. 

Alte drei gebotenen Themen regten zu 
lebhaften Diskussionen an. E. M. 

Einsatzbereitschaft überprüft 

Ortenaukreis, Der THW-Landesverband 
Baden-Württemberg führte im Ortenau­
kreis mit den Ortsverbänden Kehl, 
Offenburg und Lahr eine Übung zur 
Ermittlung von Einsatzbereitschaft und 
Alarmierungszeiten durch. 

Die Alarmierung der Ortsverbände er­
folgte durch Funkrneideempfänger über 
die jeweils zuständige Leitstelte. Bereits 
nach wenigen Minuten trafen die ersten 
Helfer in den Unterkünften ein und wur­
den in die Schadenslage eingewiesen: 

"Schweres Elsenbahnungluck im Bahn­
hofsbereich der Ortschaft Ortenberg. 

Frontalzusammenstoß eines voIlbesetz­
ten Personen- mit einem Kesselwagen­
zug. Koordinaten: MU 237664. Feuer­
wehr, Rettungsdienste und Polizei mit 
schwachen Kräften bereits eingesetzt. 
Vermutlich 30 bis 40 Schwerverletzte. 

Aus einigen Kesseln des Guterzugs 
läuft ätzende Flüssigkeit aus. Es besteht 
Vergiftungsgefahr! " 

Es wurden Schnelleinsatzgruppen gebil­
det, die unverzüglich zur Unfallstelte 
fuhren. Die Aufgaben lauteten: Aus­
leuchten der SchadensteIle, Bergen von 
Personen unter schwerem Atemschutz, 
Anheben schwerer Lasten, Errichten ei­
ner Ölsperre in der Kinzig und Legen 
von Schlauchleitungen sowie Inbetrieb­
nahme von Pumpen zur Unterstützung 
der Feuerwehr. 

Die Technische Einsatzleitung wurde 
gebildet von Führungskräften des THW­
Ortsverbandes Baden-Baden, die bereits 
seit Mittag mit der Übung vertraut waren 
und den Landesverband auch bei den 
Vorbereitungen unterstützt hatten. 

Insgesamt 89 Helfer mit 16 Fahrzeugen 
kamen zum Einsatz. Hauptsachgebiets­
leiter Läpke lobte die gute Einsatzbereit­
schaft der drei Ortsverbände. R. M. 

Über 1000 THW·Helfer bei 
Leistungsschau 

Breisach, Die Europastadt Breisach am 
Rhein war idealer Austragungsort einer 
Leistungsschau zum 30. Geburtstag des 
THW in Baden-Württemberg. Bereits am 
Vorabend trafen die Helfer in Breisach 
ein, um ihre Übungsobjekte vorzuberei­
ten. Es wurden die Pontons zu Wasser 
gelassen und zu Fähren zusammenge­
baut, das Bailey-Brückengerät bereits in 
der Nacht unter gleißendem Flutlicht 
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montiert sowie mit dem Bau der ver­
schiedensten Stege und Brücken be­
gonnen. 

Der Leitungsstab aus ehrenamtlichen 
Führungskraften war schon am Mittag 
zusammengetreten , um die eintreffen­
den Einheiten in ihre Aufgaben einzu­
weisen. Innerhalb kurzer Zeit .stand" 
am Abend das gesamte Funk- und Fern­
sprechnetz im großflächigen Übungs­
raum. 

Die Leistungsschau begann am näch­
sten Morgen mit einem Festakt. Dabei 
konnte THW-Landesbeauftragter Dipl.­
Ing. Schneider zahlreiche Bundes- und 
Landtagsabgeordnete, die Führungskräf­
te aller Katastrophenschutz-Organisatio­
nen, Vertreter verschiedener Behörden 
sowie Gäste aus der Schweiz und 
Frankreich begrüßen . Schneider gab ei­
nen Rückblick über 30 Jahre THW in 
Baden-Württemberg und hob dabei die 
Großeinsätze des THW im In- und Aus­
land hervor. 

Grußworte an die Festversammlung 
richteten Landtagsvizepräsident Dr. Gei­
sel, Landrat Dr. Schill und Bürgermeister 
Vonarb. Die Festrede hielt THW-Direktor 
Hermann Ahrens. Die Grüße des Mini­
sterpräsidenten, der die Schirmherr­
schaft der Veranstaltung übernommen 
hatte, überbrachte der Staatssekretär im 
baden-württembergischen Innenministe­
rium, Ruder. Er dankte den THW-Helfern 
für ihre Hilfsbereitschaft und ihren per­
sönlichen Einsatz. "Sie als Helfer des 
THW tragen wesentlich zum Funktionie­
ren des einheitlichen Systems der Hilfe­
leistung bei. Katastrophenschutz ohne 
THW ist heute nicht mehr vorstellbar ", 
betonte der Staatssekretär. 

Im Anschluß an den Festakt besichtigten 
die Ehrengäste das Übungsgelände. 
Helfer aus 36 Ortsverbänden hatten 
30 Objekte aus dem weiten Aufgaben­
feld des THW erstellt. Hierzu gehörten 
alle Arten von Brücken und Stegen und 
der Bau einer Bailey-Brücke von 40 m 
Länge und 18 Tonnen Tragfähigkeit. Da­
neben wurden viele Aufgaben aus den 
Bereichen des Bergungs- und Instand­
setzungsdienstes demonstriert. 

Optische Höhepunkte der Leistungs­
schau waren der Einsatz eines Hub­
schraubers der SAR-Staffel , das Über­
setzen von Fahrzeugen auf dem Rhein 
mit drei Fähren sowie das Leerpumpen 
der Rheinschleuse mit 3970 cbm Inhalt 
innerhalb von fünf Stunden. 

Den Ausklang der Veranstaltung bildete 
eine Arbeitstagung der THW-Geschäfts­
führer sowie Kreis- und Ortsbeauftrag-
ten. H. O. l. 
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Aufmerksame Beob­
achter waren (von 

• IInka): ObungsMille, 
Krüg.r, THW-Olr.ktor 

, Ahrens, Staatssekretär 
Ruder, landesbeauf· 
tragt.r Schneider, 
THW·Sund.ssprecher 
Merc:k, Landtaglvlze­
prilldent Dr. Geisel 
und Pollzeiprllld.nt 
Fröhlich. (Foto: Blöd) 

Einer der Höhepunkte 
war das Obersetzen 
von Fahrzeugen. 

THW·Helfer bauten Freileitung um 

Ellwangen. Die Elektro-Gruppe des 
THW-OV Ellwangen und ein Elektro­
Trupp des THW-OV Aalen stellten ihren 
guten Leistungsstand unter Beweis. Ein­
satzort war Hinterbüchelberg. Hier be­
treibt die Überland-Werk-Jagstkreis AG 
(UJAG) eine ca. 400 m lange Nieder­
spannungs-Freileitung , die durch eine 
Waldschneise zum Einödhof Hohen­
hofen führt. An dieser Leitung waren im­
mer wieder Störungen durch umgestürz-

te Bäume aufgetreten . Die UJAG ent­
schloß sich deshalb, vier Leiterseile 
durch eine isolierte Freileitung , ein so­
genanntes Luftkabel, zu ersetzen . Da 
seit längerer Zeit schon Gespräche zwi­
schen dem THW und der UJAG über 
ein mögliches Übungsobjekt gefuhrt 
wurden, erwies sich diese Leitungsän­
derung als günstig für einen Einsatz der 
THW-Helfer. 
Ziel der Ausbildung der E-Gruppen des 

Ein gut •• Obung •• 
objekt für die THW­
Helfer: Umbau einer 
Freileitung. 

(Foto: Kugelart) 



THW ist es, für den Ernstfall gerüstet zu 
sein, um dann die Energieversorgungs­
unternehmen zu unterstützen. Dies 
könnte z. B. bei größeren Sturmschäden 
oder gar Erdbeben der Fall sein. Hier sei 
an den Einsatz der Ellwanger E-Gruppe 
nach der Erdbebenkatastrophe in Süd­
italien erinnert. 

Die Arbeit in Hinterbüchelberg lief inner­
halb einer Stromabschaltung ab Die 
400 m lange Freileitung war, abgehend 
von einem Dachständer, über sieben 
Holzmaste zu einem Endständer auf 
dem Haus" Hohenhöfen " gespannt. Zu­
nächst wurden die Holzmaste aus Grün­
den der Sicherheit mit jeweils zwei so­
genannten "Schwalben" abgestützt. 

Dann wurde die Leitung auf dem Ab­
zweigständer abgeklemmt und die Lei­
terseile von den Isolatoren auf den 
Holzmasten losgebunden. Jetzt konnten 
zwei der Leiterseile zu Boden gelassen 
und aufgehaspelt werden. 

Zwischenzeitlich wurden je zwei gebo­
gene Stützen auf den Masten ausge­
baut. Mit dem Abbau des dritten Seiles 
wurde gleichzeitig das Luftkabel, über 
eingehängte Seilzugrollen, aufgezogen. 

Nachdem das Lu~kabel auf einer Seite 
befestigt worden war, konnte mit der 
Regulierung der isolierten Freileitung zur 
anderen Seite hin begonnen werden. 

Unter Einsatz von Hubzügen wurde die 
Leitung am letzten Mast gespannt und 
nach Erreichen des vorgeschriebenen 
Durchhanges befestigt. Jetzt konnte das 
letzte Leiterseil ebenfalls zu Boden ge­
lassen und die restlichen Stützen aus­
gebaut werden. Auf dem Mast, auf dem 
abgespannt worden war, wurde noch 
eine Schaltstelle eingebaut. 

Gegen 12.00 Uhr schaltete der zustän­
dige Bezirksmeister der UJAG, der wäh­
rend der Arbeiten mit einem weiteren 
Monteur anwesend war, die "neue" 
Leitung wieder ein. 

Aufmerksamer Beobachter war Gerd 
Krüger vom THW-Landesverband Stutt­
gart. Ebenfalls interessiert an der Arbeit 
des THW und an der Zusammenarbeit 
zwischen UJAG und THW zeigte sich 
Direktor Kesenheimer von der UJAG. Er 
sprach den Helfern Dank und Anerken-
nung aus. W. R. 

Einsatz nach Schneesturm 

Alb-Donau-Kreis. Die Stromversorgung 
im Raum Laichingen (Alb-Donau-Kreis) 
war am 6. und 7. Oktober 1982 emp­
findlich gestört und zeitweilig vollkom­
men ausgefallen. Ursache waren orkan­
artige Stürme, verbunden mit extrem 

starken Naßschneefällen. Die weitver­
zweigten Freileitungen waren gerissen, 
Maste umgeknickt. 

Zur Unterstützung des Elektro-Versor­
gungs-Unternehmens (EVU) kamen 
60 THW-Helfer aus den Ortsverbänden 
Ulm, Blaubeuren, Tübingen, Stuttgart 
und Ludwigsburg zum Einsatz, insbe­
sondere Fachkräfte aus den Elektro­
Gruppen der Instandsetzungszüge bzw. 
Elektriker aus anderen Fachdienst­
einheiten des THW. 

Die Notstromversorgung von EinzeIge­
höften mit umfangreichen Großtierbe­
ständen war vordringlich zu gewährlei­
sten, um Melkmaschinen, Belüftungsan­
lagen und Entmistungseinrichtungen 
wieder in Gang zu setzen. Für die 
Pumpanlage eines kleinen Wasserwer­
kes mußte ebenfalls die Stromversor­
gung sichergestellt werden. Insgesamt 
waren acht tragbare Notstromerzeuger 
5 kVA und ein Notstromerzeuger 
50 kVA eingesetzt. 

Ferner wirkten THW-Krä~e bei der allge­
meinen Erkundung und Lagefeststellung 
mit. Schließlich wurden Sprechfunkver­
bindungen vorgehalten und die Verpfle­
gung, Betriebsstoffzuführung sowie 
Materialerhaltung gewährleistet. 

Bei dem Einsatz wurden wesentliche Er­
kenntnisse für die kün~ige Zusammen­
arbeit zwischen EVU und THW gewon­
nen. Diese müssen langfristig in Ausbil­
dung und Einsatzvorbereitungsmaßnah­
men einfließen, um so die Schadensbe­
seitigung zu optimieren. G. K. 

THW zu Gast bei der 
Deutschen Bundesbahn 

Pforzhelm. Den THW-OV Pforzheim, 
Mühlacker und Niefern-Öschelbronn ob­
liegt im Katastrophenfall oder bei einem 
Großunfall auf Anforderung des Be­
triebsamtes Stuttgart 1 oder der Feuer­
wehr die Hilfeleistung auf dem Gelände 
der Deutschen Bundesbahn im Bereich 
Pforzheim und Enzkreis. Sich auf diese 
Aufgabe sachgerecht vorzubereiten, war 
Ziel einer Ausbildungsveranstaltung der 
Führungskräfte aus diesen Ortsver­
bänden. 

Schwerpunkte waren die Kontaktaufnah­
me mit den Ansprechpartnern der OB, 
die besonderen Gefahren beim Einsatz 
auf Bahngelände und die Unterrichtung 
über die Hilfsmöglichkeiten der Deut­
schen Bundesbahn. 

Weiteren Schaden nach einem Unfall zu 
verhüten, auch für die eingesetzten Hel­
fer, ist neben der Menschenrettung 
oberstes Gebot, erläuterte Bahnober­
amtsrat Böres, Amtsvorstand des Haupt-

bahnhofs Pforzheim. 15000 Volt Span­
nung, die an der Fahrleitung anliegen, 
stellen die größte Gefahr dar. Ein Ein­
satz von Hilfsmannschaften darf nur er­
folgen, wenn die Fahrleitung abgeschal­
tet und vor und hinter der Einsatzstelle 
geerdet ist. Wie dies in der Praxis 
durchgeführt wird, wurde von Betriebs­
inspektor Kettig eindrucksvoll demon­
striert. 

Neben der eigentlichen Schadensbe­
kämpfung ist es Aufgabe der OB, den 
Fahrbetrieb auch bei Unglücksfällen so 
weit wie möglich aufrechtzuerhalten. 
Dies bedeutet eine zusätzliche Gefähr­
dung der eingesetzten Helfer durch vor­
beifahrende Schienenfahrzeuge. Hier 
müssen Sicherheitsposten aufgestellt 
werden, und die Erreichbarkeit aller Hel­
fer muß ständig gewährleistet sein. 

Nach einem Unglücksfall ist die Bundes­
bahn bestrebt, den Schaden zuerst mit 
eigenen Kräften zu beheben. Hierfür 
stehen Hilfszüge in Kornwestheim, 
Karlsruhe und Stuttgart zur Verfügung, 
erläuterte Bahnoberrat Eilers vom 
Betriebsamt Stuttgart 1. Sei Personen­
schäden ist jedoch der Einsatz der Hilfs­
organisationen erforderlich. 

Für die schnelle Information sorgt bei 
der Bahn ein gut ausgebautes Zugbahn­
funknetz. Mit dieser Einrichtung können 
alle Züge sofort entsprechende Anwei­
sungen erhalten. Eine Koordination mit 
dem Funknetz der BOS ist jedoch nicht 
möglich. 

Der erste Schritt, die Kontaktaufnahme 
mit der Deutschen Bundesbahn, war für 
alle Beteiligten sehr informativ. Der 
zweite Schritt, den Vertretern der Bun­
desbahn die Hilfsmöglichkeiten des 
THW aufzuzeigen, ist für Anfang 1983 
geplant. G. R. 

Nachruf 

Im 40. Lebensjahr verstarb nach kurzer, 
schwerer Krankheit 

Werner Bresch 

Er gehörte seit 1971 zu den besonders 
engagierten THW-Helfern. Nach dem 
Absolvieren zahlreicher Lehrgänge war 
Bresch unter anderem Zugführer des 
Instandsetzungszuges, dann des Ber­
gungszuges im Landkreis Wunsiedel 
und zuletzt technischer Einsatzleiter der 
Führungsgruppe TEL sowie Prüfer der 
Grundausbildungsgruppen. 

Der Verstorbene war durch seine Ein­
satzbereitschaft und seine Einstellung 
zum THW-Dienst ein gutes Vorbild und 
bei seinen Kameraden beliebt. 

Der Ortsverband Marktredwitz wird ihm 
ein ehrendes Andenken bewahren. 
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Warndienst 
Warndienstübung 
"NATEX '82" 

An der nationalen Warndienstübung 
NATEX '82" am 6. November 1982 
~ahmen das Warnamt VII mit den WD­
Leitmeßstellen 71, 72, 73, 74 und 75 in 
der Übungszeit von 8.00 bis 20.00 Uhr 
teil. In Rheinland-Pfalz waren Ubungs­
stäbe bei den Bezirksregierungen sowie 
Teil-HVB-Stabe, AMASt und BAMSt der 
Landkreise und kreisfreien Städte in der 
Zeit von 8.00 bis 15.00 Uhr beteiligt. 
Das Warnstellennetz zur Unterrichtung 
von Behorden und Betrieben, die le­
bens- und verteidigungswichtige Aufga­
ben zu erfüllen haben, war in Rheinland­
Pfalz während der Dauer der Übung ge­
schaltet. 

Der Übung war eine Ausgangslage zu­
grunde gelegt, wonach bei vorangegan­
gener Krisenlage und nach Feststellung 
des Verteidigungsfalles die entsprechen­
den zivilen Alarmmaßnahmen ausgelöst 
worden waren und bei angenommenen 
Kampfhandlungen der Einsatz von che­
mischen und atomaren Kampfmitteln 
nicht ausgeschlossen werden konnte. 
Diese Ausgangslage ermöglichte das 
Durchspielen von Aufgaben, die sich 
nach Einsatz von Atomwaffen und che­
mischen Kampfmitteln ergeben können. 
Verbunden damit ist 

• das Uben der Zusammenarbeit der 
Dienststellen des Warndienstes unter­
einander, 
• das Üben der Zusammenarbeit mit 
den Einrichtungen des Katastrophen­
schutzes auf Kreis- und Gemeinde­
ebene 
• das Üben der zentralen und dezentra­
len Auslösung von Warngeräten nach 
den derzeitigen Auslösemöglichkeiten, 
• das Erstellen und Darstellen der zeit­
lich unterschiedlichen Lagen. 

Nach den gesetzlichen Grundlagen ob­
liegt die Warnung der Bevölkerung im 
Spannungs- und Verteidigungsfall dem 
Warndienst des Bundes und dem örtli­
chen Warndienst der Gemeinden. Hier­
bei hat der bundeseigene Warndienst 
die überörtlichen Gefahren zu erfassen, 
die sich aus der Luftlage ergeben sowie 
aus Gefahren, die sich großräumig aus 
dem Einsatz von A- und C-Kampfmittelr 
ergeben konnen, unter Auslösung zen­
traler Warnungen an die Bevölkerung. 
Hierzu bedient er sich der Sirenen und 
des Rundfunks. Behörden und Betriebe 
mit lebens- und verteidigungswichtigen 
Aufgaben, angeschlossen durch Warn­
stellen an das Warn netz, werden geson­
dert über die Warn- und Gefahrenlage 
unterrichtet. 
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Der örtliche Warndienst warnt hingegen 
nach Erkennen örtlicher Gefahr: 

• sofern noch keine Warnung durch den 
Warndienst des Bundes erfolgt ist, bzw. 

• wenn er durch den Warndienst des 
Bundes zur kleinräumigen Warnung auf­
gefordert wird, oder 

• wenn eine zentral ausgelöste War­
nung die Bevölkerung nicht erreicht hat. 

Der Kreis ist fur örtliche Warnungen zu­
ständig, wenn mehr als das Gebiet einer 
Gemeinde gefährdet ist. 

An der Übung waren außer dem haupt­
amtlichen Personal des Warnamtes rund 
200 Helfer im Warnamt und bei den fünf 
WD-Leitmeßstelien im Zwei-Schichten­
Betrieb beteiligt. Im Bereich des Kata­
strophenschutzes waren in den Einrich­
tungen auf der Ebene Kreis/kreisfreie 
Stadt ca. 500 Helfer tatig. Der Ablauf der 
Übung wurde vom Referatsleiter "Ein­
satz" der Abteilung WO des Bundes­
amtes für Zivilschutz an Ort und Stelle 
beobachtet. 
Das Zweite Deutsche Fernsehen (ZDF) 
nutzte die Gelegenheit zu Filmaufnah­
men über die Arbeitsweise eines Warn­
amtes. Im Rahmen einer gesellschafts­
politischen Sendung zum Thema "Zivil­
schutz" sollen diese Aufzeichnungen 
gesendet werden. 
Der Übung "NATEX '82" war im Okto­
ber 1 982 eine Lehrveranstaltung für die 
Leiter der ABC-Melde- und Auswerte­
steIlen (AM ASt) und Bediensteten der 
HVB-Stäbe der Kreisverwaltungen und 
Verwaltungen kreisfreier Städte voraus­
gegangen, in der die Arbeitsverfahren 
auffrischend erläutert wurden und eine 
Übungseinweisung erfolgte. 
Ud. Ministerialrat Dr. Kneis, Abteilungs­
leiter "Katastrophenschutz und zivile 
Verteidigung" im Ministerium des Innern 
und für Sport Rheinland-Pfalz, nutzte 
diese Gelegenheit, die in seinem Be­
reich eingesetzten Mitarbeiter kennen­
zulernen, um gleichzeitig sich auch die 
Probleme aus diesem Bereich vortragen 
zu lassen. 
Obgleich wegen der Kürze der Zeit die 
abschließende Übungsauswertung noch 
nicht vorliegt, läßt sich schon jetzt sa­
gen, daß die Übungsziele 

• Festigung des Ausbildungsstandes. 
• Üben des Meldungs- und Informa­
tionsaustausches, 
• Üben der uberortlichen und ortlichen 
Warnungen und Entwarnungen, 
• Üben der Zusammenarbeit Im HVB­
Stab, zwischen AMAStlHVB-Stab und 
WarnamtlWD-Leltmeßstellen 

voll erreicht wurden. 

Ein sichtbarer Leistungsanstieg als Er­
gebnis einer verbesserten und zielstre­
bigeren Ausbildung konnte festgestellt 
werden, der nicht zuletzt auf der guten 
Motivation der Mitarbeiter beruht. Da die 
Mitarbeit in der zivilen ABC-Melde- und 
Warnorganisation hauptsächlich auf frei­
williger Basis beruht, ist die gezeigte 
Einsatzfreude und Bereitschaft der Hel­
fer besonders anerkennend herauszu-
stellen. K.-E. U. 

Sportlicher Wettkampf im 
Warnamt 111 

Daß sie nicht nur die Aufgaben des 
Warndienstes beherrschen, sondern 
auch sportlich fit sind, bewiesen kürzlich 
die freiwilligen Helfer des Warnamtes 111 
in Rodenberg. Bereitwillig hatten die Mit­
arbeiter dem Vorschlag des Leiters des 
Warnamtes zugestimmt, sich einmalig im 
sportlichen Wettkampf zu messen 

Helfer der Einsatz-, ABC- und FernmeI­
degruppe bildeten le eine Fußballmann­
schaft, um bei einem Turnier die beste 
Elf zu ermitteln. Im ersten Spiel zwi­
schen der ABC- und Fernmeldegruppe 
hieß das Ergebnis 1: 1 nach ausgegli­
chenem Spielverlauf. Bei den folgenden 
Begegnungen zeigte sich dann die spie­
lerische Überlegenheit der Helfer der 
Einsatzgruppe, die verdient als Sieger 
aus dem Wettkampf hervorgingen. Auf­
merksame Beobachter des Spielgesche­
hens waren die Mitarbeiter des Warn­
amtes und viele Eltern. 

SpleHUhrer Busch nimmt den Wanderpokal 
entgegen. (Fotos: Hardekopf) 

Dem Spielführer der erfolgreichen 
Mannschaft, Ulrich Busch, überreichte 
Einsatzleiter Holz einen Wanderpokal. 

H. W. H. 



Deutsches Rotes Kreuz 
Peter Heimer 
Bundeswettbewerb "Erste Hilfe/ Sanitätsdienst " des DRK 

Rheinlar.cl Pfälzer wurden Bundessieger 
Baden-Württemberg und Hessen kamen auf Platz 2 und 3 - Theorie 
und Praxis bei Einzel- und Gruppenaufgaben 

Am 20. November 1982 trafen sich die 
Landessieger aus elf DRK-Landesver­
bänden, um den Bundessieger und da­
mit den Gewinner des Solferino-Wan­
derpreises zu ermitteln. Gastgebender 
Landesverband war Nordrhein, aus des­
sen Kreisverband Moers der Sieger des 
letzten Bundeswettbewerbes kam : die 
Gruppe aus Alpen . 

Alpen hatte es sich nicht nehmen las­
sen, in diesem Jahr elf Gruppen aus 
dem Bundesgebiet, zwei ausländische 
Gastgruppen vom Niederländischen 
Roten Kreuz, Österreichischen Roten 
Kreuz und eine vom Schweizerischen 
Samariter-Bund sowie Schiedsrichter 
und Schlachtenbummler aufzunehmen 
und zu betreuen . 

Zu den genannten 14 Gruppen stel lte 
Alpen als Titelverteidiger eine weitere, 
so daß insgesamt 15 Gruppen am Wett­
bewerb tei lnahmen. Eine Gruppe be­
steht aus einem Gruppenführer, vier 
Helfern sowie einem Ersatzmann. 

Der Bundeswettbewerb ist in drei 
Diszipl inen unterteilt : 

1. Theorie 
2. Einzelpraxis 
3. Gruppenpraxis 

Die Aufgaben entstammen den 
Leitfäden für die 

- Erste-Hilfe-Ausbildung 

- Sanitätsdienst-Ausbildung 

- sowie einem Thema der Schrrrtenreihe 
des DRK (in diesem Jahr lautete das 
Thema: "Ablauf eines Sanitatseinsatzes 
Im Katastrophenfall" ). 

Theorie 

Zur Lösung dieser Disziplin hatte jeder 
Teilnehmer einen Testbogen mit insge­
samt zehn Fragen schriftl ich zu beant­
worten . So waren z. B. 

- die Faktoren anzugeben, von denen 
der Blutdruck abhängig ist 
- die " Fritsch 'sche Lagerung " zu be­
schreiben 
- Ursachen, Erkennungsmerkmale und 
Maßnahme nach Hitzeerschöpfung, 
Hitzschlag und Sonnenstich zu unter­
scheiden 

- Erkennungsmerkmale für akuten 
Arterienverschluß und akuten Venen­
verschluß entsprechend zuzuordnen 
- Maßnahmen bei Fremdkorper im 
Augapfel zu beschreiben 
- der Ablauf eines Sanitatselnsatzes im 
Katastrophenfal l darzustellen. 

Einen Schwerpunkt stellten auch die 
Fragen zur Durchführung der Herz­
Lungen-Wiederbelebung dar. 

Die Lösung der theoretischen Aufgaben 
erfolgte am frühen Morgen gleich nach 
der Begrüßung und Auslosung der Rei­
henfolge der Gruppen. Anschließend ka­
men alle Gruppen in den sogenannten 
"Quarantäne-Bereich ", wo man bis zum 
Abruf zur nächsten Wettbewerbs-Diszi­
plin warten mußte. 

Für diese Zeit hatten sich die Organisa­
toren viel Mühe gemacht und ein umfas­
sendes Unterhaltungsangebot bereitge­
halten . Da konnte man Unterhaltungs­
spiele spielen , flippern , Filme sehen und 
auch ... ausruhen . 

EInzeipraxis 

In der ausgelosten Reihenfolge wurden 
die Gruppen dann zur Einzelpraxis ab­
gerufen. Jedes Gruppenmitglied hatte 

nacheinander fünf Maßnahmen durchzu­
führen. So z. B. mußte jeder Teilnehmer 
- einen Verletzten mit Hilfe eines Drei­
ecktuchs aus einem gefährdeten Be­
re ich retten 
- die Seitenlage herstellen 
- einen Verletzten auf ein Rettungstuch 
bringen 
- die Beatmung mit einem Beat­
mungsbeutel durchführen 
- den Arm eines Verletzten mit einer 
pneumatischen Kammernschiene ruhig­
stellen . 

Gruppenaufgabe 

Von der Einzelpraxis ging es dann wei­
ter zur praktischen Gruppenaufgabe, wo 
es galt, drei Verletzten sachgerecht Hilfe 
zu leisten . Nach einer vorher festgeleg­
ten Zeit kam ein "Notarzt · zu der Grup­
pe, der dann weitere Maßnahmen an­
ordnete. 

Insgesamt war bei dieser Gruppenaufga­
be eine Reihe von Einzeimaßnahmen 
durchzuführen, wie z. B. 

- Feststellen des Zustandes der 
Verletzten 
- keimfreies Bedecken von Wunden 
- Maßnahmen zur Schockbekampfung 
- Vorbereiten einer Infusion 
- Vorbereiten einer Injektion 
- Vorbereiten einer O, -Inhalatlon 
- Vorbereiten einer Intubation 
- Überheben auf eine Vakuum matratze 
- Einladen in den KTW 

Dabei kam es darauf an, daß Verletzun­
gen und Zustände richtig erkannt wur­
den, die Gruppe sinnvoll zusammen-

- Inhalte eines zusätzlichen Notrufs bei 
Vergiftungsnotfällen anzugeben Die SIegergruppe aus Rh.lnland-Pfalz präsentiert stolz den .. SOlferino-Wanderprel. ... (Foto: Matull) 
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arbeitete und dabei die Maßnahmen, 
insbesondere auch die assistierenden, 
beherrschte. 

Am Abend fand in der Stadthalle in 
Rheinberg als HÖhepunkt des Wettbe­
werbs die Siegerehrung statt, bei der 
nach einer kurzen Besprechung der 
Aufgaben die Reihenfolge der Gruppen 
bekanntgegeben wurde. 

So war es die Gruppe aus Hessen, die 
den 3. Platz belegte, die Gruppe aus 
Baden-Württemberg, die den 2. Platz er­
rang, und schließlich die Gruppe aus 
Rheinland-Pfalz, die Bundessieger wur­
de und aus den Händen des DRK­
Bundesarztes Dr. med. E. Daerr den 
Solferino-Wanderpreis entgegennehmeri 
konnte. 

"Warum warst Du so grau­
sam, Galunggung?" 

Fünf Kilometer vom Krater des indonesi­
schen Vulkans Galunggung entfernt ste­
hen diese anklagenden Worte an einer 
stehengebliebenen Hauswand in einem 
Dorf, das durch Aschenregen und Fels­
brocken fast völlig zerstört und zuge­
deckt wurde. Sie drücken die Verzweif­
lung jener Menschen aus, die Angehöri­
ge, ihr Land und Hab und Gut nach 
Ausbruch des Vulkans verloren. Er 
brach zuletzt vor 160 Jahren aus (siehe 
Zivilschutz-Magazin 10/82, Umschlag­
seite 2). Selbst Experten nahmen an, 
daß der Vulkan endgültig zur Ruhe ge­
kommen sei . 

Von Anfang April bis Mitte September 
produZierte der Galunggung, ca. 300 km 
südöstlich von Djakarta gelegen, jedoch 
mehr als 300 Eruptionen, von denen zu­
mindest 28 verheerende Folgen hatten. 
Dreißig Millionen Kubikmeter vulkani­
scher Asche und Felsbrocken gingen im 
betroffenen Gebiet Tasikmalaya nieder. 

In der jetzt einsetzenden Regenzeit wird 
diese Asche langsam, aber unaufhörlich 
in Schlamm verwandelt, der sich über 
Reisfelder, Dörfer, Straßen und Wege 
ergießen wird. 200000 Menschen sind 
schon jetzt betroffen. Das Indonesische 
Rote Kreuz unterhält zur Zeit sieben­
unddreißig Flüchtlingslager, die außer­
halb der Reichweite der Lava- und 
Schlammflüsse eingerichtet wurden, und 
betreut mehr als 26000 Menschen für 
eine ungewisse Zeit mit Unterkuntt, Ver­
pflegung und medizinischer Versorgung . 

Mit 225 ehrenamtlichen Helfern, die sich 
im 15-Tage-Turnus ablösen, stellt sich 
das IRK dieser Aufgabe, auf die es gut 
vorbereitet war. Das Indonesische Rote 
Kreuz hält seit einigen Jahren Lager mit 
Hilfsgütern vor, um im Katastrophenfall 
unverzüglich Hilfe leisten zu können . 

Horst F. Hamborg 
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Kreuz rund 
mit zwei Mahlzeiten versorgen. 

(Fotos: Goudstlkker) 



Arbeiter-Samariter-Bund 
11. ASB-Bundeskonferenz in Stuttgart 

,,5oziaIe Velantworlw1g -
tnehr ehrenamtliches Engagel1lent" 
Sparbeschlüsse gefährden Arbeit der Hilfsorganisationen -
Gäste aus dem Ir- und Ausland 

Unter dem Motto "Soziale Verantwor­
tung - mehr ehrenamtliches Engage­
ment" stand die 11. Bundeskonferenz 
des ASB, die vom 19. bis 21. November 
1982 im Kursaal von Stuttgart-Bad 
Cannstatt und in Sindelfingen tagte. 
Schwerpunkte dieser Konferenz waren 
zum einen, die Öffentlichkeit auf die Ge­
fährdung der Arbeit der Hilfsorganisatio­
nen durch staatliche Regelungen hinzu­
weisen, und zum anderen die Wahl des 
Vorstandes mit Beschlußfassung über 
notwendige Änderungen in der Satzung 
und den Richtlinien des ASB sowie die 
Vorstellung der Leistungen des ASB. 

"Unsinnige Sparbeschlüsse 
erschweren die Arbeit" 

Bei der Pressekonferenz, die den Ver­
anstaltungen der Bundeskonferenz vor­
ausging, kritisierte ASB-Bundesvorsit­
zender Martin Ehmer die "unsinnigen 
Sparbeschlüsse" des Gesetzgebers, der 
die Arbeit der Hilfsorganisationen ge­
fährde. 

Anlaß zu dieser Kritik gab die seit 1. Ja­
nuar 1982 geltende Änderung des § 194 
der Reichsversicherungsordnung, wo­
nach sich der Patient am Krankentrans­
port mit DM 5,- zu beteiligen hat. Hier­
durch wird ein Verwaltungsaufwand bis 
zu DM 15,- notwendig, den die Hilfsor­
ganisationen einseitig zu tragen haben. 
Hinzu kommt, daß in den 1 300 regional 
selbständigen Krankenkassen die unter­
schiedlichsten Regelungen gelten. So 
kann es zum Beispiel sein, daß in der 
einen Stadt auf eine Patientenbeteili­
gung verzichtet wird, während im Nach­
barort das Geld eingezogen werden 
muß, oder eine andere Krankenkasse 
die Bezahlung von DM 5,- von einer 
Bezugsgröße des entsprechenden Fami­
lieneinkommens abhängig macht. Hier­
durch sind viele Rettungssanitäter und 
auch viele Krankenkassen überfordert. 
Solche Regelungen sind eine Zumutung 
für den Versicherten und für die Fahrer 
und Rettungssanitäter. Sie können sich 
nun nicht mehr auf ihre eigentliche Auf­
gabe beschränken, nämlich den Patien-

ten schnell und sicher Hilfe zu leisten, 
sondern müssen jetzt zusätzlich in die 
Rolle des Kassierers schlüpfen, Wech­
selgeld muß bereit gehalten werden, 
zahlungsunfähige oder unwillige Patien­
ten müssen Rechnungen, Mahnungen 
geschickt werden; der Verwaltungsauf­
wand wird unweigerlich erhöht. Statt Ko­
stendämpfung tritt nun Kostenerhöhung 
ein. 

Soziale Verantwortung -
mehr ehrenamtliches 
Engagement 

Zum Konferenzmotto wurde auf der 
Pressekonferenz festgestellt , daß der 
ASB jährlich rund sechs Millionen Hel­
ferstunden ehrenamtlich leistet. Das sind 
rund 90 Millionen Mark im Jahr, die dem 
Staat erspart werden. Insgesamt senkt 
die ehrenamtliche Tätigkeit im Rettungs­
wesen die Kosten um 55 Millionen 
Mark. In diesem Zusammenhang ist es 
unverständlich, wenn von Hilfsorganisa­
tionen, die diese Tätigkeit gerne und 
freiwillig erbringen, nun auf einmal ver­
langt werden soll, daß sie 30 % ihrer 
Leistungen im Krankentransport ehren­
amtlich erbringen sollen bzw. müssen. 
Diese Überlegungen sind im Gange, 
und daß dies Ärger hervorrutt, ist nur zu 
gut verständlich. 

Der ASB ist immer dafür eingetreten 
und tritt auch jetzt dafür ein, daß eine 
gemeinsame Verantwortung für die so­
zialen Belange, die Eigenständigkeit und 
Unabhängigkeit der Verbände gewahrt 
und das ehrenamtliche Element der frei-
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willigen Helfer als Grundsatz der Arbeit 
erhalten bleibt. Zumal in der heutigen 
Zeit immer mehr ein Trend zur Zentrali­
sierung und Konzentration - Entschei­
dungen über immer mehr Aufgaben 
werden immer stärker nach oben verla­
gert - deutlich wird. Diese Entscheidung 
bedroht die privaten und freiwilligen 
Initiativen. 

Besonders im Bereich der gesundheitli­
chen und sozialen Vorsorge der Bevöl­
kerung haben die ehrenamtlichen mobi­
len sozialen Dienste eine wichtige und 
bedeutende Stellung erreicht. In der 
Praxis ist es nicht immer einfach, an die 
Verwirklichung solcher sozialen Dienste 
zu gehen, dabei darf der Einsatz ehren­
amtlicher Helfer nicht nur vorrangig un­
ter dem Gesichtspunkt der Kostenein­
sparung gesehen werden. Er muß dazu 
beitragen, Lebensdefizite auszugleichen 
und die Lebensqualität im Versorgungs­
gebiet der mobilen sozialen Dienste zu 
sichern. Gesetze, Verordnungen und 
Richtl inien lassen die sozialen Dienste 
als eine öffentliche Aufgabe nicht immer 
in dem Maße zu, daß eine leistungs­
fähige Versorgung möglich wird. 

Auch im Rettungswesen ist die Mitver­
antwortungsmöglichkeit von ehrenamt­
lichen Helfern zu gewährleisten. Nicht 
immer wird auf das Helferpotential der 
Hilfsorganisationen zurückgegriffen. In 
diesem Sinne appellierten auch die De­
legierten der 11. ASB-Bundeskonferenz 
an die Öffentlichkeit sowie an die Regie­
rungen und Parteien, das ehrenamtliche 
Engagement zu fördern, anderenfalls 
droht ein Betätigungsfeld freier Initiati­
ven, in dem von den Bürgern bisher ein 
erhebliches personelles und finanzielles 
Engagement bewiesen wurde, verloren 
zu gehen. 

Neue Zivildienstregelung ist 
zu bedenken 

Ein weiterer Punkt, den Ehmer auf der 
Pressekonferenz hervorhob, ist die vor­
gesehene, positiv bewertete Abschaf­
fung der Gewissensprüfung für Wehr­
dienstverweigerer. Allerdings plädiert 
der ASB hier für eine generelle, unein­
geschränkte Abschaffung. Für die Hilfs­
organisationen sind die Zivildienstlei­
stenden unentbehrlich. Ohne ihren Ein­
satz können viele mobile soziale Dienste 
gar nicht aufrecht erhalten werden. 
Schon jetzt sind von 1 767 Plätzen beim 
ASB nur 57 % besetzt, was die Arbeit 
sehr erschwert. 

Entgegen dem Regierungsentwurf, der 
eine Zivildienstdauer von 20 Monaten 
vorsieht, spricht sich der ASB für einen 
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gleich langen Wehr- und Zivildienst aus. 
Weil in diesem Dienst engagiert und gut 
gearbeitet werde, dürfe es nicht dazu 
kommen, daß eine längere Dauer ab­
schreckend wirke. Damit wird den Hilfs­
organisationen ein schlechter Dienst er­
wiesen . Denn würde sich die Zahl der 
Zivildienstleistenden verringern, so müß­
ten zwangsläufig viele Hilfsmaßnahmen 
gekürzt werden bzw. ganz wegfallen. 

Auch der Krankentransport 
ist gefährdet 

Eine Verringerung der Zahl der Zivi l­
dienstleistenden würde auch bedeuten, 
daß man sich im Krankentransport und 
im Rettungsdienst anders behelfen müß­
te, was aber zwangsläufig zu wesentli­
chen Verteuerungen führen würde. Spe­
ziell eine Gefahr für den Krankentrans­
port sieht der ASB darin, daß die Defizi­
te so groß werden, daß man sie nicht 
mehr finanzieren kann. Es könnte dann 
soweit kommen, daß die Krankentrans­
port-Fahrzeuge eines Tages nur noch 
mit einem Mann statt mit zwei besetzt 
werden könnten, was mit Sicherheit 
nicht im Sinne der Mehrzahl der zu be­
fördernden Patienten wäre. 

Politische Prominenz bei der 
Eröffnungsveranstaltung 

Eröffnet wurde die 11 . ASB-Bundeskon­
ferenz in einem feierlichen Rahmen. 
Nach der Begrüßung der in- und auslän­
dischen Gäste - es waren zu dieser 
Veranstaltung auch Vertreter der Part­
nerschaltsorganisationen des ASB aus 
Norwegen, Belgien, Österreich und Da­
ne mark gekommen - durch den Präsi­
denten des ASB, Kurt Partzsch, und ei­
ner Einführung des Bundesvorsitzenden 
Martin Ehmer, äußerte sich der Erste 
Bürgermeister der Stadt Stuttgart, 
Dr. Thieringer, zur Arbeit des ASB: 

"Im ASB - eine der vier gesetzlich an­
erkannten Rettungsdienstorganisationen 
freier Trager - schätzen wir eine Selbst­
hilfeorganisation, die, wenn Sie das aus 
der Wirtschaft entnommene Bild gestat­
ten - humanitäre Marktlücken zu seinem 
Anliegen gemacht hat. Seine Aktivitäten 
seit nahezu hundert Jahren im Bereich 
des Arbeits- und Betriebsschutzes, ... 
der samaritären Betreuung von Arbeiter­
versammlungen, Sportveranstaltungen 
und Demonstrationen und seine vorbild­
lichen Bemühungen im Ausbau ambu­
lanter Dienste und namentlich der Be­
hindertentransporte waren und sind 
wegweisend. Hier wurde nicht Konkur­
renz und spektakuläres Profil gesucht, 
sondern hier wurden von Anfang an die 
Lücken im humanitär-samaritären Netz 
entdeckt und konsequent gehandelt. 
Die Straße, die seinerzeit der biblische 
Samariter (nach Lukas) von Jerusalem 
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nach Jericho gegangen ist, wurde hier 
von Anfang in den Straßen und Wegen 
industrialisierter Städte und an den Ar­
beitsplätzen in den Industrie- und Ge­
werbebetrieben gesehen ... 

Der ASB macht seit nahezu einem Jahr­
hundert deutlich, daß Ehrenamtlichkeit, 
Fachkompetenz und Motivation identisch 
sein können. Der ASS gibt ein ermuti­
gendes Beispiel in dieser kritischen 
Phase sozial- und gesundheitspolitischer 
Vorsorge. Er hat schon immer von 
Selbsthilfe mehr gehalten als von 
Staatsallzuständigkeit. Selbsthilfe ist ein 
Freiheitsraum zur Selbstverwirklichung 
und zur Eigenständigkeit. Hier wurde 
diese Möglichkeit immer gesehen und 
genutzt, und dafür sind auch die Bürger 
dieser Stadt zu Dank verpflichtet." 
Den Festvortrag zum Motto der 11. Bun­
deskonferenz hielt die Vizepräsidentin 
des Deutschen Bundestages, Anne­
marie Renger. Hier einige Auszüge aus 
ihrem Referat: 

"Gerade der ASB und andere gemein­
nützige Organisationen beweisen denn 
auch, daß es die ehrenamtliche Mitwir­
kung ist, die zum persönlichen Engage­
ment anregt, die Freiwilligkeit, zu der 
einen eben niemand zwingt, sondern 
durch die man über sein eigenes 
egoistisches Dasein hinaus für andere 
etwas tun kann, die diesen Dienst am 
Nächsten anerkennen und auf ihn ange­
wiesen sind, , . 

Viele ehrenamtliche Helfer in sozialen 
Verbänden, Parteien und sonstigen Insti­
tutionen gehen uns verloren, weil die 
Bürokratisierung, der Papierkram ihnen 
das Leben schwer macht ... In den 
Hoch-Zeiten des wirtschaftlichen 
Wachstums wurde der soziale Rechts­
staat optimal ausgebaut. Das soziale 
Netz wurde zur umfassenden Daseins­
vorsorge und Lebenshil fe. An den Lei­
stungen und Einrichtungen z. B. des 
ASB kann man ablesen, wie sehr der 
Mensch, der junge mit seinen Sorgen, 
der alte mit seinen Problemen, im Mittel­
punkt stand - und steht. Es bleibt gut, 
daß wir in dieser Zeit alles das geschaf­
fen haben, was heute in der weltwirt­
schaftlichen Krise gar nicht mehr mög­
lich wäre. 

Aber mehr als jemals kommt es jetzt 
darauf an, wo die Kassen leerer sind 
und wir wieder mehr rechnen müssen, 
daß ehrenamtliche Helfer einspringen 
neben den hauptamtlichen Kräften. Ich 
bin auch der Auffassung, daß die Men­
schen gefordert sein wollen. 

Das gilt auch für die jungen Menschen. 
Man kann feststellen, daß eine gewisse 
Verlagerung ihres Engagements stattfin­
det. Hatte die Studentengeneration von 
1968 ein starkes politisches und theore­
tisches Interesse, so kann man nach 
dem Zwischenbericht der Enquete-Kom-

mission ,Jugendprotest im demokrati­
schen Staat' feststellen, daß Jugend­
liche eine sinnbringende Tätigkeit ,im 
Einsatz für Jugendzentren, für sozial Be­
nachteiligte, für die Völker der Dritten 
Welt , für Abrüstung und Friedenssiche­
rung sehen' . 

In erfreulicher Weise wenden sie sich 
gegen den aufkommenden Fremdenhaß. 
Das zeigt, daß unsere Gesellschaft nicht 
erst humane Züge erhalten muß, son­
dern daß sie sich deutlich dahin entwik­
kelt hat. 

Der Gestrauchelte oder Schwache wird 
nicht zurückgestoßen, man bietet ihm 
seine ,Samariterdienste' an . Und soweit 
ich sehen kann, gibt es in der Gemein­
schaft der Helfenden keinen Klassen­
dünkel, kein Kastendenken und schon 
gar nicht die Attitüde der herablassen­
den Hilfe des wirtschaftlich Starken ge­
genüber dem Hilfsbedurftigen. 

Der ASB Deutschland ist ein gutes Bei­
spiel für Gemeinsinn und freiwillige Mit­
wirkung an öffentlichen Aufgaben aus 
der Solidarität und Menschlichkeit der 
Arbeiterbewegung heraus ... Ich nutze 
die heutige Gelegenheit, ein Wort des 
Dankes an die vielen Menschen zu rich­
ten, die sich im ASB für ihren Nächsten 
engagieren. " 

Der Eröffnung der Bundeskonferenz 
vorausgegangen war am Donnerstag ein 
Empfang des Bundesvorstandes und der 
Mitglieder des Bundesausschusses des 
ASB durch den Ersten Bürgermeister 
Dr. Rolf Thieringer im Stuttgarter Rat­
haus. 

Der Bundesvorstand wurde in folgender 
Zusammensetzung gewählt: 

Bundesvorsitzender: 
Martin Ehmer, Fuldabrück 

Stellvertreter: 
Fritz T epperwlen, Bremen 

Schatzmeister: 
Arend Rahner, Elsdorf 

Technischer Leiter' 
Jürgen Mackensen, Barsinghausen 

Bundesarzt: 
Dr. med. Friedhelm Barteis, Schifferstadt 

Beisitzer: 
Dieter Blum, Kassel 
Norbert Burger, Köln 
Manfred Elig, Pirmasens 
Gabriele Klühs, Berlin 
Karl-Jörg Wohlhuter, Munchen 

Bundesjugendleiter: 
Wolf-Rainer Merget, Georgsmarienhütte 

In die BundeskontrollkommissIon wur­
den gewählt: 
Werner Schramm, Schnaittach 
Kurtz Beiz, Karben 
Egon Kühl, PInneberg 
Friedel Nembach, Grub am Forst 
Wulf Rasch, Bremen 



Johanniter-Unfall-Hilfe 

Dje Rettungswache der JUH 

Arbeitsurlaub am Edersee 
... oder: Wie man seinen Urlaub sinnvoll verbringen kann 

"Waldeck/Scheid. Es siehl alles gemüt­
lich aus: Der gedeckte Tisch draußen 
vor dem Haus, frische Obsttorte mit 
Sahne, Kaffeeduft. So ein richtig be­
schaulicher Sonnlag am Edersee. Der 
Schein Irügt. Die kleine Gruppe junger 
Leute, die da ganz in Weiß gekleidet 
rund um den Kaffeelisch in der Nachmit­
tagssonne sitzt, komml gar nicht dazu, 
den verlockenden Kuchen zu probieren . 
Es reicht gerade für einen Schluck hei­
ßen Kaffee hastig hinunlerzuspülen, 
dann reißt ein Signal die Gruppe ausein­
ander. 

Innerhalb weniger Minuten erreichten 
zwei Notrufe die Slation der Johanniter­
Unfall-Hilfe auf der Halbinsel Scheid, 
und wie der Blitz springen sie vom Tisch 
auf, schwingen sich in ihre Rettungs­
fahrzeuge, und los geht's zum oft ge­
wohnten Einsatz. Schließlich sind sie 
hier, um zu helfen. Die Kaffeetafel soll 
den Dienst nur etwas versüßen. Na ja, 
vielleicht klappt es morgen ... " 

Soweit ein Zeitungsartikel der WaIdeck­
sehen Landeszeitung. Aber welcher Hel­
fer kennt diese Situation nicht? 

Edertal, ein kleiner Ort mit großem See 
zwischen Korbach und Waldeck in Hes­
sen. Seit nunmehr zwölf Jahren besteht 
dort die Rettungswache der JUH. In die­
sem Jahr erhielt sie vom Hessischen 
Sozialministerium ihre Anerkennung als 
Lehrrettungswache. Jahr für Jahr kom­
men viele Helferinnen und Helfer der 
JUH aus dem gesamten Bundesgebiet 
zum Edersee, um während der Hauptfe­
rienzeit die Rettungswache zu besetzen. 
Die in dieser Zeit erworbenen Fähigkei­
ten, besondere Hilfeleistungen zu er­
bringen, das tägliche Zusammenwirken 
vieler Faktoren bei Badeunfällen, werden 
bei späteren Einsätzen mit ähnlichen 
Gegebenheiten am eigenen Standort 
verwandt. Die Hauptaufgabe der JUH 
auf der Halbinsel Scheid besteht in der 
Betreuung von ca. 10000 Campern und 
Feriengästen, sowie im Krankentransport 
und Rettungsdienst. Immer wieder ist 
der fachgerechte Einsatz notwendig . Oft 
ist die JUH-Rettungswache auch Anlauf-
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station für die Lösung vieler kleiner, all­
täglicher . Verletzungsproblemehen " ge­
worden . 

Ein umgebauter Caravan steht als Ret­
tungsstation zur Verfügung . Hier laufen 
die Meldungen auf, von hier werden die 
Einsätze gesteuert. Zur Versorgung der 
Patienten stehen ein Rettungswagen 
und ein Krankentransportwagen bereit. 
Schwerpunktmäßig müssen sich die 
Helfer mit den Kleinverletzungen, wie 
Schnittverletzungen, Insektenstichen 
(mit Auswirkungen bis zum anaphylakti­
schen Schock) , Sonnenbränden (bis 
Verbrennungen 2. Grades), beschäfti­
gen. Oft aber auch mit internen Notfäl­
len, so zum Beispiel: Herzinfarkte, Apo­
plexien usw. Im Bereich Rettungsdienst 
überwiegen die Verkehrsunfälle. Hier 
besonders die Motorradunfälle. 

Gerade bei den Notlällen müssen die 
Rettungssanitäter alles zeigen was sie 
können, denn der Rettungshubschrau­
ber . Christoph Kassel " benötigt zwölf 
Minuten bis zum Edersee. So muß der 
Rettungssanitäter schnell die richtige 
Entscheidung treffen . Seine Kenntnisse 
und deren Anwendung sind oft Voraus­
setzung für die Rettung von Menschen­
leben. Bei Nacht sieht die medizinische 
Versorgung schlecht aus, da ja bekannt­
lich der Rettungshubschrauber nachts 
nicht eingesetzt wird. Dann ist man auf 
den in Bad Wildungen stationierten Not­
arztwagen angewiesen, der allerdings 
bis zur Halbinsel Scheid eine Anfahrts­
zeit von ca. 30 Minuten hat. Das näch­
ste Krankenhaus befindet sich in Kor­
bach, bis dorthin beträgt die Fahrzeit ca. 
20 Minuten. In solchen Situationen sind 
die Rettungssanitäter auf sich selbst an­
gewiesen . Immer öfter wird der Ret­
tungswagen mit Ärzten aus Sachsen­
hausen oder Waldeck besetzt. Dieses 
geschieht, wenn möglich, im Rendez­
vous-Verfahren. Oft müssen die Ärzte 
mit einem KTW zur UnfallsteIle auf der 
Uferrandstraße gefahren werden, da an 
Wochenenden und Feiertagen die enge 
Uferrandstraße restlos überfüllt ist und 
für die Ärzte sonst kein Durchkommen 
mehr ist. 

Aber nicht nur mit den ansässigen Ärz­
ten besteht eine gute Zusammenarbeit, 
sondern auch mit dem Roten Kreuz in 
Korbach und Bad Wildungen , den 
DLRG-Stationen Waldeck, Fürstental 
und Rehbach, der Wasserschutz-Polizei 
und der Polizei station Korbach. 

Die Unterbringung der Helfer erfolgt in 
einem Blockhaus. Neben dem Wach­
dienstraum, eingerichtet mit Telefon und 
Funkanlage, sind ein Aufenthaltsraum, 
Schlafräume, eine Küche, Dusche und 
WC vorhanden . 

Den Hellerinnen und Helfern, die hier 
ihren Urlaub verbringen, entstehen kei­
ne Kosten; Unterbringung und Verpfle-
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fit für den rag: Oie 
Helt.r der JUH-Aet­
tunglltatlon betreiben 
vor Ihrem Blockhaus 
ausgiebig FrOhlport. 

gung sind frei. Ebenfalls werden für 
Schüler, Studenten usw. die Kosten für 
die Anreise übernommen. 

Am Edersee wird aber nicht nur " Dienst 
geschoben" . Das Freizeitangebot ist 
enorm groß und re icht vom Wandern 
zum Schwimmen und Surfen bis zum 
Segeln, es besteht auch die Möglichkeit, 
einen Segel kurs oder Surfkurs mitzuma­
chen . An jedem Abend finden Veranstal-

tungen des evangelischen und kathol i­
schen Campingteams statt, so zum Bei­
spiel Teeabende, Filme, Nachtwande­
rungen, Liederabende, Night-Time für 
Nachteulen und vieles mehr. 

Auch im kommenden Sommer sind die 
Johanniter wieder am Edersee vertreten, 
und zwar in der Zeit vom 25. Juni bis 
21 . August 1983. 

Hartmut Rundschke 



Malteser-Hilfsdienst 
Abenteuerlicher Rettungsflug nach Afrika 

MHD-RückhoIdienst hoHe 
Missionar aus Ghana zurück 
Funkamateure schlugen Brücke von Afrika nach Europa -
Fieberhafte Bemühungen um Kontakte, Überflug- und Landegenehmigungen 

Unter ungewöh'1iichsten Bedingungen 
ist ein schwer erkrankter deutscher Mis­
sionar vom Malteser-Hilfsdienst aus 
Ghana nach Deutschland ausgeflogen 
worden. Die Rückholung verlief aben­
teuerlich, weil sich das westafrikanische 
Land in einem politischen Umsturz be­
findet. 

Ein Funkamateuer aus dem Main-Tau­
nus-Gebiet hatte den Hilferuf eines gha­
nesischen Funkamateurs aufgefangen, 
der dringend Hilfe für einen schwer 
erkrankten Missionar anforderte. Der 
Geistliche liege in seiner Missionsstation 
im Norden des Landes, sein Gesund­
heitszustand sei sehr bedenklich 

Der deutsche Funkamateur gab diese 
Mitteilung an das Auswärtige Amt in 
Bonn weiter, das sich mit dem zuständi­
gen Missionshaus in Bonn in Verbin­
dung setzte. Dort wurde entschieden, 
der Missionar soll auf dem schnellsten 
Wege nach Deutschland zurückgeholt 
werden. Diesen Auftrag erhielt der Mal­
teser-Hilfsdienst, der einen weltweiten 
Patienten-Rückholdienst unterhält. 

Warum die Nachricht aus Ghana auf so 
ungewöhnliche Weise übermittelt wurde, 
stellte sich sehr bald heraus: Aufgrund 
eines politischen Umsturzes in Ghana 
waren sämtliche T elefon- und Fern­
schreibverbindungen zur dortigen Bot­
schalt unterbrochen. Die Grenzen des 
Landes waren geschlossen, eine nächtli­
che Ausgangssperre erlassen und der 
internationale Flughafen Accra gesperrt. 

In Zusammenarbeit mit dem Auswärti­
gen Amt leitete die MHD-Einsatzzentrale 
sofort alle Maßnahmen für die Ruckho­
lung ein. Ein Notarzt-Flugzeug wurde 
startklar gemacht. Währenddessen steil­
te sich heraus, daß eine ausdrückliche 
Landegenehmigung für Ghana im voraus 
nicht zu erreichen war. Daneben zog 
sich die Erteilung einer Übertluggeneh­
migung für Algerien lange hin. Als diese 
Genehmigung erteilt war, bestanden je­
doch immer noch keine Kontakte zu 
Ghana selbst, über die die Ankunft des 

Ambulanzflugzeuges avisiert und der 
Transport des erkrankten Missionars 
zum Flughafen hätte veranlaßt werden 
können . 

Die fieberhaften Bemühungen der 
diensttuenden Beamten im Auswärtigen 
Amt, Kontakte mit der deutschen Bot­
schaft in Accra oder mit dem Botschafter 
selbst herzustellen, blieben ebenso er­
folglos wie der Versuch der MHD-Ein­
satzzentrale, unmittelbar Fernschreibver­
bindung über den internationalen T elex­
platz der Bundespost in Frankfurt herzu­
stellen. Schließlich gelang der Versuch, 
über die Telexvermittlungsstelle London 
Kontakt aufzunehmen. Das Fernschrei­
ben konnte auf den Apparat der deut­
schen Botschaft in Accra übermittelt 
werden, eine Bestätigung ertolgte je­
doch nicht. 

Inzwischen befand sich das Flugzeug in 
der Luft. Die Versuche, das Eintreffen 
der Maschine in Ghana anzukündigen , 
wurden fortgesetzt. Auch über den 
Funkamateur war jedoch keine Verbin­
dung herzustellen. Die um t 1 Uhr 
abends gestartete Maschine setzte kurz 
nach 6 Uhr am anderen Morgen zur 
Landung auf einem kleinen Flughafen in 
der Nähe der Missionsstation an , mußte 
jedoch feststellen, daß der Platz ge­
sperrt war. Sie flog daraufhin die Haupt­
stadt Accra an. Inzwischen war es den 
Beamten im Auswärtigen Amt gelungen, 
eine Telefonverbindung in sprichwörtlich 
letzter Minute zur deutschen Botschaft 
in Accra herzustellen, so daß die Nach­
richt über die bevorstehende Abholung 
an die Missionsstation weitergeleitet 
werden konnte. Wenig später war auch 
der Flugplatz im Norden wieder geöff­
net. Die Maschine setzte erneut zum 
Anflug dorthin an. 

Als am Mittag gegen 12 Uhr wieder er­
ste Funkkontakte zum Notarzt-Jet aufge­
nommen werden konnten, befand sich 
dieser bereits im Anflug auf Algerien 
und teilte seine Landung für 6 Uhr 
abends in Stuttgart mit. Das Flugzeug 
landete pünktlich. Notarzt und Rettungs· 
sanitäter des MHD, die mit nach Ghana 
geflogen waren, übergaben den Patien-

ten dem MHD-Rettungsdienst, der den 
Missionar in das Tübinger Tropeninstitut 
brachte. 

Die MHD-Einsatzzentrale in Köln atmete 
auf. Ohne Zweifel, so ihre Erklärung, 
handele es sich bei diesem Fall um den 
außergewöhnlichsten Einsatz, den der 
MHD-Rückholdienst bisher durchgeführt 
habe. MHD-Mitarbeiter Nowak, der die 
Rückholung leitete, fügte erläuternd hin­
zu, der Einsatz von Ambulanz-Flugzeu­
gen komme in nur etwa zehn Prozent 
aller Rückholfälle vor. Nach Klärung der 
medizinischen Notwendigkeit eines sol­
chen Transportes aus dem Ausland stei­
le sich nach der Ertahrung der Leitstelle 
immer wieder heraus, daß Transporte 
aus benachbarten Urlaubsländern sehr 
häufig auch auf dem Landwege durch­
geführt werden könnten . Bei unge­
schmälert sorgfältiger Beförderung wür­
den so enorme Kosten gespart. 

Auch der Transport mit Linien- oder 
Chartertlugzeugen unter Arztbegleitung 
stelle in vielen Fällen eine kostengünsti­
gere Alternative als der Einsatz eines 
Ambulanz-Jets dar. Erst kürzlich habe 
eine schwerkranke Rumänin für nur et­
wa 2000 DM unter ärztlicher Begleitung 
mit einem Chartertlugzeug in ihr Heimat­
land befördert werden können . Die Ko­
sten für den Einsatz eines Ambulanz­
Flugzeuges hätten in diesem Falle ver­
gleichsweise 15000 DM betragen. 

Eine vor wenigen Wochen veröffentlich­
te Übersicht in der Zeitschrift" Flug­
revue " sowie in der "Süddeutschen 
Zeitung" hätten, so Nowak, bei einem 
Vergleich der in Deutschland tätigen 
Rettungsorganisationen den Maltesern 
dieses KostenbewuBtsein bestätigt. No­
wak erklarte weiter, Gesundheit und 
Wohlbefinden der zurückzuführenden 
Patienten seien in jedem Falle oberste 
Maxime für den Rückholdienst. Daher 
gehe man kurzentschlossen auch finan­
zielle Risiken ein, wie der oben geSChil­
derte Fall der Fluges nach Ghana bestä­
tige. 

Die Einsatzzentrale des MHD-Rückhol­
dienstes ist unter der Telefonnummer 
(0221) 435555 zu erreichen. 
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Neuer Ausbildungsleitfaden 
für den PIlegehilfsdienst 

Gemeinsam haben Johanniter-Unfall-Hil­
fe und Malteser-Hilfsdienst einen neuen 
Leitfaden für die Aus- und Fortbildung 
von Schwesternhelferinnen und Pflege­
diensthelfern herausgegeben. Das um­
fangreiche Werk wurde soeben für den 
Dienstgebrauch durch Ärzte, Lehr­
schwestern und Ausbilder freigegeben . 

Die für die Erstellung des Kompendiums 
verantwortlichen Bundesärzte, Admiral­
arzt Dr. Karl-Wilhelm Wedel (MHD) und 
Dr. Wolfgang Krawietz (JUH), betonen 
im Vorwort, der Leitfaden beweise wie­
derum, daß es möglich sei, für die JUH 
und den MHD auf der Grundlage des 
bestehenden Lernzielkatalogs ein ge­
meinsames didaktisch-methodisches 
Konzept zu entwickeln. Der Inhalt kon­
zentriere sich auf Themen, in denen die 
Schwesternhelferinnen in Theorie und 
Praxis ausgebildet werden müßten, um 
den an sie gestellten Anforderungen ge­
recht werden zu können. Besonderer 
Wert sei auf die Unterrichtung in der 
Krankenhaushygiene und in der psychi­
schen Hygiene gelegt worden. Weil sich 
die Schwesternhelferinnen zugleich als 
Angehörige einer christlichen Organisa­
tion fühlen sollten, seien im Leitfaden 
auch Anregungen für die Seelsorge, das 
heißt für die psychische Betreuung ge­
geben. Jeder Kranke hoffe ja in beson­
derer Welse auf Verständnis und auf 
den Zuspruch durch seine Betreuer. 

Der Aufbau des Leitfadens ist nach neu­
en Gesichtspunkten konzipiert worden. 

Grund- und Behandlungspflege sind 
nicht getrennt dargestellt. Stattdessen 
werden alle Ausbildungsabschnitte eines 
bestimmten Themenbereichs als Block 
vermittelt. So folgen zum Beispiel nach 
Anatomie und Physiologie der Atmungs­
organe die Beobachtung der Atmung, 
Maßnahmen der Pneumonieprophylaxe, 
die Beobachtung des Sputums und die 
Inhalation als physikalische Therapie. 

Pflegethemen, Arztthemen und Sonder­
themen (einschließlich Grundkurs in Er­
ster Hilfe, sanitätsdienstliehe Unterrich­
tung und Lehrgang über Strahlen, Seu­
chen und Gihe) heben sich aufgrund der 
graphischen Gestaltung gut sichtbar 
voneinander ab. Eine Themenübersicht 
vor jedem Kapitel ermöglicht jeweils ei­
ne Einordnung des Themas in den Leit­
faden und gibt den Zeitbedarf für den 
Unterricht an. 

An der Ausarbeitung der Themen waren 
neben den MHD-Referenten Hupperich 
und Burgwinkel in hohem Maße ehren­
amtliche Mitarbeiter und Mitglieder be-
teiligt. ,go-
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Staatsminister Alfted Dick 
im MHD-Diözesanbeirat 

In der Diözesanversammlung Regens­
burg vom 18. April hatte Diözesanleiter 
Valentin Graf Ballestrem bekanntgege­
ben, daß Staatsminister Alfred Dick in 
den Diözesanbeirat berufen worden ist. 
Da der Minister an der Diözesanver­
sammlung nicht hatte teilnehmen kön­
nen, fand die Überreichung der Beru­
fungsurkunde in Straubing am 26. Mai 
statt. 

Staatsminister Dick ist seit vielen Jahren 
Mitglied des MHD und steht seinen Akti­
vitäten fördernd und aufgeschlossen ge­
genüber. Er gilt derzeit als prominente­
ster CSU-Politiker Niederbayerns. Von 
1956 bis 1970 war er stv. CSU-Bezirks­
vorsitzender, seit 1970 steht er an der 
Spitze der niederbayerischen CSU. 

1962 wurde er in den Bayerischen 
Landtag gewählt und war eine Reihe von 
Jahren Mitglied im Ausschuß für Rechts­
und Kommunalfragen sowie im Sicher­
heitsausschuß. Anschließend war er lan­
ge Jahre Mitglied im Ausschuß für den 
Staatshaushalt und für Finanzfragen , zu­
letzt Vorsitzender des Haushaltsaus­
schusses. 

Im Dezember 1970 wurde er Staatsse­
kretär im Staatsministerium für Landes­
entwicklung und Umweltfragen. Als sol­
cher war er wesentlich am Aufbau die­
ses neugegründeten Ministeriums betei­
ligt. 1977 wurde er zum Staatsminister 
für Landesentwicklung und Umweltfra­
gen berufen. 

Neubegim in Erlangen 

Einen neuen Anfang machte der Malte­
ser-Hilfsdienst in Erlangen: Die seit fünf­
zehn Jahren bestehende Ortsgruppe 
wurde vor eineinhalb Jahren wieder ak­
tiv und feierte mit der Einweihung ihrer 
Geschähsstelle in der Mozartstraße und 
der Vorstellung ihres neuen Behinder­
tenfahrzeuges den Wiederanfang. "Mö­
ge der Wiederaufbau in Erlangen so 
temperamentVOll weitergehen, wie er 
begonnen hat", wünschte MHD-Diöze­
sanieiter Ritter von Traitteur den Aktiven 
in Erlangen. 

Begonnen hatte der Wiederaufbau mit 
Kursen in Erster Hilfe und Hauskranken­
pflege. Teilnehmer dieser Lehrgänge 
konnten für die Idee des MHD interes­
siert werden, und so vergrößerte sich, 
nicht zuletzt dank vieler Erlanger Stu­
denten, die Ortsgruppe. Im November 
1980 begann der MHD, einen Behinder­
tenfahrdienst einzurichten, der im letzten 
Jahr mit über 50000 km und 2700 ge­
fahrenen Personen ein recht gutes Er­
gebnis erzielte. Mit Beginn des Jahres 
1981 wurde eine Funkleitstelle einge­
richtet, über die auch der Mobile Hilfs-

dienst und andere Aktivitäten des Malte­
ser-Schiffmann-Werkes in Bayern ge­
steuert werden. Im Juni konnte die erste 
hauptberufliche Mitarbeiterin, sie ist Re­
ferentin für den Behindertentransport, 
eingestellt werden, im Juli und August 
folgten zwei Zivildienstleistende. 

Das jetzt vorgestellte und von Domkapi­
tular Prälat Hans Wunder gesegnete 
Fahrzeug mit Hebebühne und Halterun­
gen für Rollstühle ersetzt das erste 
Fahrzeug. Außerdem wird noch ein wei­
teres Fahrzeug im Liniendienst für gei­
stig Behinderte und für Altenclubs ein­
gesetzt. 

Auf die guten und freundschahlichen 
Beziehungen zu den betreuten Behin­
derten wies der Kreis- und Stadtbeauf­
tragte, Norbert R. SChmid, hin. Der So­
zialreferent der Stadt Erlangen, Dr. Otto 
Schropp, bezog sich auf dieses Verhält­
nis und führte aus: "Wir geben finanziel­
le Mittel, wir geben den Organisationen 
Hilfe. Was wir fast nicht leisten können, 
ist echte menschliche Hilfe, die von Or­
ganisationen wie dem MHD aufgebaut 
werden muß." 



Deutscher Feuerwehrverband 
Zum Jahreswechsel 

Für das Jahr 1983 wünsche ich den 
Feuerwehrmitgliedern, ihren Angehöri­
gen und allen im Brandschutz Tätigen 
Gesundheil, Glück und Erfolg. 

Das Jahr 1982 brachte für den Deut­
schen Feuerwehrverband, nachdem im 
Januar mit großer Beteiligung in Scho­
nach die 2. Deutschen Feuerwehr-Ski­
langlaufmeisterscha~en stattgefunden 
hatten, außer der Delegiertenversamm­
lung in Berlin, keine weiteren großen öf­
fentlichen Veranstaltungen. Um so mehr 
mußte an der Ausfüllung der salzungs­
gemaßen Aufgaben gearbeitet werden. 
In Abstimmung mit dem Präsidium wur­
den die Fachausschüsse gebildet und 
nahmen ihre Arbeit auf. Schon die er­
sten Sitzungen zeigten . daß wir hier in 
den nächsten Jahren noch unendlich 
viel zu tun haben. 

Vom Bundesministerium des Innern 
wurde der Entwurf eines neuen Zivil­
schutzgeselzes vorgelegt. Es zeigt sich, 
daß wir auch in diesem Jahr hier stark 
gefordert werden, um dazu beizutragen, 
daß die Aufgaben auch in Zukunft noch 
von den ehrenamtlichen, freiwilligen Tä­
ligen in der Feuerwehr getragen werden 
können. Der Entwurf der Bundesbehör­
de läßt deutlich erkennen, daß die Län­
der und Kreise in Zukunfl mehr Mittel 
aufzubringen haben, aber gleichzeitig 
die Kompetenzen des Bundes ausge­
weitet werden sollen. Dieses kann nach 
meinem Verständnis nichl der richtige 
Weg sein. 

Bis zum Ende des Jahres müssen Bund 
und Länder sich auf einen Verteiler­
schlüssel für die Feuerschutzsteuer ge­
einigt haben, damit sie weiterfließt. Un­
serer aller Aufgabe ist es, den Verant­
wortlichen hierfür deutlich zu machen, 
daß ohne Feuerschutzsteuermittel die 
Kommunen nicht in der Lage sein wer­
den, die lech nische Ausrüstung auf dem 
Stand des dringend Nötigen aufrechtzu­
erhalten. 
Vom 17. bis 25. September 1983 wird 
die bundeseinheitliche Brandschutzwo­
che unter dem Motto 

. sicherheitshalber -
Deine Feuerwehr! 

durchgeführt. 

Sie wird auf Bundesebene eröffnet mit 
den 4. Bundeswertungsspielen der mu­
siktreibenden Züge in Grünberg/Hes-

Wohin gehört df!r Brandschutz? 

sen. Der 10. Deutsche Jugendfeuer­
wehrtag unter dem Motto 

"Jugendfeuerwehrwart - Anspruch 
und Wirklichkeit" 

sowie die Bundeswettkampfe der Ju­
gendfeuerwehr finden als Abschluß der 
Brandschutzwoche in Kiel/Schleswig­
Holstein statt. 
Ich hoffe, daß das Jahr 1983 eine Lö­
sung für das Deutsche Feuerwehrmu­
seum in Fulda bringt. Hierzu brauchen 
wir die Bereitschafl jedes einzelnen. 
Es ist eine Verpflichtung der jetzigen 
Generation, das Erbe unserer Väter und 
Großväter zu erhalten, um den zukün~i­
gen Generationen die Entwicklung des 
gesamten Brandschutzwesens aufzeigen 
zu können. 
Zum Schluß gilt mein Dank allen Feuer­
wehrkameradinnen und -kameraden in 
der aktiven und Jugendfeuerwehr für 
den selbstlosen Einsatz und für das mir 
enlgegengebrachte Vertrauen. Bei den 
Politikern im Bund und in den Ländern, 
sowie bei den Veranlwortlichen in den 
kommunalen und staatlichen Verwaltun­
gen, die uns bei der Bewältigung der 
Aufgaben behilflich waren, bedanke ich 
mich ebenfalls. 
Tatkra~, Verantwortungsfreude und Ein­
satzbereitschafl, DurchsIehvermögen 
und Eintreten für eine gute Sache sind 
Leitmotive der Feuerwehren. Darum las­
sen Sie uns auch t 983 in ehrlicher Ge­
meinsamkeit die vor uns liegenden Aul­
gaben miteinander lösen! 

Hinrlch Struve 
Präsident des DFV 

Der Brandschutz ist laut Grundgesetz eine Angelegenheit der Länder und ist in ihnen dem Innenministerium zugeordnet. Nach zahlreichen 
Umorganisationen ergibt sich folgende Zuordnung des Brandschutzes und des Zivilschutzes in den einzelnen Bundesländern (nach Feuerwehr­
Jahrbuch 1982183): 

Bundesland Brandschutz I T echo. Hilfe I Renungswesen KatS I ZJvilschutt I Z.v1lverteidtgung 

Boden-Wurttomt>eru Abt. VI- Katastrophenschutz und Feuerwehrwesen, zivile Verteidigung 
Abt.-Leiter: MinR Dr. Frömel 

Bay.rn 

Ref.rat 2 - Feuerwenrw •• en Referat' - Katastrophenschutz 
Referats/efrer: LBndesbrandd"ektor MmR Schäfer Re/ststs/ener: LldMmR Dr. Heer 

Referat 4 - Pfanung der zivilen Verteidigung, Zivilschutz. 
Fernmeldewesen 

ReferBts/eifer: MmR Dr. Muljer 

Abt. I 0 - Zivile Verteidigung , Brand- und Katastrophenschutz • 
~!;.:,:!~:~inDi..ri[P!:.~~!... ___ _ ____ _ ____________________ _ 
Sachgeb. I 0 1 - Brand- und Kataltrophenschutz: 
Referent: MinR Schutz 
Sachgeb. 1 03- Rettungsdienst, Wehrrecht, Unterhaltssicherung' 
Referent: MinR 0,. Klingshim 
Sachgeb. 1 04- Zivilschutz. vorbeugender Brandschutz . Kaminkehrerwesen ' 

Referent: MinR Dr. Motter I Sachgeb. I 02- ZIvile Vene1dlgung. Manöver' 
Referent: LtdMmR Düll 

Bayer. undesamt für Brand- und Kata.trophenlchutz: 
(7 AußensteIlen; Prüf- und Versuchsstelle Regensburg) 
Leiter: Oberbaudirektor Dipl .• Ing M. yon Hagen 
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Bertln AbI. 111 - Offentllche Sicherheit und Ordnung 
Abt -Leiter UdSenRat Grunst 
Unt ... bt.-LeIt.r 111 b: S.nR., Annu8ek ------------------------------------------Reteret 111 H _ Feuerwehrte>Cht, eUg. Feuerwehr- Referat 111 0 - KOOI'dlnlerung des KatS. des Z,W-
angelegenheiten, F.cheuf.lcht über Feuerwehr, schutzes und der NOlslandsvorsorge 
Kata.trophen-Hltf.cflenat, Renungswe .. n Re/eT.'s/e/ter: SenR,t Kametz/u 
Re/eratsleirer. Sen Rat Puschnus 

Bremen AbI. 4 - Ziviler Bevölkerung.schutz, Feuerschutz, Rettungswesen 
~~L..!.tt!!:~8!!R.t Dr-E~!!..m..!n.!!.. ___ _____ ---------------------Ae,.,..'.1 - F.u.r.chutz.. Rettung.we .. n Relerat 40 - Rechts - und Grundsatzangelegenhetten. 
Referent · ORR Ottmg F emmeldewesen der Ztvtlver1eK:Jtgung und 

des Feuerschutzes 
Referat 42 - ZIvilschutz 
Referat 43 - Katastrophenschutz. Zivilv8rteidtgung 

Hamburg Amt A -Innere Verwaltung und Planung 
Abt A 5 - Grundsatzangelegenheften 'ur Feuerwehr. Katastrophenschutz und ZIVi!verteidtgung 
Abt.·Le;'er: LtdPDfr Brever ------------------------------------------
Referat A 5' - Rechts- und Gesellesangelegenheilen 

Ref.,..t A52 -
Releretsle;,er: Rego-r Bonow 
Grund .. tza~nh"ten der F.uerwehr und M. Rettungadi.n.tH, Schutz \fon Personen 
und Objekten 
Reler.ts#effer: BO Brümmel 

Referat A 53 - Grundsatz· und Pianungsangefegenhelten auf technischem Gebiet; zentrale Femmeldeangeiegen-
heilen, Wam- und Alarmchensl 
Relslersleher: PoIDiI Neuwelk 

He •• en Abt. VI- Zivilschutz 
~!..:.~"!!:~~~i..K~!!'-__________ _____________________ 
Referat VI-. - Rechl des Brandschutzes Referat VI·' - Grundsfitzangelegenneilen der 2M*, 
Referent: DRR Dfegmann Veneidtgung 
Ret.r •• VI·5 - Br.nd.ChuU Referent: IAmR Schreiber 
Referent. BD Weck Reforat VI-2 - AI.tmplanung, mater. Bedatfsded<ung, 

SelMtschull 
Rete/ent: RD Hlndwerle 
Referat VI·3 - Katastrophenschutz 
Relerent: MmR KIppei 
Retera! VI-6 - Femmeldewesen 
Re/erent · DBR Rose 

Htedet'uchMn Abt 3 - K'ommunalabteilung Abt 5 - Verwahungsabteilung 
Abt. -Leiter: MinDfnp Or. Heidemann Abt.·Letter: MinDirig Anlonlschki 
Ret ... t 35 - Brandachutz Referat 53 - Z'Mlvenetdtgung Katastrophenschutz 
Referatsleiter MmR DIp' .1"9 H -J TOOmBS Releratsleffer: MmR J. Thomas 

Nordmeln·We.tt • .." Abt. V - Feuerachutz, Katastrophenschutz, Zivilschutz, Zivile V"rteldlgung 
~~Le"er.J:.tdMl!!R ~i,!!.:~e _ ________ ---------------------Gruppe 8 - Feuerlchutz, K.tIi.trophenlchutz Gruppe A - ZJvilschutz, ZIVile Verteidigung 
Leiter: LId. MmR Fuchs Leiter: Ud. MinR MiJllering 
Reterat VB' - ~nisation, Etnuu u. Verwendung 
des KJlIS, Feuer utzrecht 

Referat VAl - AI~emeine Planung 
Rolererrt: Ud. Min MlJllering 

Roferent· MinR Dr. Mlddolho" Referal V A 2 - Selbs1schutz, Schutzbau. Wam- u. 
Roforal V B 2 -IIU5- u. Fortbildung, Aulsdll uber Alarmdtenst 
KaIS- u. Landesfeuerwehlschule Relererrt: MinR Witoschek 
Referent. MInR KlfIinschml(1t Referat V A 3 - Leistungs· u MarlÖVelTecht, 
Referat V B 3 - Rechts· u WII'tSchaf1sangelegenhelten, Wehrpflicht, Kampfmltt.lbese~;gung 
Feuerschutzbeihmen Referent: MinR W/tthaus 
Referent LId. MinR Fuchs Referat V A 4 - übungen u. Planspiele, Verkehrs-
Ref.,at VB" - O'I."I ... lon u. Au.rü.tun~ der angektgenheiten 
Feuerwehren, tc.1 beaonder.r Gefahr.no jekte Referent: MmR Bruse' 
Relerent MinR Schurmenn 

Rhelnlend- Ptalz AbI. 8 - Katastrophenschutz und Zivile Verteidigung 
Abt ·L.If.r LrdMinR Dr Knels ------------------------------------------Ref.r.t 38' - Ab-'>render Brandachutz, Allgemetne 
Hilf. und K.ta.trophenachutz: Referat 38S - KaIS tur Kemtechnik u ehern Anlagen 
L'Jlter. LId MmR Etsinger Leiter: Dt:>er-Chem. Rat Or ·Ing SlfJgmund 
Aetera! 382 - Aenungswesen u Haushalt Referat 386 - Zivde Vertekhgung 
Lefter: MmR Or. Hennes L.,t"r: RD Dr. Dostmann 
Referat 383 - Vorbeugender Gefahrenschutz, Fem- Referat 387 - Angelegenheiten der Stationierungssrretr. 
me4dewesen krähe, Verteldtgungslasten 

• Letter BD W.ber Leiter: MmR Klee 
Releral 38-4 - T echn AngeleJ::mheiten des Brand-
schutzes. der AUgem Hltfe u. sKatS 
Letter Reg.Angest Helker 

Saarlind Abt. C - Landräthche Verwattung, Kommunalaufsich! AbI. E - ZIVile Veneidogung u KaIS 
Abt,-Le;,er: MinDmg Schneider Abt.-Leiter: LId, MtnR Schmitz 
Referat C 7 - F_rachulungelegenhelton 
Leiter: M inDirig Schneider 

Schl.swlll-Holatoin AbI IV 3 - Kommunalabteilung AbI. IV • - Ottentloche SlChemert u Ordnung 
Referat IV 350 - Brondachutz Referat IV .50 - Zivilverteldtgung u Katasrrophenabwehr 
Lo"." MtnR Dlpl. -Ing Mu/ler Leit.r. ORR Boekel 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFr 

1. DLRQ.Lehrgang 
für Lelvscheil1bewetber an der 
l.aridespolizeischule Ham. Minlen 

In der Zeit vom 16. August bis 3. Sep­
tember 1982 wurde an der Landespoli ­
zeischule Hann. Münden (LPSNj der 
1. DLRG-Lehrgang für Lehrscheinbe­
werber durchgeführt. Der Schulleiter 
und Vizepräsident der DLRG, LId. Poli ­
zeidirektor Bartholdt, wies in seiner Re­
de vor Lehrgangsbeginn auf die schwie­
rige Finanzsituation des Landes hin . Er 
dankte allen Stellen des Innenministe­
riums und der Zenlralen Sportausbil­
dung Hannover, die die Durchführung 
dieses Lehrgangs ermöglicht hatten. 

Leiter des Lehrgangs war Polizeioberrat 
Gereke, der gleichzeitig seit Jahren 
1. Vorsitzender der DLRG-Ortsgruppe 
LPSN Hann. Münden ist. Med.-Dir. 
Dr. med. Keyser zeichnete für den me­
dizinischen Bereich und der leitende 
Mitarbeiter der DLRG, Wilke, für Sat­
zungs- und Versicherungswesen verant­
wortlich . Die organisatorischen Belange 
regelte PHK Palubitzky, der seit über 25 
Jahren in der DLRG tätig ist und zur Zeit 
das Amt des Technischen Leiters be­
kle idet. Zu den weiteren Lehrkräften ge­
hörten PHK Winkelmann, PHM Gund­
lach, PHM Mehner und POM Görtler von 
der LPSN sowie Hauptfeldwebel Grömm 
von der Bundeswehr. 

Zu diesem Lehrgang hatten sich 21 Poli­
zeibeamte, die in ihren Heimatdienst­
steIlen in der Ausbildung tätig sind , ge­
meldet. Sie gehören den Dienststellen 
der LPSN, den Außen stellen Bad Iburg 
und Huntlosen, der Fachhochschule Hil­
desheim sowie den Bereitschaftspolizei­
abteilungen Braunschweig, Hannover 
und Oldenburg an. 

Den Lehrgangsteilnehmern wurde in 
120 Stunden ein umfangreiches theore­
tisches und praktisches Wissen vermit­
telt. Die Bereiche Anfänger- und Ret­
tungsschwimmen, Anatomie, Erste Hilfe, 
Wiederbelebung, Gerätekunde, Tau­
chen, Rettungswachdienst, Satzungs­
und Versicherungswesen , um nur die 
wichtigsten Themenkreise zu nennen, 
wurden intensiv behandelt. So blieb es 
den Lehrgangstei lnehmern nicht erspart, 
auch nach Feierabend in die Bücher zu 
sehen, um den umfangreichen Stoff zu 
verarbeiten. 

Den Nachweis seiner physischen Lei­
stungsfähigkeit hatte jeder Teilnehmer 

In Intensiven praktl· 
sehen Obungen wur· 
den Transport- und 
Bergegrtfte geübt; 
auch Trockenübungen 
gehörten zum Pro-. 
gramm. 

Die Umsetzung des 
Erlernten In das "n .... 
.. Element" war Se­
.tandtell der hier ge­
zeigten Lehrproben. 

01. Wiederbelebung .. 
methoden sowie die 
Nachbehandlungen 
mit einer Demonstra­
tlon.gruppe vor ver­
samm.ttem Lehrgang 
wir Bestandteil des 
Lehrscheln-lehrganga 
der lIndespolizeI­
schule NIedersachsen. 

Die .. Selten 
erscheinen tn 
Verantwortung der 
Deutschen 
Leben.Rettungo-Geeetl_ 0 , V, 
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dadurch erbracht, Indem er die Bedin­
gungen des Deutschen Rettungsabzei­
chens der DLRG in Silber erfullte. 

Ein Kegel- und Grillabend brachte Ab­
wechslung und diente einem näheren 
Kennenlernen der Kollegen unterein­
ander. Manche Probleme wurden hier 
zwanglos behandelt, fur die am Tag 
keine Zeit vorhanden war. 

Im letzten Abschnitt folgte unausweich­
lich die Prüfung . In einem Test mußte 
auf hundert Fragen aus allen Teilberei­
chen Antwort gegeben werden. In einer 
Fallbearbeitung wurde die Fähigkeit zu 
selbstandiger Arbeit überprüft. Weiter 
mußte ein Kurzvortrag gehalten und ei­
ne praktische Lehrprobe durchgeführt 
werden, deren Themen erst kurz vorher 
bekanntgegeben wurden. 

Den gestreßten Lehrgangsteilnehmern 
wurden nach bestandener Prüfung die 
LehrscheIne ausgehandigt. In einem 
kurzen Schlußwort dankte der Lehr­
gangssprecher allen Lehrkräften für ihre 
hervorragende Arbeit. Die Absolventen 
sprachen sich dafür aus, in Zukunft wei­
terte Lehrgange dieser Art durchzufüh­
ren, um interessierten Kollegen die 
Möglichkeit zu geben, den Lehrschein 
der DLRG mit Prüfungsberechtigung zu 
erlangen, damit ein noch großeres Netz 
von LehrscheinInhabern in Niedersach­
sen gespannt werden könne. 

Polizeioberrat Gereke verabschiedete 
die Lehrgangsteilnehmer, die zukünftig 
in ihren HeimatdienststeIlen als Multipli­
katoren wirken werden. 

Da kamen die Rettungs­
schwimmer ganz schön ins 
"Schwimmen" 

Fahrschullehrer Walter Sommer, Instruk­
tor der Verkehrswacht und seit über 
40 Jahren Mitglied der DLRG, führte, 
unterstützt von einem Mitarbeiter seiner 
Fahrschule, auf dem Übungsplatz der 
Karlsruher Verkehrs wacht ein kostenlo­
ses SIcherheitstraining fur die Fahrer der 
Einsatzwagen der DLRG-Stadtgruppe 
Karlsruhe durch. 

Als die Teilnehmer nach rund neun 
Stunden Theorie und Praxis die Heim­
fahrt antraten, hatten sie zweierlei mit 
auf den Weg bekommen: Einmal, daß 
dem Menschen im Umgang mit Automo­
bilen durch die Naturgesetze Grenzen 
gesetzt sind - aber auch, daß diese Ge­
setze keine Willkürakte, sondern genau 
zu berechnende Gegebenheiten sind. 

Doch aller Anfang ist schwer. Als die 
Kursteilnehmer bei der ersten Übung 
aufgefordert wurden, einmal richtig zu 
bremsen, klang das in manchen Ohren 
reichlich überflüssig. Bremsen hatte man 
la schließlich schon gelernt. Als die In­
struktoren aber einige Versuche vorge-
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fahren hatten ("ganz brutal aufs Pedal 
treten"), sah die Sache schon anders 
aus. Die ersten, von den Teilnehmern 
gelegten Gummispuren auf dem Beton­
belag und der aufsteigende Rauch wirk­
ten beeindruckend; nur nicht auf die 
beiden Fahrlehrer: "Sie sind immer 
noch viel zu weich auf die Bremse ge­
stiegen", erklärten sie. Beim zweiten 
Male klappte es dann schon besser. Das 
richtige Gefühl für eine Notbremsung 
schießt den meisten dann schlagartig in 
die Beine. Sinn der Übung ist es, bei 
Notfällen den Wagen durch größtmög­
liche Verzögerung Energie abbauen zu 
lassen. 

Die zweite wichtige Übung auf trockener 
Fahrbahn war das Intervall-Bremsen: 
Bremsen bis zum Blockieren (kurzes 
Lösen und wieder hart einsteigen) ver­
zögert den Wagen schnell, hält ihn aber 
lenkbar. Auf trockener Kreisbahn lernten 
die Kursteilnehmer die Fliehkraft richtig 
einzuschatzen - und zu fürchten: Wie 
schnell ein Fahrzeug aus der Kurve 
getragen wird, steht einem schon bei 
40 km/h vor Augen. Das Gegenmittel 
heißt kurze Geradeausfahrt und volle 
Verzögerung. 

Vor dem Mittagessen stand die Theorie 
auf dem Programm, die nicht grau, son­
dern allein schon wegen der gezeigten 
Farbdias und Demonstrationsfilme eine 
bunte Sache war - und hochinteressant 
obendrein, weil sie die in der Praxis er­
lebten Vorgange analysierte und er­
klärte. 

Am Nachmittag ging's dann auf die 
"Schleuderfläche", eine Betonpiste, 
deren dicker Farbaufstrich sich in eine 
"Eisbahn" verwandelt, wenn er mit 
Wasser berieselt wird. Die ersten Dreher 
und Rutscher stimmten darauf ein, vor 
allem auf das Tempo zu achten: "Ab 
45 km/h wird es krilisch, dann ist kaum 
mehr etwas zu machen", mahnte In­
struktor Sommer und fügte kritisch an: 
"Wir fahren im Winter fast alle viel zu 
schnell!" 

Wenn es auf spiegelnder Fläche nicht 
böse enden soll, hilft bremsen alleine 
nicht. Auf der Rutschbahn wurde eine, 
Kunststoffsäule als Hindernis aufgestellt. 
Wer voll in die Bremse slieg, rutschte 
haltlos auf sie zu. Auskuppeln, Bremse 
lösen, mit knappen Korrekturen herum­
lenken - und siehe da, die Säule stand 
noch. 

Die Stunde der Wahrheit schlug gegen 
16 Uhr, die schwierigste Aufgabe nahte: 
Das auf der Rutschbahn eine Kurve fah­
rende Fahrzeug wurde durch den In­
struktor mit Hilfe der Handbremse ins 
Schleudern gebracht und mußte abge­
fangen werden. Dieser Versuch endete 
zunachst ausschließlich in 180- bis 360-
Grad-Drehungen. Schweiß nasse Hande 
waren unausbleiblich, aber wer es nach 
mehreren Anläufen geschafft hatte, wuß­
te um die Grenzen seiner selbst und um 
die seines Wagens. Er hatte Selbster­
kenntnis gewonnen - und die ist be­
kanntlich der erste Weg zur Besserung. 

H. Spachholz 

35 Rettungsschwimmer in Oberfranken 
zu Bootsführern ausgebildet 

Mit Erfolg absolvierten 35 Teilnehmer im 
DLRG-Bezirk Oberfranken einen Boots­
führerkurs. An sechs Sonntagen trafen 
sich die Führerscheinbewerber im neu­
en DLRG-Heim In Gaustadt bzw. in 
Bischberg. Gelehrt wurden u. a. see­
mannische Begriffe, die Binnenschiff­
fahrtsstraßenordnung und die Verkehrs­
zeichen. Auch Motorenkunde stand auf 
dem Programm. 

Später traf man sich auf dem Rettungs­
stützpunkt Vlereth, wo das theoretische 
Wissen in die Praxis umgesetzt wurde. 

Zum Üben standen zwei Rettungsboote 
des DLRG-Ortsverbandes Gaustadt zur 
Verfügung. Gefordert wurden das feh­
lerfreie An- und Ablegen, Mann-über­
Bord-Manöver und das Abschleppen ei­
nes Bootes sowie das Retten und Ber­
gen von Personen und Gegenstanden. 

Landesverbandsprasident Siegfried Ro­
senkranz, In Viereth zugleich auch Mit­
glied der Prufungskommission, beglück­
wünschte die Teilnehmer nach bestan­
dener Prüfung und wunschte ihnen fur 
ihre neue Aufgabe Glück und Erfolg. 



DLRG Ptäsident Prof. Schmitz 
vollendet sein 65. Lebensjahr 
Seit 1974 leitet Prof. Schmitz mit Erfolg und großem persönlichen Engagement 
die Geschicke der größten Wasserrettungsorganisation der Welt 

Der Präsident der Deutschen Lebens­
Rettungs-Gesellschaft, Prof. Dr. phil . 
Josef N. Schmitz, Saarbrücken, vollen­
det am 7. Januar 1983 sein 65. Lebens­
jahr. Er steht der DLRG, die mit 475000 
Mitgliedern die größte Rettungsorganisa­
tion ihrer Art in der Welt ist, nunmehr 
bereits in der dritten Wahlperiode vor. 
Unter seiner Leitung hat die DLRG in 
ihrer Doppelfunktion - im humanitären 
und sportlichen Bereich - einen heraus­
ragenden Stellenwert in der Öffentlich­
keit erhalten. 

Josef N. Schmitz wurde am 7. Januar 
1918 in Dillingen/Saar geboren. Er stu­
dierte Erziehungswissenschaften und 
legte 1940 seine I. Prüfung für das 
Lehramt an Volksschulen ab. Von 1946 
bis 1956 übte Schmitz eine Lehrtätigkeit 
an VOlks-, Mittel- und Oberschulen in 
Niedersachsen aus. Zwischenzeitlich 
studierte er Sportwissenschaften an der 
Sporthochschule Köln, legte sein Examen 
als Diplom-Sport lehrer ab, machte seine 
11. Lehrerprüfung und begann schließlich 
noch ein Studium der Pädagogik und 
Philosophie. 1956 folgte die Berufung 
als Dozent für Leibeserziehung an die 
Pädagogische Hochschule Vechta/Ol­
denburg, der sich 1959 die Berufung in 
dieselbe Position der Pädagogischen 
Hochschule Saarbrücken anschloß, de­
ren Rektor Schmitz vier Jahre lang war. 
Zwischendurch beendete er an der Uni­
versität Saarbrücken ein nebenberufli­
ches Studium der Pädagogik, Philoso­
phie, Soziologie und Hygiene, promo­
vierte zum Dr. phil. und wurde 1964 
zum Professor ernannt. Seit 1974 ist 
Prof. Dr. Schmitz Direktor des Sportwis­
senschaftlichen Instituts der Hochschule 
des Saarlandes. 

Von 1964 bis 1968 leitete Schmitz den 
• Arbeitskreis Pädagogischer Hochschu­
len - Fachgruppe Leibeserzieher " in der 
Bundesrepublik und war auch zwei Jah­
re lang Präsident des Ausschusses 
Deutscher Leibeserzieher. Er wirkte mit 
in den Arbeitskreisen "Sport und Kul­
tur" sowie .Bildung" im Wissenschaft­
lichen Beirat des Deutschen Sportbun­
des. 1971 wurde er als stellvertretendes 
Mitglied in den Fachausschuß "Sport­
wissenschaften" der Deutschen Sport­
konferenz berufen. Es ist darüber hinaus 
Mitglied der Deutschen Vereinigung für 
Sportwissenschaften und der Deutschen 
Gesellschaft für Erziehungswissen­
schaften. 

Seine wissenschaftliche Arbeit wird vor 
allem durch seine redaktionelle Tätigkeit 

für die Zeitschriften" Die Leibeserzie­
hung" und . Sportwissenschaften" so­
wie für die ADL-Schriftenreihen "Bei­
träge zur Lehre und Forschung des 
Sports" (früher: • Beiträge zur Lehre 
und Forschung der Leibeserziehung") 
und" Texte - Quellen - Dokumente zur 
Sportwissenschaft " (früher: "Theorie 
der Leibeserziehung: Texte - Quellen­
Dokumente ") geprägt. Hinzu kommen 
viele wissenschaftliche Beiträge in Bü­
chern, Broschüren , Zeitungen und Zeit­
schriften. 

Darüber hinaus hat sich Prof. Dr. 
Schmitz als Verfasser zahlreicher Fach­
bücher einen Namen gemacht. In die­
sem Zusammenhang verdienen die vier 
Bände seiner" Studien zur Didaktik der 
Leibeserziehung", die inzwischen zu 
den Standardwerken ihrer Art gehören, 
besondere Erwähnung. Sein neuestes 
und zugleich umfangreichstes Werk, 
"Studien zur Sportpädagogik - Problem­
feld, Grundbegriffe, Zielproblematik" , 
befindet sich kurz vor der Vollendung . 
Darüber hinaus ist er Mitautor des Bu­
ches • Humanität und Sport im Dienst 
am Mitmenschen - Ziele, Aufgaben und 
Organisation der DLRG" , das im Som­
mer 1983 in 2. überarbeiteter Auflage 
erscheinen wird. 

Mit dem Erwerb des Lehrabzeichens 
1951 kam Schmitz in engeren Kontakt 
mit der DLRG. Er leitete von 1959 bis 
1968 die DLRG-Ortsgruppe Dillingen, 
wurde 1968 Leiter des DLRG-Landes­
verbandes Saar, 1971 Vizepräsident und 

1974 schließlich Präsident der DLRG. 
Im sei ben Jahr wählle ihn die Federation 
Internationale de Sauvetage zu ihrem 
Vizepräsidenten. 

Schmitz hat es verstanden, die in der 
Tradition gegebene Ideensetzung der 
DLRG zu aktualisieren, d. h. den in der 
Entwicklung zugewachsenen und bereits 
prakt izierten Aufgaben ein neu es ideel­
les Fundament zu geben. Durch seinen 
unermüdlichen Einsatz in Wort und 
Schrift hat er deutlich gemacht, daß sich 
die ausdifferenzierten Aktivitäten und 
Zielsetzungen der DLRG auf zwei tra­
gende Pfeiler stützen können: Humanität 
und Sport. Dadurch hat die DLRG im 
Gefüge der Verbände in der Bundes­
republ ik einen besonderen und unver­
gleichbaren Status erhallen. 

Die Zusammenarbeit mit den befreunde­
ten Verbänden, die Vereinheitlichung der 
allgemeinen Schwimmabzeichen in der 
Bundesrepublik Deutschland und die 
Schaffung einer auch von den Kultusmi­
nistern der Länder anerkannten neuen 
. Deutschen Prüfungsordnung Schwim­
men - Retten - Tauchen" gehören zu 
den herausragenden Arbeitsergebnissen 
unter der Präsidentschaft von Prof. 
Schmitz. Es ist seitdem sein größtes 
Anliegen gewesen, gerade auf diesem 
Gebiet stets ausgleichend, koordinie­
rend und anregend zu wirken. 

Darüber hinaus war es bereits 1977 sein 
Anliegen, den Behinderten Zugang zum 
Rettungssport und zum Schwimmen 
überhaupt zu schaffen. So fand 1980 auf 
Initiative der DLRG der erste Modellehr­
gang für Behindertenschwimmen an der 
Sporthochschule in Köln statt. Darauf ist 
es zurückzuführen, daß bereits in 700 
Gliederungen Behindertenschwimm­
Ausbildung betrieben wird . 

Seitdem haben unter der Leitung von 
Prof. Schmitz Bemühungen begonnen, 
auch Wegbereiter zu sein für die Verein­
heitlichung und Zusammenfassung der 
Rettungssport- und RettungsschwImm­
organisationen in Europa und der Welt. 

Mit dem Eintritt der Deutschen Lebens­
Rettungs-Gesellschaft in die World Life 
Saving (WLS) am 15. Mai 1978 began­
nen die Bemühungen der DLRG um die 
Schaffung einer Wellorganisation der 
Wasserrettung und Fusionierung mit der 
Federation Internationale de Sauvetage 
et de Sports utilitaires (FIS). Diese Be­
mühungen stoßen auf entscheidende 
Resonanz auch bei den benachbarten 
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europäischen Rettungsschwimm-Organi­
sationen und befinden sich z. Z. in der 
entscheidenden Planungsphase. 

Prof. Schmitz wurde 1979 mit dem 
Bundesverdienstkreuz 1. Klasse ausge­
zeichnet. Er ist Trager des Goldenen 
Verdienstabzeichens der DLRG, des 
Blauen Kreuzes in Gold der ÖsterreIchi­
schen Wasserrettung und des Distinc­
tion Award, der höchsten Auszeichnung 
der Royal Life Savlng Society of Ca­
nada. 

Um die DLRG hat er sich in ungewöhn­
lichem Maße verdient gemacht. Die 
Glückwünsche zu seinem 65. Geburts­
tag kommen deshalb aus vollem 
Herzen. 

Klaus Bartnitzke 

DLRG Han." als 
Paboer des BVS 

"Damit Hilfe kein Zufall bleibt!" lautete 
das Motto des Sicherheits wettbewerbs 
des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz. Neben DRK, JUH, THW, Polizei 
und Feuerwehr nahm die DLRG-Orts­
gruppe Hamm daran teil. Zweck der 
Veranstaltung war, Bürgern, die nicht Mit­
glied der ausrichtenden Organisationen 
sind, Gelegenheit zu geben, ihr Können 
und Wissen unter Beweis zu stellen. 
Gefragt waren die Gebiete des Selbst­
und Katastrophenschutzes sowie der 
Sofortmaßnahmen am Unfallort Gleich­
zeitig gab es die Möglichkeit, sich an­
hand von Vorführungen, Dia- und Film­
shows zu informieren und sich weiterzu­
bilden. 

U. F. Sutholt 

DLRG-Präsidium 
vetbesserte 
den Service 
für cie Gliederungen 
Leistungsabteilungen erhielten 
bessere Arbeitsbedingungen 

Mit der Ausgliederung des Material-Zen­
trallagers, der Hausdruckerei sowie der 
Abteilungen Datenverarbeitung und 
Buchhaltung aus der DLRG-Bundesge­
schaftsstelle verbessert das DLRG-Prä­
sidium den Service fur seine Gliederun­
gen Im Bundesgebiet und Berlin ent­
scheidend. Der Umzug in neu angemie­
tete Raume - vom Sitz der DLRG-Bun­
desgeschäftsstelle nur wenige hundert 
Meter entfernt - war notwendig gewor­
den, weil man räumlich im wahrsten Sin­
ne des Wortes" aus allen Nähten zu 
platzen " drohte, und den Mitarbeitern 
der DLRG ein weiteres Arbeiten in die­
sen beengten Verhältnissen nicht mehr 
zugemutet werden konnte. 
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An der Pack,traße 
werden die Material­
Sendungen tOr die 
Gliederungen zuaam­
mengestelH. 

Oberalchtllche Regal­
Anlagen ge.tatt8n da. 
schneUe Kommllllo­
nieren der liefe­
rungen. 

Auch die Abteilung 
Oatenver.rbeitung .log 
mit In die neuen 
Riume. 

0 .. verbes.ert. 
Raum.ng.bot In der 
HlUldruckerel .rmög­
licht eine Reduzierung 
der Fremdauftrl ge. 

Durch die verbesserten Arbeitsbedin­
gungen sowie die Erweiterung des 
Platzangebotes wird es künftig u.a. 
möglich sein, die Palette der von den 
DRLG-Gliederungen im Ausbildungs-, 
Einsatz- und Verwaltungsbereich benö­
tigten Materialien zu erweitern und einen 

noch schnelleren Versand der bestellten 
Artikel vorzunehmen. Dank des großen 
Engagements der Mitarbeiter, sowohl 
bei den Umzugs- wie auch Renovie­
rungsarbeiten, wurde es möglich, daß 
die Kosten erfreulich niedrig gehalten 
werden konnten . 



Die ÄKN will ihr neues Handbuch "Me- non bilateral humanitäre Hilfe im Ge-
dizinische Katastrophenhilfe " nicht im samtwert von acht Millionen Mark geIei-
Zusammenhang mit kriegerischen Aus- stet, hinzu kommen noch die Hilfslei-
einandersetzungen sehen. Es gäbe auch stungen im Rahmen der Europäischen 
in Friedenszeiten jederzeit die Möglich- Gemeinschaft. 

PI esseschau 
keit von Katastrophen, beispielsweise 

Die THW-Mannschaft bestand fast aus-
durch Seuchen, Massenunfälle, techni-

schl ießlich aus Freiwilligen, die für die 

des Inlands 
sche Katastrophen, Terroraktionen und 

Dauer ihres Einsatzes im Libanon von 
durch Naturkatastrophen. 

ihren beruflichen Verpflichtungen zu 
(Ce liesche Zeitung) Hause freigestellt worden waren. Zu ih-

THW sorgte in Beirut 
ren Einsatzorten im Stadtgebiet und in 
den Vororten Beiruts, die nach ihrer 

Für den Katastrophenfall für mehr Wasser Dringlichkeit von zwei Vorauskomman-
schlecht gerüstet Alle Wasserhähne zum Fließen zu brin- dos in Zusammenarbeit mit dem örtli-

Die Ärztekammer Niedersachsen (ÄKN) gen, das ist auch den Männern vom chen Wasserwerk festgelegt worden wa-

Technischen Hilfswerk (THW) in den ren, brachen die Männer frühmorgens 
in Hannover hat sich schon immer um auf. Ihr Arbeitstag ging oft bis in die 
die optimale Bewältigung von Katastro- wenigen Wochen ihrer Arbeit am Was-

Abendstunden bei künstlicher Beleuch-
phen Gedanken gemacht. Sie steht auf serleitungsnetz der libanesischen Haupt-

tung ; auch heftige Regengüsse konnten stadt Beirut nicht gelungen. Denn schon dem Standpunkt, daß auf diesem Gebiet 
vor den schweren israelischen Bombar- sie nicht abhalten; Sonderschichten 

auf allen Ebenen erhebl iche Lücken be-
dements und Beschießungen in diesem wurden eingelegt. Die reibungslose Zu -

stehen. 
Sommer war das Wasser nicht immer sammenarbeit mit dem Beiruter Wasser-

Wie der Präsident der ÄKN, Dr. Gustav und überall geflossen. Das Leitungsnetz werk, der Baufirma "Oger-Oger-Liban" 

Osterwald, jetzt vor Journalisten in Han- ist nach verschiedenen Systemen auf- und Unicef trug zum Erfolg der Arbeit 

nover sagte, existierten bei den Land- gebaut, längst veraltet und für die in den bei . Im alten Stadtzentrum, dem" Platz 

kreisen und kreisfreien Städten zwar Ka- letzten Jahrzehnten rasch gewachsene der Märtyrer " und in der Gegend des 

tastrophenschutzpläne, doch würden sie Bevölkerung längst nicht mehr ausrei- Palästinenserlagers Sabra wurde das 

außer den Telefonnummern von Amts- chend. Die kriegerischen Auseinander- THW mit der, wie Bosse sagte, "explo-

ärzten und Krankenhäusern kaum eine setzungen der vergangenen Monate hat- siven Vergangenheit" des Landes kon-

vernünftige Vorsorgeplanung anbieten. ten die Versorgung mit Trinkwasser für frontiert . Bevor die deutschen Techniker 

Deshalb hat die ÄKN jetzt ein Handbuch die Hunderttausende von Menschen - an diesen Stellen tätig werden konnten, 

für den Katastrophenschutz herausgege- manche Schätzungen gehen bis zu ei- mußten ihnen französische und italieni-

ben. Sie will damit den zuständigen Be- ner Million - in der Stadt und in ihren sche Spezialisten der multinationalen 
Truppe den Weg bahnen und verborge-

hörden eine umfassende Planungshilfe Vororten noch kritischer werden lassen. 
ne Minen entschärfen. 

an die Hand geben. " Damit wollen wir Durch den Einsatz der 75 Männer des 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung) 

jedoch nicht in die Organisationsbefug- Hilfswerks konnten die schlimmsten 

nisse der Behörden eingreifen ", unter- Schäden behoben werden . Auch wenn 
"Im Ernstfall sollte man 

strich Osterwald, " sondern ärztliche Hil- nur wenig Zeit zur Verfügung stand -

fe für den Katastrophenfall anbieten." die Arbeit des THW kann sich sehen Soldat sein" 

Die ÄKN will das Thema "Katastrophen-
lassen. Aus dem Tropfen auf den heißen Desolat sind die Aussichten der Zivilbe-
Stein ist nach den Worten des Einsatz-

hilfe" künftig verstärkt bei ihrer Fortbil- Ieiters Dirk-Hubertus Bosse ein Schauer 
vÖlkerung, im Verteidigungsfall eine sta-

dung berücksichtigen . Auch Ärzte müß- geworden. 
tionäre Krankenversorgung zu erhalten . 

ten in Akutfällen wissen, wie sie sich im Das ergab eine Kleine Anfrage der 

Katastrophenfall zu verhalten hätten. Bei In der letzten Oktoberwoche war das CDUlCSU-Fraktion im Bundestag. Für 

einer Umfrage der ÄKN haben sich Technische Hilfswerk auf elf Fahrzeugen die rund 60 Millionen Bundesbürger ste-

40 Prozent der niedergelassenen Ärzte und drei Anhängern zu seinem vierzig- hen zur gesundheitlichen Versorgung in 

in Niedersachsen bereit erklärt, ihr Fach- sten Auslandseinsatz in seiner dreißig- der Verteidigungssituation im günstig-

wissen im Notfall zur Verfügung zu stel- jährigen Geschichte nach Beirut gekom- sten Fall etwa 600000 Betten in den 

len. Dazu bedürfe es jedoch noch inten- men und hatte auf dem Gelände des In- verschiedenen, zum Teil noch einzurich-

siver Schulung. dustrie-Instituts an der Uferstraße seine tenden Krankenhäusern und Hilfskran-

Beispielsweise müsse ein Arzt bei ei-
Zelte aufgeschlagen . Das Gelände hatte kenhäusern zur Verfügung . Auf stationä-
bis vor wenigen Wochen einer syrischen re Behandlung könnte demnach nur ein 

nem Massenunfall so "trainiert " sein, Miliz als Lager und Übungsplatz gedient. Prozent der Bevölkerung hoffen. Besser 
daß er sofort Behandlungsprioritäten Die Männer wollten einen Beitrag zum ausgerüstet mit Gesundheitseinrichtun-
setzen kann. Er müsse auch etwas über Wiederaufbau der von jahrelangen krie- gen wären die Soldaten der Bundes-
die Aufnahmekapazität der nächstgele- gerischen Auseinandersetzungen wehr. Für je neun Mann steht ein Kran-
genen Krankenhäuser wissen . Großklini- schwer getroffenen Hauptstadt leisten; kenbett bereit. Somit wäre die Zivil be-
ken hätten keine Schwierigkeiten , eine sie sahen ihren Einsatz zugleich als eine völkerung um das fast 100fache 
größere Anzahl Schwerverletzter zu ver- Geste der Solidarität des deutschen Vol- schlechter versorgt als die Truppen der 
sorgen. Ein kleineres Krankenhaus hin- kes mit dem libanesischen Volk. Mit Bundeswehr. 
gegen sei zumeist schon überfordert, dem Wagenpark trafen sechzehn Ton- Die Bundesärztekammer forderte in die-
wenn mehr als drei Schwerverletzte ein- nen Gerät und Ausrüstungsgegenstände sem Zusammenhang die Politiker auf, 
gewiesen würden . im Beiruter Hafen ein . Die Kosten des endlich ein Gesetz zur SichersteIlung 
Um hier ein langes Hin- und Herfahren Unternehmens belaufen sich auf eine der medizinischen Versorgung der Be-
zum Nachteil der Patienten zu verhin- Million Mark. Damit hat die Bundesrepu- völkerung im Verteidigungsfall zu verab-
dern, müßte der Arzt vor Ort ohne Ver- blik Deutschland seit Beginn der israeli- schieden . 
zögerung seine Anordnungen treffen . schen Invasion Anfang Juni dem Liba- (Ärzte-Zeitung, Neu Isenburg) 
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Presseschau 
des Auslands 

Frankreich: Atommacht ohne 
Atombunker 

"'m Kriegsfall einschlagen und warten", 
pinselte ein Scherzbold mit Filzstift auf 
die Glasscheibe eines altertümlchen 
Feuermelders an der Pariser Rue Saint­
Lazare. Hinter dem gallischen Witz 
steckt eine bittere Realität. Obwohl mit 
einer schlafkraftlgen Streitmacht ausge­
rüstet, würden die Franzosen unter ei­
nem nuklearen Konflikt in Europa am 
dramalischsten zu leiden haben. Frank­
reich verfügt zwar über seine Force de 
Frappe, die in der Lage ist, innerhalb 
weniger Minuten ein Dutzend sowjeti­
sche Großstädte in Schutt und Asche zu 
legen, aber die Zivilbevölkerung jenseits 
des Rheins wäre einem sowjetischen 
Gegenschlag völlig hilflos ausgeliefert, 
weil der französische Zivilschutz prak­
tisch nicht existent ist. 

Von den wenigen zivilen Bunkern (rund 
300 im Land), die den 56 Millionen 
Franzosen im Ernstfall als Schutz dienen 
sollen, ist ein großer Teil völlig vernach­
lassigt und kaum tauglich. In Paris ist 
beispielsweise einer der seltenen Atom­
bunker, die im Stadtzentrum ex stieren, 
als Gerümpelkammer der städtischen 
Straßenreinigung umfunktioniert und im 
Ernstfall praktisch unbenutzbar. Und der 
Bunker des Erziehungsministeriums ist 
den ganzen Winter über, wenn die Sei­
ne Hochwasser führt, überschwemmt. 

Der einzige wirklich sichere, absolut ein­
satz fähige und gut gewartete Atombun­
ker in der Seinemelropole ist elf Meter 
unter dem Elysee-Palast eingegraben 
und beherbergt im Kriegsfall die Kom­
mandozentrale des französischen 
Staatsprasidenten. Die Sirenen im Land 
sind so dünn gestreut, daß nur leder 
zweite Franzose den Atom-Alarm über­
haupt hören würde. Und die überwie­
gende Mehrzahl der Franzosen hatte 
mangels Aufklärung im Ernstfall nicht die 
geringste Ahnung, was sie zum eigenen 
Schutz unternehmen könnte. 

Dieses gefährliche Sicherheits-Defizit 
entspricht nicht latinischem Laisser-faire, 
sondern ist das Resultat einer Politik, die 
über lange Jahre hinweg den Zivilschutz 
bewußt vernachlässigt hat. "Wenn wir 

60 ZS-MAGAZIN 12/82 

Atombunker bauen und den Zivilschutz 
fördern", so lautete die verteidigungspo­
litische Doktrin früherer französischer 
Regierungen, "dann gestehen wir indi­
rekt ein, daß wir an die absolute Ab­
schreckungswirkung unserer Atomstreit­
macht selber nicht glauben". Folglich 
blieb der Zivilschutz jahrelang Stiefkind 
der französischen Verteidigungspolitik. 

Während die jährlichen Pro-Kopf-Ausga­
ben für den Zivilschutz in der Sowjet­
union, in Schweden, in Norwegen oder 
in der Schweiz zwischen acht und neun 
Dollar und in der Bundesrepublik bei 
3,50 Dollar liegen, gab die französische 
Regierung pro Kopf der Bevölkerung in 
den vergangenen Jahren weniger als 
0,10 Dollar aus. 

Die sozialistische Regierung in Paris un­
ternahm jetzt erste Schritte zur Verbes­
serung der Zustande, indem sie die 
Haushaltsmittel für Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung verdoppel­
te. Freilich, mit 34 Millionen Francs ist 
das Zivilschutzbudget noch immer ver­
schwindend gering und macht gerade 
038 Prozent des nationalen Verteidi­
g~ngshauShaltS aus. Die Mittel sollen 
zunächst vorrangig für verstärkte Aufklä­
rungsarbeit bei der Bevölkerung genutzt 
werden. Die nämlich tut in Frankreich 
bitter Not. So waren 1 972 zwanzig Mil­
lionen Exemplare einer Informationsbro­
schüre über Zivilschutzmaßnahmen im 
nuklearen Konfliktfall gedruckt worden. 
Doch schon kurz nach der Drucklegung 
kamen der Regierung wieder Bedenken 
über die Opportunitat solcher Aufkla­
rung; die 20 Millionen Hefte wurden 
gleich in der Druckerei wieder einge­
stampft. 

Starker als bisher soll der Aspekt des 
zivilen Bevölkerungsschutzes künftig 
auch beim Bau von Tiefgaragen und Un­
tergrundbahnen berücksichtigt werden. 
Der Einbau geeigneter Schutzvorkeh­
rungen wie Drucktüren und Filter wäh­
rend der Bauphase vergrößert die Ge­
samt kosten namlich nur um zwei bis 
fünf Prozent, während die nachträgliche 
Installation bis zu 20 Prozent der ur­
sprünglichen Baukosten ausmachen 
kann. Auch der Bau privater Bunker 
könnte künftig steuerlich gefördert 
werden. 

Bisher fand das Dutzend spezialisierter 
Baufirmen fur Atombunker in Frankreich 
auf privater Seite allerdings ebenso we­
nig Auftraggeber wie im öffentlichen Be­
reich. Nur wenige Franzosen waren be­
reit, sich für den atomaren Holocaust zu 
rüsten. So etwa ein großer Weingut-Be­
sitzer im renommierten Anbaugebiet 
Medoc, der sogar schon fürs Geschäft 
nach einem Atomkrieg vorausplante: 
Neben seinem privaten Wohnbunker ließ 
er einen zweiten Atombunker graben, in 

dem er 50000 Flaschen seiner kostbar­
sten Bordeaux-Weine eingelagert hat. 

(Plerre Noailles 
im Bonner Generalanzeiger) 

Zivilschutz: 20jährig, und 
noch immer Stiefkind 

Seit 20 Jahren gibt es den Zivilschutz, 
aber diese in einem Kriegsfall unbe­
streitbar wichtige Organisation ist immer 
noch weit davon entfernt, perfekt zu 
sein. An einer Pressekonferenz im Aus­
bildungszentrum Leutschenbach gaben 
die Verantwortlichen des Zivilschutzes 
der Stadt Zürich einen Überblick über 
ihre Sorgen. Gleichzeitig wurde über 
den Stand der SChutzraumzuteilung ori­
entiert: Die Zuweisung der (zu wenigen) 
SChutzraumplätze an die Einwohner ist 
mit Computerhilfe in vollem Gang, In et­
wa einem Jahr soll ,eder Züricher Gele­
genheit bekommen, sich auf Wunsch 
detailliert zu informieren, wo im Ernstfall 
sein Schutz raum platz läge. 

"Der Zivilschutz ist ein vernachlässigtes 
Kind auch der Stadt Zurich; er wird zu­
wenig ernst genommen und muß viel­
fach zuerst herhalten, wenn Sparübun­
gen durchgeführt werden", so klagte 
Polizeivorstand Hans Frick, dem auch 
der Zivilschutz untersteht. Das eigentli­
che Malaise beim Zivilschutz sieht Frick 
aber nicht unbedingt bei den Finanzen -
in der Stadt Zunch wurden in 20 Jahren 
immerhin 200 Millionen Franken inve­
stiert -, sondern im personellen Be­
reich: "Viel zu wenig Personen sollten 
in viel zu kurzer Zeit für viel zu viele 
Probleme brauchbare Losungen erarbei­
ten", sagte Fnck. Die Ausbildungszeiten 
seien zu kurz, es fehle an Kaderleuten, 
die Kapazitat der Ausbildungszentren sei 
zu klein, erklärte der Polizeivorstand. So 
hätten 1980 in der Stadt Zürich statt 
30000 Personen nicht einmal ganz 
15000 aus- oder weitergebildet werden 
können ... 

In der Stadt Zürich gibt es für die 
370000 Einwohner gegenwartig nur 
280000 Platze In belufteten Schutzrau­
men. Von Plätzen fur die zahlreichen 
Pendler, die in Zürich arbeiten, gar nrcht 
zu reden. .. (Tages-Anzeiger, Zürich) 

Fundsachen 

Mitten in der Nacht rief ein Hotelgast in 
Santa Monica (Kalrfornien) den Portier 
an und beschwerte sich: "Dauernd rüt­
telt es an meiner Tür - wahrscheinlich 
ein Einbrecher!" 

Die beruhigende Antwort des Portiers: 
"Keine Sorge, mein Herr, es ist kein 
Dieb - sondern nur ein kleines Erdbe-
ben!" (Times, New York) 



Wissenschaft 
& Technik 

Hydraulikaggregat 
mit Rettungsgeräten 
als Kompaktbausatz 

Damit Rettungsmannschaften Unfallver­
letzten noch schneller helfen können, 
kommen jetzt die bekannten hydrauli­
schen Rettungsgeräte in einem Bausatz 
in Kompaktbauweise auf den Markt. 
Hydraulikaggregat mit Halterung für die 
beiden Rettungsgeräte, Spreizer und 
Rettungsschere, bilden eine Kompakt­
einheit. Die Schläuche (20 m lang) wer­
den von den links und rechts ange­
brachten Schlauchtrommein aufgenom­
men. Sie können auch unter Druck auf­
und abgewickelt werden. Das Tragge­
stell ist mit praktischen Klappgriffen ver­
sehen. 

Alle Geräte sind leicht zu bedienen . Der 
Spreizer dient zum Auseinanderdrücken 
oder - mit Hilfe von zwei Zugketten -
zum Wegziehen von Wrackteilen. Die 
Spreizkraft beträgt bis 42,4 kN (ca. 
4,24 t). die max. Spreizweite 630 mm. 

Die Rettungsschere wird zum Durch­
schneiden von Streben, Pfosten, Hol ­
men etc. eingesetzt. Die Rettungsgeräte 
sind TÜV-geprü~ und entsprechen der 
Norm-DIN 14751. 

(Foto: Lancier) 

DLRG.Tauchereinsatzzug 
entwickelte 
Ladeerhaltungsschaltung 

Einsatzfahrzeuge des Tauchereinsatz­
zuges der DLRG Bremen-Nord haben 
zwar eine sehr hohe Anforderungsquote 
- mitunter ergeben sich aber Standzei­
ten in der Fahrzeughalle. Ständig laufen­
de Stromverbraucher im Fahrzeug - wie 
z. B. Fahrtenschreiber - lassen dabei die 
Ladespannung der Fahrzeugbatterie ab­
sinken. ~esonders für Dieselmotoren im 
Wintereinsatz ergeben sich daraus mit­
unter Probleme, die einen schnellen 
Alarmeinsatz behindern können. 

Aus dieser Erkenntnis heraus wurde ein 
Palettenwagen mit drei Blei-Akkumulato­
ren zu je 120 Ah gebaut und mit einer 
Möglichkeit versehen, diesen Starthilfe­
wagen schnell anzukuppeln, damit die 
Einsatzfahrzeuge unbehindert und 
schnell starten können. Dieser Starthilfe­
wagen ist an und für sich nichts Neues. 
Er existiert in vielfacher Form bei den 
verschiedensten Institutionen. 

Es ergibt sich aus der Existenz eines 
solchen Wagens aber ein weiteres Pro­
blem: Er wird nicht sehr oft gebraucht. 
Entweder läßt man den Wagen ständig 
an einer Ladeeinrichtung und überlädt 
damit die Akkus, was deren Lebens­
dauer erheblich verkürzt, oder aber die 
Ladespannung reduziert sich aus der 
Standzeit, so daß die Funktion im Ein­
satzfall nicht mehr gewährleistet ist. 
Deshalb entwickelte der Tauchereinsatz­
zug eine Ladeerhaltungsschaltung. Die-

se Ladeerhaltungsschaltung ist aus­
schließlich für Blei-Akkumulatoren ge­
dacht. Sie erfüllt mehrere Funktionen: 

1. langsames Laden der Akkumulatoren 

2. Schutz gegen Überladen (sogenann­
tes "Gasen") 

3. Schutz gegen Selbstentladung. 

Herz der Schaltung ist der bekannte 
Spannungsregler le (integrierter Schalt­
kreis) 723, mit den sich auf einfache 
Weise hochkonstante stabilisierte Netz­
teile und Ladegeräte aufbauen lassen. 
Durch die interne Referenzspannung, 
den Korrektur-Verstärker und den 
Strombegrenzungstransistor sind Aus­
gangsstrom und Spannung mit nur we­
nigen externen Bauelementen in weiten 
Bereichen wählbar. Mit dieser Schaltung 
ist es möglich, eine Spannung einzustel­
len, die spezifisch ist für einen Ladezu­
stand von 75%. Dadurch wird der Blei­
Akkumulator niemals auf 100% geladen 
und kann nicht gasen. 

Das Prinzipschaltbild kann individuell ge­
ändert werden. Es ist beispielsweise 
möglich, die Ausgangsspannung und 
den Strom zu erhöhen. 

Erläuterung: 
p, = Stromeinsteilung; (0 bis 1,3 A in 
Abhängigkeit von dem Leistungstransi­
stor) 
p,= Spannungseinstellung; (7,5 bis 15V 
in Abhängigkeit von der Eingangsspan­
nung) 
UE = Eingangsspannung 
UA = Ausgangsspannung. 

PRINZIPSCHAlTBllO lAOEERHAlTUNG 
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zelschicksale: Menschen, die während im Verteidigungsfall durch Maßnahmen 
der Arbeit, in ihrer Freizeit oder im des Objektschutzes, über die inzwi-
Schlaf von" Vincinette" überrascht wur- sehen Richtlinien des Bundes und er-
den. Wie reagieren Menschen, wenn gänzende Durchführungsbestimmungen 
Telefonnetze zusammenbrechen, wenn der Länder ergangen sind. 
Alarmsirenen streiken, weil der Strom Der Kommentar wurde auch ergänzt 
ausgefallen ist, wenn überhaupt alle Ver- durch die für die Trinkwasserversorgung 
sorgungsleitunaen ausfallen? und Abwasserbeseitigung in Schutzräu-

NeueBücher Die Flutkatastrophe - Herlin: "wie ein men und Schutz stollen zusätzlich erlas-
wilder Amoklauf" - bringt Panik, Ver- senen Bestimmungen. 
zweiflung, Trauer mit sich, aber auch Mit Übernahme der vom Bundesminister 
hilfreiche und mutige Einsätze der Hilfs- des Innern inzwischen an die für die 
organisationen und der Bundeswehr. Wasserwirtschaft und das Wasserrecht 

Zivilschutz und Historische Momentaufnahmen vermit- zuständigen obersten Landesbehörden 
Zivilverteidigung tein einen bildlichen Eindruck von den herausgegebenen weiteren Rundschrei-

furchtbaren Ereignissen im Februar ben zu Fragen der Trinkwasser-Notver-
Herausgeber: Helnz Kirchner, Hans 1962. sorgung und nach Aktualisierung des 
Günther Merk Einleitungsteils befindet sich das Werk 
Sonderheit " ABC der Zivilverteldl- Ergänzungslieferungen zu wieder auf dem neuesten Stand. 
gung", 3. Auflage Sammelwerken 
Dr. Schleslnger/Beßllch/Fey/Schulz Sicherheitsfachkräfte -
Südwestdeutsche Verlagsanstalt, Roeber/SuchlHampel Grundlehrgang A 
Mannhelm Wasserslcherstellungsgesetz 

Das "ABC der Zivilverteidi9un9" stellt 13. ErgänzungslIeferung Herausgegeben von der Bundesan-
das einzige lexikalische Nachschlage- Verlag für Verwaltungspraxis stalt für Arbeitsschutz und Unfallfor-
werk in seinem Fachbereich dar. Mit Franz Rehm, München schung und dem Hauptverband der 
dem Band soll die Möglichkeit ge schaf- Die neue Lieferung enthält einen ab- gewerblichen Berufsgenossen-
fen werden, sich bei der Vielfalt rechtli- schließenden Berichl über das innerhalb schalten e. V. 
eher Begriffe, von Fachausdrücken so- des Zukunftsinvestitionsprogramms ab- Verlag TÜV Rheinland GmbH, Köln 
wie von technischen und organisatori- gewickelte Teilprogramm Wasser-" Not- Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes über 
sehen Bezeichnungen im Bereich der versorgung und großräumiger Aus- Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und 
zivilen Verteidigung, schnell zurechttin- gleich" im Rahmen des Wassersicher- andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
den zu können. Das Lexikon richtet sich stellungsgesetzes. In diesem Programm (ASiG) erhielt die Aus- und Fortbildung 
an die Mitarbeiter in Behörden und Or- sind in den Jahren 1977 bis 1980 aus von Sicherheitsfachkräften einen beson-
ganisationen, die sich oftmals nur "ne- einem Sonderteil des Bundeshaushaltes deren Stellenwert. In dem Bemühen um 
benberutlich" mit Fragen der zivilen Ver- rd. 105,6 Mio. DM für den Bau von ins- eine einheitliche Ausführung haben die 
teidigung befassen und deshalb ange- gesamt 69 Verbundleitungen zur Sicher- vom Gesetzgeber mit der Vermittlung 
sichts des komplexen Aufgabengebiets stellung der Trinkwasserversorgung und der Fachkunde beauftragten Ausbil-
eine solche Hilfe benötigen. Das gilt in zur Errichtung von 118 Trinkwasser-Not- dungsträger, die Berufsgenossenschaf-
besonderem Maße für die große Zahl brunnen in acht Bundesländern zur Ver- ten und die Bundesanstalt für Arbeits-
ehrenamtlicher Helfer im Bereich des fügung gestellt worden . schutz und Unfallforschung, gemeinsam 
Selbstschutzes und der Katastrophen- In die 13. Lieferung wurden weitere, von die Lernziele lormuliert und die Lehrin-
sChutzorganisationen. den Bundesländern inzwischen ergän- halte erstellt. 
Durch die Mitarbeit qualifizierter Autoren zend herausgegebene Regelungen zur 

Der Grundlehrgang A gliedert sich in 
konnte gewährleistet werden, daß in die- Durchführung des Wassersicherstel-

fünf Teile: Einführungsteil, Gliederung 
sem Lexikon alle Fakten und Erkenntnis- lungsgesetzes aufgenommen, so die 

der Lehrinhalte, Lehrstoffe, Gesetzes-
se in komprimierter Form zusammenge- Neufassung der in Berlin erlassenen 

texte sowie Fach und Fremdwörterver-
tragen sind: eine leicht zugängliche und Ausführungsvorschriften für die hygieni-

zeichnis. Die Verwendung unterschiedli-
dennoch umfassende Information über sehe Überwachung u. a. der Berliner 

eher Papierfarben für die einzelnen Teile 
den gesamten Fachbereich. Straßenbrunnen. Ein soeben ergange-

erleichtert die Handhabung des Werkes. nes Verwaltungsgerichtsurteil befaßt sich 
Das "ABC" ist als Broschüre oder als mit der Frage der Erstattung von Kosten Die Lehrunterlagen sind so aufgebaut, 
Loseblatt-Sammlung erschienen . für eine Planung zur Sicherstellung der daß sie einerseits von den Dozenten als 

Trinkwasser-Notversorgung. Lehrhilfe verwendet und andererseits 

Die Sturmflut - Die Ausführungen in Abschnitt VI des den Sicherheitsfachkräften als praxisge-

Nordseeküste und Hamburg Kommentars zu den die Regelungen rechtes Nachschlagewerk dienen kön-

Im Februar 1962 des Wassersicherstellungsgesetzes er- nen. Die Ausführung als Loseblatt-

gänzenden und mit diesen eng ver- Sammlung ermöglicht eine standige 
Von Hans Herlln knüpften weiteren Maßnahmen der Zivil- Aktualisierung der Unterlagen. 
Ernst Kabel Verlag/Hamburger verteidigung wurden aktualisiert und er- Der Aufbau des Grundlehrgangs A ist 
Abendblatt, Hamburg weitert. Hierzu gehören die zur Sicher- ausgerichtet an den im Arbeitssicher-
312 Menschenleben forderte die Flutka- steilung des Personalbedarls in der Ver- heitsgesetz genannten Aulgaben der 
tastrophe von 1962. "Vincinette", "die sorgungswirtschaft wichtige Unabkömm- Fachkräfte für Arbeitssicherheit. Der 
Siegreiche", hieß der Sturm, und Autor lichstellung für den Wehr- oder Zivil- Kursus soll den angehenden Sicher-
Hans Herlin beschreibt in chronologi- dienst und das hierfür durchzuführende heitsfachkräften die Grundlagen des 
scher Folge die Katastrophe in ihrem Verfahren. Das gilt weiter für den Schutz Arbeitsschutzes - bezogen auf die ver-
verheerenden Ausmaß. Ein Stück Ge- von Anlagen und Einrichtungen der schiedenen Wirtschaftszweige - vermit-
schichte, dargestellt an ha nd vieler Ein- Wasserversorgung im Spannung.s- und tein. 

./ 
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Ein Dank fur die geleistete Hilfe 6154 
Malteser-Jugend veranstaltet ihr erstes 
Bundeslager 7-8/67 
Rund um die Uhr im Einsatz 9151 
Schnelle Hilfe bei schnellen Einsätzen 10/51 
Fernmeldeübung an der Weser lI /51 
MHD-Rückholdienst holte schwerkranken 
Missionar zurück 12/51 

Deutscher Feuerwehrverband 

Der Jugendfeuerwehr-Schutzhelm 
nach Vorschrift 2155 

4124 
4/53 
5155 
6/55 

Eine interessante Fahrzeugentwicklung 
Kurzzeichen lürdas Feuerwehrwesen nach DIN 
30. Delegiertenversammlung des DFVin 8erlin 
" Oie Feuerwehr- Schutz und Hilfe" 
Feuerwehr-Jahrbuch 1982/83 7-8169 
.. Unsere Feuerwehren können sich wahrlich 
sehen lassen " 9/11 
Keine Personalreduzierung bei Freiwilligen 
Feuerwehren 9/53 
Sonderpreis In Gold des Konrad-Adenauer-
Preises für den DFV 10/53 
Permanenter Rat des CTIF tagte in Barcelona lI/53 
Planspielsystem "Unterricht Feuerwehr· lI /53 
Wohin gehört der Brandschutz? 12/53 

Deutsche Lebens-Rettungs­
Gesellschaft 

DLAG-Reuungsschwlmmer probten den Ernstfall 1/59 
Schwimmen mit Behinderten in der DLRG 2/58 
DLRG informierte Wassersportfreunde 2/60 
Taucheinsatzzug bei vielen Einsätzen 
erfolgreich 3/57 
DLRG-Schwimmer ins Guinness-Buch 
der Rekorde 3/60 
Erfolgreiche Jahresbilanz der DLRG 4/57 
DLRG-Reltungstaucher nachts in nur 
acht Minuten am Einsatzort 4/58 
Bodenloser Leichtsinn kostete vier 
Menschenleben 
360 Reuungsschwimmer und Reltungstaucher 
beim InternallOnalen Stromschwimmen 
DLRG und ADAC vereinbarten in Siegen 
enge Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wasserreuung 
Zwei neue DLRG-Rettungsbooteaufdem Rhein 
Tauchereinsatz aus der Luft 
DLRG-Ausbildungszentrum eröffnet 

5157 

5158 

6/57 
6159 
6160 

7-8/71 

Rettungsschwimmer aus acht Nationen beim 
1. Europapokal-Weltbewerb 9157 
DLRG-Reltungsbool war Mittelpunkt lI/57 
1. DLRG-Lehrgang für Lehrscheinbewerber 
an der Landespolizeischule 12155 
DLRG-PräsldentProf. Schmitz wird 55 12157 

Bundesverband für den 
Selbstschutz 

BVS-HelfefVertretung diskutierte aktuelle Fragen 4126 
BVS-Bundesschule begeht 30iähriges 
Bestehen, ,. Teil 
BVS-Bundesschule begeht 30lähnges 
Bestehen, 2. Teil 
Bergung aus HSchwalbennest· und 
. Schichtung" 
BVS-HelfefVertreler Grabke wiedergewählt 

Gesellschaft für den 
Zivilschutz in Berlin e_ V_ 

Tätigkeitsbericht der GZS für 1981 
Erstmalig Schutzraumbau-Aussteltung 
in Bertln 
Ronald Reagan in Bertin 
GZS steigerte Leistung erneut 

Technisches Hilfswerk 

THW-Übung in Dänemark 
THW zu Gast beim holländischen Zivilschutz 
70 Einsätze von THW und Feuerwehr 
38. Auslandseinsatz des THW 
Gemeinschaftsübung Bescherming 
Bevolkmg - THW 
Viehtransport verungluckt: THW half 
bei der Bergung 
Dramatische Rettungsaktion 
Ein Einsatzl6llwagen entsteht 
30 Jahre THW-Landesverband Schleswig­
Holste;n 
Festakt zum 30jährigen Bestehen des 
THW-Landesverbandes Niedersachen 
38. THW-Auslandseinsatz in Kamerun beendet 
Demonstration enger Zusammenarbeit 
500 Helfer im Übungseinsatz 
Mit Fuchsschwanz, Schlangenbohrer und 
Klauenbeit 
Westdeutsche THW-Ortsverbände ubten 
in Berlin 

5129 

9119 

11/28 
11130 

3129 

5135 
7-8148 

11135 

1128 
1/32 
2141 
3130 

3135 

4138 
4/43 
5/45 

6128 

6132 
6133 
6135 

7-8154 

916 

9137 
Bundesinnenminister Dr. Zimmermann empfing 
THW-Helfervorihrem Einsatz in libanon 10/11 
THW-OV Eutin zu Besuch in Kopenhagen 10/31 
Katastrophenschutzübung vor Japanischen 
Gästen 10/33 
75 THW-Helfer vom 40. Auslandseinsatz 
erfolgreich zuruck 11/7 
THW-Jugendgruppe arbeitet fur den 
Weihnachtsmann 12/17 
Staatssekretär Spranger zu Fragen des THW 12/9 
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Warndienst Rettungsdienst Schutzraumbau 

Elektronische Sirenen fur den WarndienSI 1/43 Bilanz der Hubschrauher·Rellungsflugelnsätze 1979 bis 1981 : 300000 Schulzplätze 
Pilotprojekt Elektronische Sirenen des Katastrophenschutzes im Jahre 1981 1/2 bezuschuBt 7-8/23 
ImWarngebielVll1 2/42 Interessante Ergebnisse einer Untersuchung 1/48 Der ~ Schutzraum im Schutzraum" 9/ 14 
Arbellstagung im Warnamt VII 5/46 SAA-Hubschrauber: 
Warnämler - SchaUstellen im Warnsyslem 6/46 Sechs MeIer zwischen Leben und Tod 5/23 
InformalJOOsbesuch aus Spanien 
imWarnamtVll 7-ll/58 
Friedensmäßige Tätigkeiten und Nutzung 
von Anlagen des Wamdlenstes 9/44 

Vorsorge Neues Darstellungsverfahren der luftlage 
erprobt 10/41 Wissenschaft und Technik 
Fernostllcher Besuch In L,nnlch 11 /42 Vorsorge - in Planung und PraxiS 1 /6 
Besuch aus den USA beIm Warnamt V 11/42 Der EInsatz von Fernkoplergeraten Tnnkwasser-Nolversorgung nach Berhner 
Warndlenstubung NATEX '82 12/44 im Zivilschutz 1118 Erfahrungen 2/14 

Elektronisches Haus-InformatIons-System 1/63 Schutz elektrischer und elektronischer Systeme 

Stbrfall-Kommission beIm Bundesminister des ZIvilschutzes gegen äußere Beeinflussung 4/17 

Humanitäre Hilfe des Innern gegrundet 1/63 Abschlußberichl uber die ZukunftslnveshtJonen 

Haus-Notrufsystem bewahrt sich 2/63 im Bereich der Trinkwasser-Notversorgung 7-8127 

Belrut 1982. Deutsche Hilfe fur den lebensmittel-Vorrat durch langzeIt-Depot 2/63 SPD, F.DP und CDU unterstreichen den Wert 

leldgepruften libanon 10/6 Elektronisches ~ Ohr · hängt am Hubschrauber 3/3 des Schutzes der Bevolkerung 9/ 17 

Einsatz in Nordjemen abgebrochen 12/7 Aulonolfunk : SOS auf landstraßen 3/16 Santtätsmittelbevorratung - unverzlchtbare 

Funkkommandotisch Marke . Eigenbau· 3/38 Vorsorge Im Gesundheitswesen des 

Auchlmaske ~ Rettungsmittel m neuer Variante 3/63 ZIVIlschutzes 11/10 

Neue Bauelemente mit Brandschutzglas 3/63 Einwandfreies Tnnkwasser auch bei 
Katastrophen SAVE In der praktischen Erprobung 4/6 Notstanden, 

Elektronik regeltloschwassermenge 4/63 Katastrophen und im Felde 12/25 

Sturmflut-Emsatz 1981 1/28 EInstellspritze und Kübelspntze 5/26 
Katastrophenalarm für den THW-OV Bruhl 1/32 Funkgeräte: Vorsicht - • Exoten · ! 5/28 
Hochwasser In Saarbrucken 1/36 EInsatziertrechner Im • Baustein-Prinzlp- 5/63 
Im Schlaf uberrascht 2/U2 Stra6en-Notrullelefone verbinden automatisch 5/63 
Um 628 Uhr bebte die Erde 2/7 BJörn-Steiger-Stlftung sIelli vor : 
Die Nacht, In der die Deiche brachen 4/ 14 Organ-Transport-Wagen 6/3 Zivile Verteidigung und 

Motorrettungsbool . Aolkreuz ,- 6/5 
Zivilschutz Eine rollende Fernmeldevermlltlung 6/22 

Katastrophenschutz Neue Luflheber bewälligen biS zu 80 Tonnen 6/63 
Filter-Aeuungshaube fur die Industne 6/63 MdB Mollemann: Mitwirkung der Kommunen 

Kampf der Ölpest 1/15 
lonisallons-Brandmelder zeigt Betnebs- In der zIvilen VerteIdigung 1/5 
bereitschafl an 6/63 DiskUSSion uber die Zivile VerteIdIgung 

Oie Grundzuge des neuen landesgesetzes 
Baby-Notarztwagen im Deutschen Bundestag 3/5 

Ahelnland-Pfalz 2/ 10 
in Hetdelberg seiner BestImmung ubergeben 7-813 Kreise und Gememden als Träger der ziVilen 

BundesInnenminister Baum 
10000 neue Einsalzfahrzeuge 2/61 

Neuas Olbindemltlel yorgeslelll 7-ll/52 Verteidigung 3/9 

Besondere Einheilen Im Katastrophenschutz 4/45 
Trinkwasser- an die Wand gehängt 7-8/79 Mehr Plätze fur ZiVildienstleistende 4/47 

Das Überleben möglichst v1eler Opfer SIchern 5/21 
Phasenfolge spannungsfrei feststellen 7-ll/79 Vorwurf der Beteiligung an Krlegsvorberetlungen 

Neues Katastrophenschulz·Zenlrum 
• Elnmal-Rettungsmaske· 7-8/79 zurückgewiesen 4/51 

in Gelsenkirchen 6/12 
Klein , aber kompakt: Einsatzle!twagen 9/16 Bundesregierung: Beachtliche Fortschntte 

MInister BOckmann und Or. Widdmayr 
Technik Im Dienste des Pallenten 9/48 bei der zivilen VerteIdigung erzielt 5/6 

unterschrieben Verwallungsyerelnbaru ng 7- 8/6 
.Pulsmeldesyslem- 9/63 Zivilschutz in Finnland 5/7 

Ferdlnand Ständer neuer leiter der 
Neue Mediztntechnlk gegen Herzstillstand 9/63 Möllemann fragt nach Gesundh811s-

Katastrophenschutzschule des Bundes 11 /2 
Weltwlnkel-Schallabstrahlung sichersteilungsgesetz 6/3 
Warnanlage fur Einsatzfahrzeuge 9/63 Nicht Geld allem bestImmt die Wlrksamketl 
Der Spurkasten 80 10/12 des Zivilschutzes, sondern auch Phantasie 

Katastrophenschutzübungen 
Elektrontsches Vlelzweck-Thermometer 10/63 und Willenskrall 6/8 
Alarm und Informalion mobIl: MOBS 10/63 Basis eines effektIven Zivilschutzes muB 
Automatische Entrlegelung fur Feuerwehr- die ehrliche und offene Information setn 7- 8/9 

Mit vollem Einsatz und Engagement 4/21 Schlusselkästen 10/63 F.O.P.-Bundestagsabgeordneter Möllemann 
Munchen Das Fuhrungsmodell auf dem .Autonotfunk· holt die lebensWichtIge Zett ein 11 /24 sIellI Programm zum Schutze der 
Prufstand 7-8/16 Neuer Selbstschutz-Anzug enlwlckelt 11/63 Zlvilbevolkerung yor 7-8/25 
Große Lage in Dusseldorf 10/ 18 Oie eigene . Feuerwehr· Im Haus 11 /63 Oie Nordallanlik-Pakl-Orgamsallon, 1. Teil 11/17 
Kbln : Es Sind lunl wellere loschzuge Hydraultkaggregat mll Rettungsgeräten Oie Nordallantik-Pakt-OrganisaliOn, 2. Teil 12/13 
erforderlich 10/21 als Kompaktsatz 12/63 Bundesregierung unterstutzl Entwurf des 
Olalarm lieB alle Drahte gluhen 12/23 DlRG entwickelt Ladeerhallungsschaltung 12/63 Gesundhetlsschutzgesetzes der COU/CSU 12/20 
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Paul Claes 

Das 
Minimagazin 

Safety first -
im Brandschutzdienst 

Die jeweilige Paragraphenangabe bezieht 
sich auf die Unfallverhütungsvorschrift 
Feuerwehren vom 1. Juli t 972. 

Das Besteigen einer Leiter ohne Feuerwehrhelm und Sicherheitsgurt (Hakengurt) ist unzulässig, die Steighöhe splett dabei keine Rolle. (Vgl. §§ 13,20). 

Oer Absturzgetahr von und der Quetschgefahr auf Feuerwehrleitern wird vor allem dann vorgebeugt, wenn . .. die Feststellvorrichtungen (hier die 
Federsperrbolzen der Steckleiter) aufsitzen (eingerastet sind) ... (0 zu § 20). 



Postvertr iebsstuck - Gebühr bezahlt 
Vertrieb : A. Bernecker, 
Postfach 140, 3508 Melsungen 
Vertriebskennzahl G 2766 E 

Arbeit für den Weihnachtsmann mit Handsäge und Klöpfel 

Die Jugendgruppe des Technischen Hilfswerks Gelsen­
kIrchen arbellel zur Zell fleißig an einem ganz besonderen 
Prolekl Als verspaieies Welhnachlsgeschenk wollen die 
12- bis 17,ahrigen Jungen den Kindern einer ortlichen 
Grundschule im Fruhlahr ein Klellergerüslln den Pausen hof 
sielien 

Vor einigen Wochen haben die Jungen unler lachkundiger 
Anleilung von Bernhard Langowski, dem Jugendgruppen­
leller. mll den Arbelien begonnen. Die Jugendlichen üben 
sich dabei im Umgang mll Handsage. Kloplel und Stechbei­
tel; sie leilen Bandeisen an der Werkbank und lernen. im 
Team zu arbeiten. Schon isl der große Rahmen fur das 
holzerne Klettergerüst fertig und kann zusammengebaul 
werden. Spater werden, wenn vier Rundhölzer bearbeitet 
und angebracht sind, auch Kletternelze, Seile und Schau­
keln zum Spielen einladen. 

Das Zivilschulz-Magazln hai den Jugendlichen der THW­
Gruppe bei der Arbell über die Schulter geschaut. Die 
Eindrucke werden In dieser Ausgabe geschildert 


